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Internationale wirtschaftliche und 
politische Probleme der achtziger Jahre 
aus österreichischer Sicht 

Bundeskanzler Dr. Bruno Kreisky 

ZUSAMMENFASSUNG: Dkfm. Alexander Dörfel und Mag. 
Wolfdietrich Grau, Oesterreichische Nationalbank 

Die derzeitige außenpolitische Situation muß als äußerst kri-
tisch bezeichnet werden. Weltpolitische Ereignisse, wie sie wäh-
rend der letzten Monate zu beobachten waren (z. B. Afghanistan), 
hätten in der Vergangenheit unweigerlich zum Ausbruch von 
Kriegen geführt. Im folgenden sollen die drei Hauptkrisenherde 
(Afghanistan, Persien, Naher Osten) und jene Maßnahmen darge-
stellt werden, die meiner Ansicht nach dazu beitragen könnten, 
jene große Konfrontation zu verhindern, deren Eintritt heute von 
vielen befürchtet wird. 

Krisenherd Afghanistan: Frieden. durch innenpoliti-
schen Ausgleich 

Das jüngste Problem der Weltpolitik ist Afghanistan. Die 
Supermächte neigen im allgemeinen dazu, politische Probleme 
durch Teilung bzw. Abgrenzung ihrer Einflußsphären zu lösen. 
Die Vereinigten Staaten hatten so lange nichts dagegen einzu-
wenden, .daß Afghanistan in der Einflußsphäre der Sowjetunion 
liegt, wie sie glaubten, die- Kontrolle über den Iran auszuüben. 
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Die UdSSR akzeptierte diese Machtaufteilung und arrangierte 
sich mit dem Schah, der der Sowjetunion gewisse militärische 
und politische Konzessionen machte. Die Annahme der USA, daß 
sie den Iran über dessen früheres Regime kontrollieren könnten, 
erwies sich allerdings als Illusion. Offensichtlich gelang es den 
Vereinigten Staaten nicht, sich über die wahre Stimmung im 
Land zu informieren. 

Ich bin persönlich davon überzeugt, daß sich die Sowjet-
union zum Einmarsch in Afghanistan entschlossen hat, um in 
diesem Land eine ähnliche Entwicklung wie im Iran zu verhin-
dern, nämlich die Machtübernahme durch den islamischen Fun-
damentalismus, und nicht, um dadurch den ersten Schritt in 
Richtung des Persischen Golfs zu tun. Das zum Zweck der Legiti-
mation immer wieder ins Spiel gebrachte demokratische Pathos 
ist beim Ringen der Großmächte um ihre Einflußgebiete fehl am 
Platz, vergleicht man die gegenwärtigen Regimes in Afghanistan 
und Pakistan. 

Bekommt die Sowjetunion jedoch in absehbarer Zeit Afgha-
nistan mit militärischen Mitteln nicht unter Kontrolle, so besteht 
die Gefahr, daß sich die Auseinandersetzungen durch die ihnen 
innewohnende Dynamik letztlich bis an den Persischen Golf und 
unter Umständen bis an den Indischen Ozean ausweiten. Derzeit 
leben die diversen Völker dieser Region verstreut über verschie-
dene Staatsgebiete, die mit dem Ziel nationaler Unabhängigkeit 
ihre Identität suchen. Zusammen mit dem Interesse der Groß-
mächte an der Verfügungsgewalt über die in dieser Region vor-
handenen und für die Versorgung der Weltwirtschaft entschei-
denden Energierohstoffe besteht die Gefahr, daß die Weltmächte 
durch die Unterstützung nationäler Befreiungsbewegungen eine 
„Balkanisierung" herbeiführen. Afghanistan muß daher als ein 
sehr ernstes Problem angesehen werden, das in entscheidendem 
Maße die Weiterführung der Entspannungspolitik in Europa be-
lastet. 

Eine Lösung der afghanischen Krise kann nur auf innenpoli-
tischem Weg gefunden werden. Dazu müssen sich maßgebende 
Gruppen des islamischen Widerstands bereit finden, mit den 



gegenwärtigen, von der Sowjetunion abhängigen Machthabern 
einen innenpolitischen Konsens herbeizuführen. Die auf dieser 
Grundlage gebildete Regierung könnte dann mit Pakistan über 
die Regelung der Grenzverhältnisse verhandeln. Die Sowjetunion 
läßt in ernstzunehmender Form durchblicken, daß sie im Falle 
einer Regelung dieser Grenzverhältnisse bereit wäre, einem 
schrittweisen Abzug ihrer Truppen zuzustimmen. Die Erfahrung 
beweist, daß die UdSSR dann, wenn mehr auf dem Spiel steht, als 
zu gewinnen ist, bereit ist, ihre Truppen von besetzten Gebieten 
abzuziehen. Österreich und der Iran seien hier als Beispiele ange-
führt. 

Krisenherd Iran: Geiseln als Pfand des islamischen 
Fundamentalismus 

Ein weiterer Krisenherd von weltpolitischer Bedeutung ist 
der Iran. Dort ist immer noch eine Revolution im Gang, die aber 
zum Unterschied zu jenen der modernen Geschichte keine tra-
gende politische Bewegung aufweist. Die sogenannte „Islamische 
Revolution" ist ein Phänomen mit vielen Machtzentren, wobei es 
immer wieder zu einem sehr prekären Ausgleich zwischen diesen 
kommt. Die dabei entstehenden Gegensätze bergen die Gefahr 
eines Bürgerkrieges in sich, wie die letzten Entwicklungen erken-
nen lassen. Im Spannungsfeld der Machtzentren haben zwei den 
größten Einfluß: Auf der einen Seite befindet sich eine Gruppe im 
Westen ausgebildeter, revolutionär gesinnter, islamischer Intel-
lektueller - wie vor allem Präsident Bani Sadr und Außenmini-
ster Gotbsadeh -‚ auf der anderen Seite das Machtzentrum unter 
der Kontrolle des Ajatollah Beheshti, einer eindrucksvollen Per-
sönlichkeit, die sehr an die starken Männer der sowjetischen 
Nachrevolutionsphase erinnert. Als Repräsentant der Religion 
lehnt dieser zwar den Kommunismus, nicht aber dessen Metho-
den ab. Wer letztlich die Oberhand behalten wird, kann nicht 
vorausgesagt werden. 

Das amerikanische Geiseldrama ist wiederum nichts anderes 
als ein Ausdruck dieses Machtkampfes. Der Gruppe um Bani 



Sadr und Gotbsadeh ist schon seit langem bewußt, daß die Nor-
malisierung der zwischenstaatlichen Beziehungen zu den westli-
chen Industriestaaten die Freilassung der Geiseln zur Vorausset-
zung hat. Sie sehen ein, daß man Personen, die die diplomatische 
Immunität genießen, auch wenn diese nicht ausschließlich diplo-
matische Aktivitäten entfaltet haben, nicht als Geiseln festhalten 
darf. 

Auf der anderen Seite behauptet Ajatollah Beheshti eben-
falls, daß er dies einsehe; seiner Ansicht nach sei jedoch die Zeit 
dafür noch nicht reif, und der Versuch der USA, das Geiselpro-
blem mit militärischen Mitteln zu lösen, hätte zusätzliche Er-
schwernisse geschaffen. 

Hinter diesen nuancierten Meinungsverschiedenheiten ver-
birgt sich aber das eigentliche innenpolitische Problem des Iran: 
Die Männer um Bani Sadr und Gotbsadeh wollen zwar die Eigen-
ständigkeit ihrer Revolution anerkannt wissen, gleichzeitig aber 
auch eine Öffnung nach dem Westen, wenn auch mit gewisser 
Distanz. Diese Öffnung soll allerdings nicht in Richtung USA er-
folgen, da diese Beziehungen derzeit blockiert sind und der Anti-
amerikanismus im Iran sowie auch in allen anderen Ländern am 
Golf sehr stark ausgeprägt ist. Für die wirklichen islamischen 
Fundamentalisten um Ajatollah Beheshti hingegen würde ein 
Öffnung gegenüber dem Westen nur eine Verhinderung oder Ver-
langsamung der von ihnen angestrebten Entwicklung bedeuten. 
Da nun aber der Schlüssel zu einer Öffnung nach dem Westen - 
auch zu Sozialdemokraten - nur über die Befreiung der Geiseln 
möglich ist, verhindern die iranischen Fundamentalisten in die-
ser Frage eine Verständigung mit der anderen Gruppe. Ajatollah 
Khomeini, der das wirkliche Machtzentrum des Iran ist, die Füh-
rung aber nur gelegentlich ausübt, hält das Gleichgewicht zwi-
schen den beiden Gruppen dadurch aufrecht, daß er einmal den 
Argumenten der einen und ein anderes Mal jenen der anderen 
Gruppe folgt, wodurch die Lösung des Geiseldramas immer wie-
der hinausgeschoben wird. 

Diese Situation im Iran ist natürlich für die Vereinigten 
Staaten unerträglich. Daß Amerika trotzdem keine größeren 
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militärischen Aktionen zur Befreiung der Geiseln setzte, findet 
seine Ursache im verlorenen Vietnam-Krieg. Amerika unternahm 
damals die größten militärischen Anstrengungen und scheiterte. 
Dadurch, daß sehr mächtige Nationen nur zum äußersten Einsatz 
fähig sind - nämlich zum Krieg -‚ vermitteln sie in Auseinan-
dersetzungen wie derjenigen mit dem Iran manchmal den Ein-
drück der Schwäche. 

Es könnte aber trotzdem zu einer Befreiung der Geiseln kom-
men: Voraussetzung dafür ist natürlich, daß die Gegner einer sol-
chen durch einen Stärkeren überwunden werden. Durch einen 
„big bargain", also ein Geschäft, oder durch eine militärische 
Aktion werden die Geiseln kaum befreit werden können. 

Deutlich muß aber auch gesagt werden, daß der Spott über 
die amerikanische Befreiungsaktion unberechtigt ist. Man darf 
dabei nicht übersehen, daß es sich meiner Meinung nach um eine 
mit gewissen iranischen Kreisen konzertierte Aktion gehandelt 
hat, bei der der iranische Teil den Amerikanern im entscheiden-
den Augenblick mitteilte, daß er nicht mehr in der Lage sei, mit-
zutun. Das war vermutlich die Ursache für den Abbruch der 
Aktion. 

Die Ereignisse um die besprochenen Krisenherde unterstrei-
chen, daß die Supermächte nicht immer von rationalen Überle-
gungen geleitet werden und gewisse Führtmgsschwächen aufwei-
sen. Diese Führungsschwächen führten dazu, daß Persönlichkei-
ten, wie Bundeskanzler Schmidt, Präsident Giscard d'Estaing 
und Außenminister Lord Carrington, zu der Überzeugung kamen, 
gewisse Probleme der Weltpolitik selbst einer Lösung näher brin-
gen zu müssen. 

Krisenherd Naher Osten: Gegensätze nicht unüber-
windbar 

Der dritte Krisenherd, der vielleicht derzeit gar nicht so 
wichtig erscheint, der sich aber dramatisch entwickelt, ist der 
Nahe Osten. Innerhalb der PLO gibt es verschiedene Gruppierun- 
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gen: Einerseits ist dies die kleine Gruppe der Anhänger des Ter-
rors, deren Bedeutung jedoch nur so lange überproportional ist, 
als eine Befreiungsbewegung gezwungen ist, sich terroristischer 
Methoden zu bedienen. Andererseits gibt es große Gruppen, in 
denen sehr gemäßigte, vernünftige und auch wohlhabende Politi-
ker entscheidend mitreden. Wohlhabend deshalb, weil die Palä-
stinenser aufgrund ihres hohen Bildungsgrades und der Diaspo-
ra, in der sie leben, führende Posten in Ländern wie Kuwait, Sau-
di-Arabien, den Golf-Staaten und Ägypten inne haben. Diese Re-
präsentanten der Intelligenz und der Führungsschicht waren für 
eine Öffnung der PLO nach dem westlichen Europa und wollten 
ihre Freunde nicht nur in den arabischen und kommunistischen 
Staaten finden. Und so begannen sie die Politik der Hinwendung 
zum Westen. Da ich selbst an dieser Politik mitwirkte, habe ich 
auch immer vor der Gefahr einer Radikalisierung im palästinen-
sischen Lager gewarnt, wenn diese Politik keine entsprechende 
Reaktion Westeuropas hervorruft. Ursache dieser Gefahr ist, daß 
sich die echt radikalen Gruppen und die von der sowjetischen 
Politik beeinflußten, die diese Politik von vdrnherein nicht woll-
ten, in ihrer Abneigung gegenüber dem Westen bestätigt sehen 
und diese dann auch leichter gegenüber den gemäßigten Gruppen 
vertreten können. Dieser Fall ist nun eingetreten. Der Westen 
und insbesondere die Europäischen Gemeinschaften diskutieren 
seit Monaten, ob sie den Palästinensern politisch entgegenkom-
men sollen. Die Amerikaner haben versucht, solche Bemühungen 
zu verhindern und begründen dies mit dem Hinweis, daß ein im 
Laufen befindlicher Befriedungsprozeß nicht gestört werden 
solle. Dahinter dürften jedoch vom Wahlkampf beeinflußte Über-
legungen stehen, die dahin gehen, den vielleicht einzigen über-
zeugenden außenpolitischen Erfolg der gegenwärtigen Admini-
stration nicht zu gefährden. 

Das von Israel vorgebrachte Argument, daß durch das Ein-
treten für einen Palästinenser-Staat der Kommunismus in diese 
Region verpflanzt würde, ist unglaubwürdig. Die Sowjetunion ist 
durch ihren Einfluß auf Syrien bereits auf den Golan-Höhen und 
durch ihre Präsenz im Süd-Jemen im Golf-Gebiet präsent. 
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Die Anwesenheit der Supermächte in dieser Region und ihr 
Einfluß können nur durch eine Lösung dieses Problems gemildert 
werden, die angesichts der Meinungen der am Konflikt direkt Be-
teiligten gar nicht so schwierig erscheint. Der Führer der Palästi-
nensischen Befreiungsbewegung, Arafat, erklärt immer wieder, 
daß die PLO auf jedem Stück befreiter palästinensischer Erde 
den Palästinensischen Staat errichten wolle. Dabei sei das wich-
tigste, daß das palästinensische Volk weiß, daß es dorthin gehört, 
was nicht zugleich bedeuten muß, daß alle Palästinenser dorthin 
auch kommen. Wenn dieser Staat besteht, wollen die Palästinen-
ser selbst entscheiden, ob und wie sie sich mit Jordanien arran-
gieren. Simon Peres, vermutlich der nächste Regierungschef Isra-
els, erklärt dazu, daß dies aus seiner Sicht nicht in Frage komme. 
Über seine Zukunftsvorsteliungen befragt, erklärt er allerdings, 
daß das Westufer und der Gazah-Streifen nach kleineren Korrek-
turen an Jordanien zurückgegeben werden sollen, damit dieses 
dann einen jordanisch-palästinensischen Staat einrichtet. Offen-
sichtlich sind diese beiden Lösungen sachlich nicht sehr weit 
voneinander entfernt. Durch Verhandlungen - wobei direkte 
Verhandlungen sicher eine Illusion sind - könnte aufgrund die-
ser Ausgangspositionen eine Lösung erzielt werden. 

Entspannungspolitik nicht auf alle Zeit teilbar 

Für die weitere Zukunft stehen zwei Altemativen zur Aus-
wahl: Entweder die drei Krisenherde werden befriedet, oder es 
entsteht die Gefahr, daß diese sich zu einem einzigen verschrän-
ken, der unweigerlich zur Konfrontation der Großmächte führen 
muß. Europa, das von den Erfolgen der Entspannungspolitik am 
meisten profitiert hat, hat das erste Mal eine große außenpoliti-
sche Aufgabe in dieser Region. Die Politik der europäischen 
Staaten muß darauf abzielen, die drei Krisenherde durch Kon-
zentration auf jeweils ein Problem voneinander zu isolieren und 
Verhandlungsprozesse herbeizuführen. Wenn dies nicht gelingt, 
werden wir wahrscheinlich keine Möglichkeit zur Fortführung 
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der Entspannungspolitik haben: Die Ergebnisse von „Salt II" 
würden nicht unterzeichnet, „Salt III' nicht begonnen, die Wie-
ner Truppen-Abbaugespräche steckenbleiben und die „KSZE" in 
Madrid den Rückschlag in der Entspannungspolitik auf Europa 
konzentrieren. Die Entspannungspolitik ist nämlich nicht für alle 
Zeiten teilbar; noch sind die alten europäischen Krisenherde, wie 
etwa Berlin, nicht aufgebrochen. Die gegenseitige Abhängigkeit 
ist aber viel zu stark, als daß Afghanistan oder der Iran bei der 
Madrider Konferenz ausgeklammert werden könnten. 

Es darf nicht übersehen werden, daß diese die Entspan-
nungspolitik gefährdende Entwicklung an Österreich nicht spur-
los vorübergehen kann; überdies sollte man sich erinnern, daß 
der Entspannungsprozeß mit dem österreichischen Staatsvertrag 
begann und damit auch erst die Voraussetzung für unsere Pro-
sperität gegeben war. Sollte der kalte Krieg wieder aufleben, 
wird die Neigung, vor allem ausländischer Unternehmen, in 
einem Land, das an der Grenzlinie zwischen den Machtblöcken 
liegt, zu investieren, sehr gering sein. Wir haben in einem viel 
größeren Ausmaß von der Entspannungspolitik profitiert, als dies 
etwa England, Schweden oder Holland getan haben. Wir, und zu 
einem Großteil auch die Bundesrepublik Deutschland, sind die 
großen Gewinner dieser Politik. In geringerem Ausmaß und in 
einem ganz anderen Sinn haben auch manche Volksdemokratien 
von diesem Entspannungsprozeß profitiert. 

Die Rolle der neutralen Staaten 

Österreich war immer von Entwicklungen der Weltpolitik - 
früher der europäischen Politik - abhängig. Es muß daher unser 
Interesse sein, die Entspannungspolitik näch Möglichkeit zu för-
dern. So stellt sich die Frage, ob Österreich hier wirklich einen 
Beitrag leisten kann. Diese Frage kann deshalb bejaht werden, 
weil es wenig Außenseiter gibt, die sich dazu bereit finden. Die 
Schweiz hat bestimmte Vorstellungen von ihrer Außenpolitik. Sie 
leistet manchmal einen maximalen Einsatz, der jedoch möglichst 
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unsichtbar und auf gewisse Fragen begrenzt sein soll. Schweden 
wiederum hat seinerzeit unter der sozialdemokratischen Regie-
rung innerhalb der Vereinten Nationen Beträchtliches geleistet 
und auch zur Verbesserung des Verhältnisses zwischen der BRD 
und der UdSSR beigetragen. Die Finnen, um Paasikivi zu zitie-
ren, „liegen dort, wo sie liegen. 

Es gibt Situationen, in denen der vermittelnde Außenseiter 
den Großmächten auch einen Gefallen tun kann. Es darf nur 
nicht immer darauf hingewiesen werden, daß die Großmächte um 
diesbezügliche Aktivitäten ersucht haben. Im Zusammenhang 
mit der Reise der Vertreter der Sozialistischen Internationale in 
den Iran gab es sicherlich keine Opposition seitens der Vereinig-
ten Staaten. Im Nahen Osten wurden die Gespräche der Soziali-
stischen Internationale zwar nicht immer im Einklang mit den 
interessierten Mähten geführt, aber nie ohne ihr Wissen. Der 
kleine, ungebundene Staat wird also ab und zu benötigt, um Ge-
spräche herbeizuführen. 

Das hat Österreich qualifiziert, als Ort der Begegnung zu 
fungieren.. Der österreichische Staatsvertrag stand am Anfang 
der Entspannungspolitik und ist daher deren Symbol. Sicher 
kann man auch diesen Vertrag obsolet machen, wie dies andere 
Staaten mit ihren Friedensverträgen praktizierten, wenn sie die 
darin enthaltenen Einschränkungen als unangenehm empfanden. 
Auf dem österreichischen Staatsvertrag aufbauend kann Öster-
reich aber auch zur Lösung der in der Welt vorhandenen Proble-
me beitragen und damit auch seine eigene Sicherheit fördern. Ein 
Beitrag war das Treffen der Außenminister der Großmächte im 
Rahmen der Feiern zum 25jährigen Bestand dieses Vertrages. 

Wirtschaftliche Probleme der achtziger Jahre 

Schließlich seien noch einige wirtschaftliche Probleme erör-
tert: der Ost-West-Handel, die Energiesituation und die Nord-
Süd-Beziehungen. 
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Für den Westen stellt die höhere Verschuldung der Staats-
wirtschaftsländer des Ostens derzeit nicht das Haupthindernis 
für den Handel mit dem Osten dar, vielmehr sind es diese Länder 
selbst, die durch Verringerung der Kreditaufnahme das Handels-
volumen beschränken. Dies gilt insbesondere für die Sowjet-
union, die im Falle Österreichs nur ungern bereit ist, unser beste-
hendes Handeispassivum durch größere Käufe in Österreich aus-
zugleichen. Polen kann hinsichtlich der Auslandsverschuldung 
als Ausnahme angesehen werden, da dort auch Naturkatastro-
phen ihre Spuren hinterließen. 

In der Energiepolitik müssen alle Alternativen verfolgt wer-
den; derzeit ist Kohle jedoch die einzige. Die uns zur Entwick-
lung anderer Energiequellen zur Verfügung stehende Zeit ist so 
gering, daß wir uns gezwungen sehen, mit der Nuklearenergie, 
trotz der damit verbundenen Probleme, zu leben. Die Nutzung 
dieser Energiequelle ist nun keine technolögische Frage mehr, 
sondern eine politische. Hinsichtlich der Ölpreisgestaltung sei 
der Vorschlag wiederholt, den Ölpreis über einen Index an die 
Preise der wichtigsten von den ölproduzierenden Staaten aus den 
Industrieländern importierten Güter zu binden. 

Über Nord-Süd-Beziehungen zu sprechen, heißt das Versa-
gen der westlichen Industriestaaten bei der Gewährung von Ent-
wicklungshilfe an die Staaten der Dritten Welt einzubekennen. 
Die Ursache dafür liegt in erster Linie in der Nichtbeachtung der 
Erfahrungen unserer eigenen Wirtschaftsgeschichte: Die west-
lichen Industriestaaten haben verabsäumt, in den Entwicklungs-
ländern jene Infrastruktur aufzubauen, die für den Erfolg von In-
dustrieinvestitionen eine unabdingbare Voraussetzung darstel-
len. Entscheidend sind hier vor allem die Bereiche des Verkehrs, 
der Wasserversorgung, der Energie und der Telekommunikation. 
Die Realisierung derartiger Projekte muß jedoch auf multilatera-
1er Ebene erfolgen; bilaterale Entwicklungshilfe ist nur eine 
zweite Stufe. 

Die Antwort auf die Forderungen des Südens werden die 
westlichen Industriestaaten bald geben müssen, soll verhindert 
werden, daß die Welt tief gespalten bleibt. Der industrialisierte 



Westen ist dem Osten aufgrund seiner ökonomischen Potenz weit 
überlegen und muß diese Möglichkeit politisch nützen. Deprimie-
rend war in diesem Zusammenhang die Haltung des Westens 
gegenüber den Forderungen der Dritten Welt anläßlich der 
3. UNTDO-Generalversammlung in New Delhi im Frühjahr 1980. 
Nachdem die Invasion der UdSSR in Afghanistan im Rahmen der 
UNO von 104 Staaten, also auch von der überwiegenden Mehr-
heit der Entwicklungsländer, verurteilt worden war, fanden sich 
die westlichen Industriestaaten nicht bereit, diese Schwäche des 
Ostens durch Zugeständnisse an die Entwicklungsländer auszu-
nützen und zu verstetigen. 

Sollte der Westen eines Tages großangelegte Vorschläge zur 
Hilfe für die nichterdölproduzierenden Entwicklungsländer vor-
legen, so würden sicher die ölproduzierenden Staaten ebenfalls 
beträchtliche Mittel für diese Zwecke einsetzen. 
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Die energiewirtschaftliche Seite 
des Leistungsbilanzproblems 

Generaldirektor Ludwig Bauer 
Vorsitzender des Vorstandes 
der Österreichischen Mineralölverwaltung Aktiengesellschaft 

Die Situation der österreichischen Leistungsbilanz hat sich 
- mit Ausnahme der Jahre 1975 und 1978 - in den siebziger Jah-
ren rasch verschlechtert. Betrug der Saldo der Bilanz der lauf en-
den Transaktionen im Jahre 1972 minus 45 Mrd 5, so stieg das 
Defizit 1974 auf 88 Mrd 5 und 1979 gar auf 259 Mrd S. Parallel 
zu dieser Verschlechterung der österreichischen Leistungsbilanz 
hat der Wert der österreichischen Energieimporte drastisch zuge-
nommen. Betrugen nämlich diese Energieimporte im Jahre 1972 
87 Mrd S, so stiegen sie 1974 auf 202 und bis 1979 auf 
333 Mrd S. Dieser Vervierfachung des Wertes der österreichi-
schen Energieimporte steht nur eine Steigerung der Importmen-
gen von etwa 30% im gleichen Zeitraum gegenüber. 

Bei dieser Entwicklung handelt es sich selbstverständlich 
nicht um ein speziell österreichisches, sondern um ein weltweites 
Phänomen. Dahinter steht eine drastische Umstrukturierung der 
Weltenergieversorgung, die sich auch in den achtziger Jahren 
fortsetzen wird. 
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Olversorgung 

Rein technisch wäre wohl eine beträchtliche Steigerung der 
Ölproduktion der OPEC möglich. Wirtschaftliche und politische 
Erwägungen der OPEC-Länder dürften jedoch gegen eine derar-
tige Produktionspolitik sprechen. Als Folge der gestiegenen 
Preise werden die OPEC-Länder ja schon heuer einen Leistungs-
bilanzüberschuß in der Höhe von 115 Mrd $ haben. Für das näch-
ste Jahr zeichnet sich ein ähnlicher Betrag ab. Es besteht also für 
die meisten dieser Länder nicht nur kein Anreiz, die Produktion 
zu erhöhen, sondern es gibt schwerwiegende wirtschaftliche 
Gründe dafür, die noch vorhandenen Ölvorräte über einen mög-
lichst langen Zeitraum zu erstrecken. 

Aufgrund dieser Politik der OPEC muß auf jeden Fall mit 
weiteren Ölpreiserhöhungen gerechnet werden. Auf lange Sieht 
werden diese Preiserhöhungen letztlich von den Kosten der Er-
satzenergien für OPEC-Öl abhängen, d. h. vor allem von den Ko-
sten des Atomstroms, und die sind bekanntlich hoch. 

Gasversorgung 

Vom Standpunkt der physisch vorhandenen Reserven beste-
hen in den achtziger Jahren keine Grenzen der Erdgasverfügbar-
keit. 

Die gegenwärtige Preissituation ist dadurch gekennzeiclmet, 
daß Erdgas für den Verbraucher in den Importländern etwa 
gleich teuer oder billiger kommt als das vergleichbare Olprodukt 
Heizöl. Die weit höheren Transportkosten für Erdgas lassen von 
diesem Endverbraucherpreis jedoch einen signifikant geringeren 
Produzentenerlös als für den Erdölexport übrig. 

Daher zeichnet sich zunehmend die Absicht der betreffenden 
Produzentenländer ab, Erdgas, für das sie einen geringeren Erlös 
als für Erdöl erzielen können, für ihre eigene Wirtschaft einzuset-
zen. 

20 



An einem höheren Export ihrs Bodenschatzes Erdgas zeigen 
sie sich nur interessiert, wenn die Importländer bereit wären, für 
Erdgas dem Produzentenland wesentlich mehr als bisher, etwa 
gleichviel wie für Erdöl, zu bezahlen. 

Sollten die von den Exporteuren angestrebten signifikanten 
Preiserhöhungen durchgesetzt werden können, werden E-Wirt-
schaft und Industrie aus dem Kreis der Erdgasbezieher ausstei-
gen. 

Kohleversorgung 

Experten rechnen in den achtziger Jahren mit einem Anstieg 
der Kohleproduktion zwischen jährlich 2 bis 3%. Selbst die opti-
mistische 3%-Wachstumsrate p. a. wird keine relevante Substi-
tution des Öls, sondern höchstens eine teilweise Abdeckung des 
Energieverbrauchszuwachses erlauben. Kohle wird die in den 
fünfziger und sechziger Jahren vorherrschende Überflußsitua-
tion auf dem Weltenergiemarkt sicher nicht wieder bringen. Dar-
aus folgt auch, daß der Kohlepreis im Welthandel nur vorüberge-
hend merkbar niedriger als der für Öl und Gas bleiben kann. Die 
allgemeine Energieknappheit wird den Kohlepreis am Weltmarkt 
in Kürze an einen äquivalenten Wärmepreis für Heizöl heran-
führen. 

Kohlevergasung, besonders aber -verflüssigung, werden in 
den achtziger Jahren keine entscheidende Rolle spielen. Dies er-
stens, weil ihre technische Entwicklung noch nicht so weit voran-
geschritten ist, und zweitens, weil die bisher verfolgte konventio-
nelle Veredelung - also ohne Koppelung mit Kernenergie - 
einen so hohen Kohleeigenverbrauch erfordert, daß schon von der 
Seite der Kohleverfügbarkeit her enge Grenzen gezogen sind. 

Energieimporte und Leistungsbilanz Österreichs 

B'j insgesamt rückläufiger Inlandsproduktion und steigen-
der Energienachfrage werden sich die österreichischen Energie-
importe in den achtziger Jahren weiter erhöhen. 
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Diese mengenmäßige Erhöhung wird - aufgrund der welt-
weit angespannten Energieversorgung - mit steigenden Energie-
preisen zusammentreffen und die österreichische Leistungsbi-
lanz weiter belasten. 

Aus dem absoluten Rückgang der Erdölproduktimporte, ver-
bunden mit einer gegenüber Rohöl überproportionalen Steige-
rung ihrer Preise seit 1972, läßt sich für die Olversorgung der 
achtziger Jahre die Schlußfolgerung ableiten, daß die Inlandsver-
arbeitung sowohl aus Gründen der Sicherheit der Versorgung in 
einem knapper werdenden Markt als auch aus Gründen der Bil-
ligkeit und damit Entlastung der Leistungsbilanz zu fordern ist. 

Zur Sicherung der daraus resultierenden hohen Rohölversor-
gung ist ein Nahverhältnis Österreichs zu den Produzentenlän-
dem zu forcieren. Direktbezüge Österreichs von Erdöllieferlän-. 
dem sind ein Instrument zur Herstellung solch enger Kontakte, 
die vermehrt mit österreichischen Warenexporten in diese Län-
der sowie mit Technologietransfer und Dienstleistungen gekop-
pelt werden sollten. 

Die Erdgasimporte Österreichs stiegen zwischen 1972 und 
1979 um 90%; der Preis für Importerdgas je m 3  vervierfachte sich 
im gleichen Zeitraum. Noch immer steht er aber - nach Ansicht 
der Erdgasexporteure - in keiner angemessenen Relation zum 
Rohölpreis. Verteuerungen von Erdgas im Verhältnis zum Rohöl 
sind für die achtziger Jahre wahrscheinlich. 

Diese Preiserhöhungen werden zwar die Verwendung von 
Erdgas in der Verstromung und teilweise der Industrie vermin-
dern. Zur Sicherung des weiter steigenden Energiebedarfes im 
Kleinverbrauchssektor werden aber die Bemühungen um erhöhte 
Erdgasimporte intensiv fortzusetzen sein. 

Da der Kohlepreis von einem absolut unwirtschaftlichen 
Niveau ausging, ist es auch nicht zu verwundern daß er sich 
gegenüber 1972 bis 1979 nur verdoppelte und nicht so wie das 
Rohöl vervierfachte. Daß er andererseits aber sehr wohl in 8 Jah-
ren um über 100%  stieg - ohne OPEC, ohne Kohlenkrise -‚ ist 
ein Indiz dafür, daß sich der Kohlepreis in Zukunft äquivalent 
mit dem Heizölpreis entwickeln wird. Äquivalent heißt, unter Be- 
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rücksichtigung des niedrigeren Heizwertes sowie der mit ihrer 
Verfeuerung verbundenen höheren Investitions- und Mani-
pulationskosten. 

Für Österreich, ein Binnenland, das über keine billigen Koh-
leantransportmöglichkeiten verfügt, bedeutet dies, daß die Sub-
stitution von Heizöl durch Kohle nur den Vorteil einer größeren 
Diversifikation der Energiebezüge bieten kann, jedoch keine 
Wirtschaftlichkeits- oder Umweltvorteile. Eine Entlastung der 
Leistungsbilanz in den achtziger Jahren wird nur durch Kern-
energie und Energiesparen, d. h. vor allem durch Isolation von 
Gebäuden und durch Forcierung der Fernwärme, möglich sein. 
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Die weltweite Versorgung 
mit landwirtschaftlichen Rohstoffen 

Dr. Hans Korbi 
Generalsekretärstejivertreter der Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskantmern Österreichs 

Es gibt keine nach Waren gegliederte Prognose für landwirt-
schaftliche Rohstoffe bis zum Jahr 2000. Die FAO-Produktionen 
(FAO = Food and Agriculture Organisation of the United Na-
tions) für einzelne landwirtschaftliche Rohstoffe reichen derzeit 
nur bis 1985. 

Die FAO arbeitet derzeit an einer Studie mit dem Titel „Ag-
riculture - towards 2000", die erst in einer Rohfassung, deren In-
halt durchaus umstritten ist, vorliegt. Diese Studie stellt aber 
derzeit die einzige Prognose am Agrarsektor mit einem derart 
weiten Zeithorizont dar. Fast alle nachstehenden Ausführungen 
entstammen dieser noch nicht publizierten Studie. 

Wachstum der Weltbevölkerung und Zug in die Städte 

1960 3 Milliarden Menschen 
1980 437 Milliarden Menschen 
1990 528 Milliarden Menschen 
2000 6'25 Milliarden Menschen 

Bevölkerungs rachstum 1960-1980 weltweit 19% 
1980-2000 weltweit 17% 
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Dieses Bevölkerungswachstum wird sich vor allem auf die 
Entwicklungsländer konzentrieren und dort wieder auf die 
Städte. Das Bevölkerungswachstum der Industrieländer 
(1970-1975) 09% pro Jahr, wird auf 06% bis zum Jahr 2000 
sinken. 

70% der Weltbevölkerung leben heute in den Entwicklungs-
ländern, im Jahre 2000 wird ihr Anteil auf 78% wachsen. 1975 
lebten in den Entwicklungsländern 27% in den Städten, im Jahr 
2000 werden es 40% sein. Das heißt, die Hälfte des Bevölkerungs-
wachstums der Entwicklungsländer wird auf die städtischen 
Zentren entfallen. 

Daraus werden enorme Anforderungen an die Steigerung der 
Marktproduktion, der Infrastruktur und an den Verteilungs-
apparat gestellt werden. Städtische Zentren waren noch immer 
Zentren für soziale Umwälzungen und daher kommt ihrer Ver-
sorgung für die Aufrechterhaltung einer ruhigen sozialen Ent-
wicklung besondere Bedeutung zu. 

Möglichkeiten der Produktionssteigerung in den Zu-
schußländern 

In den letzten 20 Jahren konnten die Entwicklungsländer 
ihre landwirtschaftliche Produktion im Schnitt um 24% jährlich 
steigern. In den Industriestaaten sank der Zuwachs der landwirt-
schaftlichen Produktion von 28% in den fünfziger Jahren auf 
24% in den sechziger Jahren und auf 21% in den siebziger 
Jahren. 

Die FAO-Studie hegt keinen Zweifel, daß die Landwirtschaft 
in den Industriestaaten weiterhin in der Größenordnung des 
Wachstums der siebziger Jahre zunehmen könnte. Bezüglich der 
Entwicklungsländer werden von der FAO Zielsetzungen genannt, 
die nur unter bestimmten Voraussetzungen erreichbar erschei-
nen. 

So geht die FAO u. a. davon aus, daß es in den Entwicklungs-
ländern möglich sein sollte, so wie in den letzten 20 Jahren, die 
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Ackerfläche jährlich um 1% auszuweiten. Limitierender Faktor 
ist dabei jedoch vor allem das Wasser. Teilweise sind gigantische 
Investitionen zur Sicherstellung der Wasserversorgung erforder-
lich. Heute steht in den Entwicklungsländern pro Kopf der Be-
völkerung eine Ackerfläche von WO ha zur Verfügung. Diese wird 
bis 2000 auf 05 ha pro Kopf sinken. Erlauben Sie mir hier einige 
Worte über die Produktionsfaktoren: Boden - Arbeit - Kapital; 
sie reichen nicht mehr aus, um die starken Seiten oder die Schwä-
chen der Landwirtschaftssysteme zu charakterisieren. Es gibt be-
deutend mehr Faktoren, welche, wenn sie im Minimum sind, be-
sonders negative Auswirkungen auf die Produktion haben. Aber 
bleiben wir zuerst beim Produktionsfaktor Boden. Hier gilt es 
vorerst verschiedene falsche Vorstellungen zu beseitigen. Falsche 
Vorstellungen, die zu dem falschen Schluß führen, daß die Böden 
in den Entwicklungsländern eine, auf Grund ihrer Jungfräulich-
keit, hohe Fruchtbarkeit aufweisen. Leider ist eine gute Frucht-
barkeit aber nur bei den selten vorkommenden jungvulkanischen 
Böden zu finden. Die starke Intensität der Sonnenbestrahlung 
führt in den Böden jüngst gerodeter jahrtausendealter tropischer 
Urwälder innerhalb von ein bis zwei Jahren zur restlosen Oxida-
tion der organischen Substanzen, d. h. zum völligen Abbau des 
Humusgehaltes. Hohe Regenfälle - es gibt Gegenden in Afrika 
und Asien mit 10 m jährlicher Niederschlagsmenge - führen zu 
rapider Auswaschung der Nährstoffe. Saure Böden überwiegen. 
Die Vernichtung der organischen Substanzen im Boden führt zur 
Zerstörung der Bodenstruktur, zur Erosion, zur Versteppung und 
schließlich zur Wüste. 

Obwohl weite Gebiete der Welt höhere Niederschläge im 
Schnitt aufzuweisen haben als Österreich, ist der Faktor Wasser 
im Minimum. Die größere Hitze führt zu größeren Verdunstungs-
verlusten; außerdem ist die jährliche Niederschlagsmenge oft auf 
eine einzige 4 bis 5 Wochen dauernde Regenzeit beschränkt. Be-
wässerungsanlagen sind nicht nur teuer und auf das Vorhanden-
sein von Grundwasser oder Flüssen angewiesen, auf den durch 
ungenügende Drainage bewässerten Feldern kommt es durch die 
hohe Wasserverdunstung zu Salzausblühungen an der Boden- 
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oberfläche. Der kapillare Wasseranstieg bringt das Salz der 
unteren Bodenschichten an die Oberfläche, das Land wird un-
fruchtbar. 

Der Produktionsfaktor Kapital - sicher einer der wichtig-
sten Faktoren - ist aber in seiner Nützlichkeit oder Verwertbar-
keit von verschiedenen anderen Faktoren abhängig. Ganz grob 
gesprochen: Was nützt alles Geld, wenn der Landwirt nicht weiß, 
welchen und wieviel Handelsdünger er anwenden soll, welche 
Maßnahmen er zur Schädlingsbekämpfung ergreifen soll. Es gibt 
leider viele andere Faktoren, die einen Einfluß auf die Entwick-
lung der landwirtschaftlichen Produktion haben. 

Es sind Faktoren, die leicht zu identifizieren sind und deren 
Einsatz bestimmend für die Entwicklung der Agrarproduktion in 
den nächsten Jahren bzw. Jahrzehnten sein wird. Das Ausmaß 
ihres Einsatzes ist aber schwer abzuschätzen und dies macht es 
nicht leicht, genaue Prognosen über zukünftige Entwicklungen 
auf dem Agrarsektor zu geben. 

Hier wären die Probleme der Betriebsstruktur zu erwähnen. 
Nur ein Beispiel: Wir alle wissen, daß die UdSSR gewaltige Pro-
bleme im Agrarsektor hat, daß jedoch die relativ kleinen, privat 
genutzten Flächen in hohem Grad zur Versorgung der Bevölke-
rung mit Gemüse, Obst, Fleisch und Eiern beitragen. Sollte eine 
Liberalisierung eintreten, die eine Vergrößerung des Privatlandes 
zuließe, könnte sich die Abhängigkeit der Sowjetunion und der 
anderen COMECON-Länder von Lebensmittelimporten mit 
einem Schlag ändern - ja ins Gegenteil verkehren. Ein anderes 
Beispiel ist Südamerika. Weite Gebiete, besonders in fruchtbaren 
Talniederungen, werden derzeit nur extensivst als Weidebetriebe 
geführt; Betriebe mit 5.000-10.000 ha sind eher die Regel als die 
Ausnahme. In verschiedenen Staaten wird von Bodenreform ge-
sprochen, in wenigen wurde sie bis jetzt in die Tat umgesetzt. Bei 
Verteilung des extensiv genutzten Weidelandes an Ackerbauern 
würden die Auswirkungen weltweit bemerkbar sein. Die Getrei-
de- oder Sojaexporte aus Südamerika könnten steigen, die 
Fleischexporte jedoch zurückgehen. Wichtig, doch schwer vor-
hersehbar ist der Beitrag, den die landwirtschaftliche Forschung 
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in den nächsten Jahren zur Produktionssteigerung leisten wird. 
Welche Bedeutung die Forschung für die Produktion hat, ist z. B. 
beim mexikanischen „Wunder-Kurzstrohweizen" erkennbar. Die 
durchschnittlichen Weizenerträge Mexikos stiegen von 1.700 kg/ 
ha im Jahr (1965) auf3.367 kg/ha (1977). 

Die von der FAO angepeilte Produktionssteigerung geht von 
einer Erhöhung der Ackerfläche in den Entwicklungsländern um 
28% bei einer gleichzeitigen Verbesserung der Erträge um 78% 
aus. 62% der Bevölkerung der Entwicklungsländer werden im 
Jahr 2000 aber in Ländern wohnen, in denen es keine weitere 
nennenswerte Ausdehnungsmöglichkeit der Ackerflächen mehr 
geben wird. 

Voraussetzungen für Produktionssteigerungen 

Das Bevölkerungswachstum darf weltweit die vorher genann-
ten Y7% keineswegs übersteigen. 
Das Brutto-Nationalprodukt muß weltweit um 49 bis 53% 
real wachsen, was eine Pro-Kopf-Quote von 30 bis 34% er-
gibt. 
Die bisherige Wachstumsrate der landwirtschaftlichen Pro-
duktion der Entwicklungsländer muß ganz wesentlich ange-
hoben werden. Die Versorgung der Entwicklungsländer mit 
Düngemitteln und Saatgut muß vervierfacht werden (in Rein-
nährstoffen ausgedrückt, müssen die Düngergaben pro Hektar 
von 26 kg im Jahr 1980 auf 100 kg im Jahr 2000 angehoben 
werden; der durchschnittliche Düngerverbrauch der Indu-
strieländer betrug schon Mitte der siebziger Jahre 166 kg/ha). 
Die jährlichen Bruttoinvestitionen in die Lahdwirtschaft in-
klusive ihrer Vorprodukte müssen in den Entwicklungslän-
dern von 52 Mrd $ im Jahr 1980 auf 107 Mrd $ im Jahr 2000 
wachsen. Dies entspricht einer jährlichen Wachstumsrate von 
36%. Ein großer Teil dieses Investitionsbedarfes wird impor-
tiert werden müssen. Die Industrieländer müssen den Ent- 
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wickW.mgsländern entsprechende Mittel zur Finanzierung die-
ses gigantischen Devisenaufwands zur Verfügung stellen. 

5. Weltweit bessere Dotierung der landwirtschaftlichen For-
schung. 

Bekämpfung des Hungers in der Welt; Notwendigkeit 
der Nahrungsmittelhilfe 

Die Berechnungen der FAO sind darauf abgestellt, daß es 
auch im Jahr 2000 für die Bevölkerung der Entwicklungsländer 
nicht möglich sein wird, den derzeitigen Pro-Kopf-Kalorienver-
brauch von etwas weniger als 2.000 Kalorien pro Tag wesentlich 
anzuheben. Trotzdem wird es je nach errechneter Variante in den 
nächsten 20 Jahren kein Jahr geben, in dem die Zahl derer, die 
permanent hungern, unter 240 bzw. 390 Millionen Menschen 
sinken wird. 

Das Beispiel Afrika: Die Getreideproduktion Afrikas stieg 
von 48 Mio t (1961/65) auf 65 Mio t (1975/79). Dies entspricht 
einer Steigerung um 17 Mio t oder um 35%. Die Bevölkerung 
stieg jedoch im gleichen Zeitraum um 120 Millionen Menschen 
oder 45%. Das Bevölkerungswachstum erreichte in den siebziger 
Jahren 28% pro Jahr und wird in diesem Jahrzehnt auf 3% 
steigen. 

Die Nahrungsmittelhilfe zugunsten der Entwicklungsländer, 
die in den siebziger Jahren bei Getreide gesunken, bei Butter und 
Magermilchpulver gestiegen ist, wird in den kommenden 20 Jah-
ren wesentlich angehoben werden müssen, und zwar bei Milch-
produkten von 235.000 t Magermilchpulver - je nach tatsächli-
cher Entwicklung der Landwirtschaft der Entwicklungsländer - 
auf ca. 250.000 bis 350.000 t. Bei Getreide wird die Nahrungsmit-
telhilfe, sofern die Landwirtschaft der Entwicklungsländer sich 
in den kommenden 10 Jahren so weiter entwickelt wie in den ver-
gangenen 20 Jahren, auf 32 Mio t und - sofern die ehrgeizigen 
Ziele der FAO erreicht werden sollten - immerhin noch auf 20 
Mio t steigen müssen. Diese Ziffern beziehen sich jedoch nur auf 
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eine Zeitrelation bis zum Jahr 1990. Darüber hinaus wollte oder 
konnte die FAO keine Prognosen über den Nahrungsmittelhilf e-
bedarf bisher machen. Dem steht bei Getreide eine Nahrungsmit-
telhilfe am Ende der siebziger Jahre von nicht ganz 10 M.io t 
gegenüber. 

Preispolitik und Einkommensverteilung 

Hinter diesen Durchschnittswerten verbergen sich äußerst 
große Unterschiede von Land zu Land, aber auch von Einkom-
mensschicht zu Einkommensschicht. Es wird notwendig sein, in 
den Entwicklungsländern Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß sich gerade die untersten Einkommensschichten Lebensmit-
tel überhaupt im Mindestausmaß leisten können. Dies setzt tief-
greifende Veränderungen in den Einkommensstrukturen der 
Länder der Dritten Welt, aber auch eine wesentlich stärkere In-
dustrialisierung und Stärkung der Exportfähigkeit der Entwick-
lungsländer voraus. 

Sollen die hochgesteckten Ziele der FAO erreicht werden, 
müssen Maßnahmen zur Beseitigung der Instabilität der Agrar-
märkte geschaffen und finanziert und den Erzeugern solche Prei-
se geboten werden, daß diese einen Anreiz zur Produktionssteige-
rung erhalten. Mit der heutigen Preispolitik, einer möglichst 
niedrigen Gestaltung der agrarischen Produzentenpreise, werden. 
die Entwicklungsländer Gefahr laufen, die bisherigen Steigerun-
gen ihrer landwirtschaftlichen Produktion in Zukunft nicht zu 
erreichen. Schon gar nicht werden sie jedoch die wesentlich 
höher gesteckten Zielsetzungen realisieren, die die FAO für die 
Entwicklungsländer als unbedingt notwendig annimmt. 

Selbstversorgungsgrade der Entwicklungsländer; 
Auswirkungen auf den Handel 

Während bei den tropischen Produkten, wie z. B. Kaffee, Tee, 
Kakao, Bananen, Zitrusfrüchte usw., für die Exporte der Ent-
wicklungsländer noch erhebliche Ausweitungsmöglichkeiten be- 
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stehen, werden diese Länder bei Rindfleisch, Getreide und Milch-
produkten in Zukunft noch stärker von Lieferungen der Indu-
striestaaten abhängig werden. 

Der Selbstversorgungsgrad der Entwicklungsländer wird, in 
Kalorien ausgedrückt, in den kommenden 20 Jahren von derzeit 
92% auf 80% fallen. Bei Fleisch lauten die entsprechenden Zah-
len 102% bzw. 76% und bei Milch 91% bzw. 71%. Dies entspricht 
einem Getreidedefizit der importierenden Entwicklungsländer 
von 180 Mio t und einem Nettofleischdefizit von 14 Mio t. 

Während es bei Getreide von der Produktion her möglich er-
scheint, diesen Importbedarf weltweit zu decken, ist es mehr als 
zweifelhaft, ob auch die Voraussetzungen für eine derartig rasche 
Steigerung des Getreidewelthandels gegeben sein werden. Bei 
Fleisch erscheint es unwahrscheinlich, daß das Versorgungsdefi-
zit überhaupt deckbar sein könnte. 

Die Rolle der Landwirtschaften der Industrieländer 
bis zum Jahre 2000 

Die FAO äußert ihre Sorge, daß es bei einer Reihe von Pro-
dukten zu Marktzusammenbrüchen kommen könnte, enn die 
Prodvktivitätssteigerungen der Landwirtschaften der Industrie-
länder auf dem bisherigen Niveau bleiben und die Entwicklungs-
länder ihrerseits die ehrgeizigen Ziele der FAO erreichen. Ande-
rerseits vertritt die FAO jedoch die Meinung, daß zur Sicherung 
der Nahrungsmittelhilfe, zum Ausgleich von Ernteschwankun-
gen und zur Sicherstellung der weltweiten Versorgung mit 
Agrargütern der Landwirtschaft der Industriestaaten in den 
nächsten 20 Jahren entscheidende Bedeutung zukommt. 

Probleme für die Landwirtschaften der Industrieländer wer-
den zweifellos daraus resultieren, daß, abgesehen von ihrem 
höheren Ertragsniveau, auch in Zukunft zu erwarten ist, daß die 
Produktivitätssteigerung im bisherigen Rahmen weitergeht. 
Gleichzeitig wird jedoch die Nachfrage nach Nahrungsmittehi in 
den Industriestaaten nur noch um 09% pro Jahr zunehmen, und 
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zwar aufgrund eines Bevölkerungswachstums, das auf 07% pro 
Jahr bei einem Einkommenszuwachs von real 1% geschätzt wird. 

Es muß jedoch bezweifelt werden, ob die Volkswirtschaften 
der Industriestaaten, sollen sie selbst weiterwachsen, in der Lage 
sein werden, eine Nahrungsmittelhilfe in gesteigertem Ausmaß 
zu gewähren und insgesamt wirtschaftspolitische Voraussetzun-
gen dafür zu schaffen, daß die von der FAO prognostizierten zu-
sätzlich notwendigen Kapitalhilfen an die Entwicklungsländer 
tatsächlich geleistet werden.. 

Enttäuschte Erwartungen der Vergangenheit 

Es gibt derzeit keine in Entwicklung befindliche Technolo-
gie, von der in den nächsten Jahren erwartet werden kann, daß 
sie zu einer wesentlichen Verbesserung der Produktionsvoraus-
setzungen in der Landwirtschaft beiträgt. 

Obwohl es heute großtechnisch möglich ist, Einzellerprotein 
auf der Basis von Methan, Paraffin und anderen Erdölderivaten 
zu produzieren, wurden diese Produktionen vor ihrer Verwirkli-
chung durch die weltweit gestiegenen Erdölkosten unrentabel. 
Letztere spielen jedoch auch eine entscheidende Rolle bei der 
Produktion von Düngemitteln, insbesondere bei Stickstoffdünge-
mitteln. Es ist vollkommen ungelöst, inwieweit bei weiter stei-
genden Düngemittelpreisen mit einem erhöhten Düngemittelein-
satz überhaupt gerechnet werden kann. 

Vollkommen neu wird die Produktionskraft der Meere beur-
teilt. Die Nachfrage nach Fisch wird zwar in den nächsten Jahren 
weltweit um ca. 30 Mio t steigen, dies würde aber nur noch eine 
Verarbeitung von ca. 5 bis 6 Mio t Fisch zu Fischmehl erlauben. 
Heute werden jedoch 23 Mio t Fisch zu Fischmehl verarbeitet. Es 
wird hier weltweit zu einer Entscheidung kommen müssen, wozu 
die Fischbestände der Weltmeere verwendet werden sollen. Auf 
jeden Fall wurden die Erwartungen, daß die Weltmeere wesent-
lich zur Entlastung der angespannten Situation in der Ernährung 
beitragen können, nach unten revidiert. 
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Der Welthandel bei Getreide und Futtermitteln; die 
Marktmacht der USA 

Wie die nachstehenden Tabellen zeigen, ist sowohl bei Wei-
zen als auch bei Futtergetreide die Zahl der exportierenden Län-
der auf ein halbes Dutzend beschränkt, wobei allein auf die USA 
über 46% des Welthandels bei Weizen und über 72% des Welt-
handels mit Futtergetreide entfallen. 

Welthandel beiWeizen 1979/80 

Miot 

810 1000 
davon: 

37•4 462 
140 173 

insgesamt 	.................................. 

131 169 

USA ...................................... 
Kanada 	................................... 

92 114 
Australien 	................................. 
EG ....................................... 

35 43 Argentinien 	................................ 
sonstige 	................................... 32 40 

Welthandel bei Futtergetreide 1979/80 

Miot 

985') 1000 
Diese Menge wird in folgenden Staaten auf- 

gebracht werden: 
USA.....................................710 721 

insgesamt .................................. 

Kanada...................................50 51 
Argentinien 	...............................90 91 
Australien 	................................32 32 
Südafrika 	.................................25 25 
sonstige 	................................... 78 79 

+13% gegenüber 1978/79. 

Bei Sojabohnen besitzen die USA praktisch ein Monopol. Die 
Sojabohnenexporte der USA im Jahr 1979/80 werden zwischen 
218 Mio t und 238 Mio t liegen. Neben den USA exportiert nur 
Brasilien relativ geringe Mengen. 
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Daß die USA bereit und in der Lage sind, ihre Marktmacht 
zu politischen Zwecken einzusetzen, haben sie bereits im Jahr 
1973 bewiesen, als durch die vorübergehende Sperre der Sojaex-
porte die „Eiweißkrise" weltweit zu ernsten Versorgungsschwie-
rigkeiten geführt hat. 

Biomasse bereits eine respektable Energiequelle 

Anfang Mai fand eine internationale Konferenz über Bio-
energie in Atlanta statt, an der etwa 2.000 Delegierte aus 40 Län-
dern teilnahmen. 

Dort wurden in zahlreichen Referaten und Diskussionen 
Möglichkeiten und bisherige Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Gewinnung flüssiger, gasförmiger und fester Brennstoffe aus 
pflanzlicher Materie und organischen Abfällen erörtert. Klarheit 
bestand darüber, daß technisch ausgereifte Verfahren für die 
Umwandlung beispielsweise von Zuckerrohr und Zuckerrüben, 
Getreide und Pflanzenzellulose in Alkoholtreibstoff bereits ver-
fügbar sind. Auch können brennbare organische Abf älle in Gas 
umgewandelt, getrocknet oder unter Druck zu anderen gasförmi-
gen Brennstoffen und zu festem brikettiertem Brennmaterial ver-
arbeitet werden. Vertreter zahreicher Länder konnten in Atlanta 
interessante Programme vorstellen, so aus Brasilien, China, 
Frankreich, Kanada, Schweden, Finnland, von den Philippinen, 
aus Indonesien, Ghana, Neuguinea und den USA. 

In Brasilien, das in Diskussionen über alternative Energien 
häufig zu allererst genannt wird und wo bereits eine Benzin-Al-
kohol-Mischung als Kraftstoff Verwendung findet, beginnen der-
zeit Fahrzeuge vom Fließband zu rollen, die mit reinem Alkohol 
betrieben werden. Bis 1985 hoffen die Südamerikaner, 10 Mrd 
Liter Äthanolkraftstoff aus Zuckerrohr produzieren zu können. 
Derzeit sind es etwa 4 Mrd Liter jährlich. 

- Der im brasilianischen Industrie- und Handelsministerium 
für Biomasse-Projekte zuständige Experte Lourival do Monaco 
berichtete, daß durch die neue Industrie bereits 150.000 zusätz- 



liche Arbeitsplätze geschaffen worden seien. Laut Angaben des 
Wissenschafters Dr. Wu Wen gibt es in der Volksrepublik China, 
dem „größten Biogas-Produzenten der Welt", gegenwärtig 7 Mio 
Faulanlagen zur Gewinnung von Methan. In Behältern von etwa 
10 cbm Rauminhalt wandeln Bakterien, Dung, organische Abfäl-
le und teilweise Haushaltsmüll in Gas für Kochzwecke, Beleuch-
tung und Stromerzeugung um. Jährlich, so Dr. Wu Wen, würden 
über 500 Mio cbm Methan auf diese Weise gewonnen. In Peking 
hoffe man, den Bestand an solchen Zersetzungsanlagen pro Jahr 
um 1 Mio Einheiten vergrößern zu könneh. Pro Stück seien die 
Anschaffungskosten der Behälter auf rund 100 DM zu veran-
schlagen, womit sich der Energiebedarf einer 4köpfigen Familie 
decken lasse. 

Vertreter Schwedens berichteten von Untersuchungen, wo-
nach das Land seinen gesamten Energiebedarf aus Biomasse dek-
ken könnte. Gegenwärtig bezieht der skandinavische Staat 8°Io 

seiner Energie aus organischen Stoffen, und zwar insbesondere 
aus der zellstoffverarbeitenden Industrie, wo Abf allprodukte zur 
Erzeugung von Prozeßwärme für die Papierherstellung und 
Stromgewinnung verwendet werden. 

Frankreich deckt 17% seines Energiebedarfes aus biologi-
schen Quellen. Dieser Prozentsatz soll bis zum Jahr 1985 verdop-
pelt werden. Im laufenden Kalenderjahr beabsichtigt die Pariser 
Regierung bis umgerechnet 20 Mio DM für Forschungs- und Ent-
wicklungsausrüstungen aufzuwenden, mit denen die verschiede-
nen Verfahren zur Nutzbarmachung von Bioenergie demonstriert 
werden sollen. 

Kanada beabsichtigt eine Fortentwicklung der Energieer-
zeugung aus organicher Materie. Bis zum Jahr 2020 will man da-
mit rund 20% des gesamten Bedarfs decken können, während es 
zur Zeit 5% sind. 

Einen Betrag von mehr als 100 Mio DM will das Washingto-
ner Energieministerium 1980 in die Forschung und Entwicklung 
der Biomasseverwertung stecken. Als Jahresproduktions-Soll für 
Äthylalkohol hat Präsident Carter für Ende 1981 eine Menge von 
19 Mrd Liter angesetzt. 

36 



Zahlreiche Wissenschaftler warnten auf dem internationalen 
Kongreß aber auch davor, mit der industriellen Nutzbarmachung 
von Biomasse zur Energieerzeugung die Produktion von Nah-
rungsgetreide in den Hintergrund treten zu lassen. Die Erzeu-
gung von „Organkraft" dürfe nicht auf Kosten der Nahrungsver-
sorgung einer von Hunger geplagten Welt geschehen. 

Rohstoff Holz 

Die Weltwaldfläche nimmt jährlich um 20 bis 30 Mio ha ab. 
Sie beträgt derzeit rund 42 Mrd ha. Die Ursache dieser Abnahme 
ist vor allem darin zu suchen, daß besonders in den Entwick-
lungsländern durch Brandrodung zusätzliche landwirtschaft-
liche Nutzflächen geschaffen werden. Die rapid steigende Welt-
bevölkerung und die Notwendigkeit, die Nahrungsmittelproduk-
tion auszudehnen, wird den Druck auf die Weltwaldfläche weiter 
steigern. Schon heute gibt es Entwicklungsländer, die wegen 
ihrer großflächigen extensiven Landwirtschaftspolitik nicht ein-
mal ausreichend Brennholz, geschweige denn Nutzholz zur Ver-
fügung haben. 

Laut einer ECE-Prognose wird auch in Europa der Holz-
verbrauch in den nächsten 20 Jahren bis über 80% steigen. 
Dementsprechend werden die Netto-Holzimporte Europas von 
44 Mio cbm auf 115 Mio cbm ansteigen. 

Verpflichtung der Industrieländer 

Aus der geschilderten und zu er*artenden Situation er-
wächst den Industrieländern eine große Verpflichtung. Sie wer-
den durch entsprechende koordinierte Maßnahmen weit mehr als 
bisher zur Bekämpfung des Hungers beizutragen haben. Man 
wird versuchen müssen, anstatt der jetzigen gegenseitigen Preis-
unterbietungen bei Agrarprodukten, die in Form von direkten 
oder indirekten Exportsubventionen erfolgen - die EG hat für 
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das Jahr 1980 für ihre Exporterstattungen allein einen Betrag 
von rund 30 Mrd DM vorgesehen! -‚ durch den Abschluß von 
weltweiten Rohstoffübereinkommen (Zucker-, Weizenüberein-
kommen) eine gewisse Ordnung auf den Weltmärkten herbeizu-
führen. Die dort eingesparten Beträge könnten zu einer wesent-
lich verstärkten Nahrungsmittelhilfe verwendet werden, wobei 
die Verkauf seriöse im betreffenden Entwicklungsland zur Finan-
zierung von Entwicklungsprojekten verwendet werden müßten 
(Counterpart-Programme). Wenn dies nicht geschieht und der 
Westen sich seiner Verpflichtungen nicht bewußt wird, werden 
die Entwicklungsländer diese Hilfen erbetteln, erpressen und - 
vielleicht - erkämpfen, wobei der Osten die Waffen dazu liefern 
könnte. 

Schlußfolgerungen für Öiterreich 

Die weltpolitische Lage, die weiter zu erwartende Ölpreis-
steigerung und der enorm steigende Bedarf der Dritten Welt an 
Nahrungsniitteln und besonders an Energie wird auch in Öster-
reich zu einer starken Aufwertung der Land- und Forstwirtschaft 
führen. Eine durchaus mögliche Koppelung von Getreide-, Zuk-
ker- und Ölpreisen wird den planvollen Einsatz der zur Verfü-
gung stehenden landwirtschaftlichen Nutzflächen sowohl in 
Richtung auf eine gezielte Exportproduktion der eßbaren Pflan-
zenteile als auch in Richtung einer energetischen Nutzung im 
Bereich der Zellulosehydrolyse erforderlich machen. 

Die Aufstellung einer entsprechenden Flächenbilanz, die Er-
arbeitung mittelfristiger Zielvorstellungen, die Förderung der in 
Betracht kommenden Technologien und der notwendigen Anbau-
versuche mit neuen Arten von Energiepflanzen, die Schaffung 
gesetzlicher Voraussetzungen zur Beimischung von Biosprit sind 
daher Aufgaben, denen sich eine verantwortungsbewußte Regie-
rung nicht entziehen kann. 



Internationale Entwicklungstendenzen 
sensitiver metallischer Rohstoffe 

Dr. Walter Heinrich Neubauer 
Geschäftsführer der A USTROMINERAL Ges. m. b. H. 

Die Entwicklung der Leistungsbilanz Österreichs [n den 
achtziger Jahren wird entscheidend von der erfolgreichen Bewäl-
tigung der Probleme der Enrgieversorgung und der Rohstof f-
sicherung beeinflußt. Ein mittelfristiger Ausblick auf die zukünf-
tige Situation der Rohstoffmärkte bedarf daher der Orientierung 
an den wirtschaftspolitischen Ereignissen der vergangenen 
10 Jahre: 

Der Verlauf der wirtschaftlichen Konjunktur der siebziger 
Jahre stand unter dem dominierenden Einfluß der überproportio-
nal, fast explosionsartig gestiegenen Energie- und Rohstoffprei-
se, ausgelöst durch die seit 1973 in mehreren Schockwellen über 
uns hereingebrochene sogenannte Erdölversorgungskrise. 

Innerhalb von 7 Jahren sind die Rohölpreise bekanntlich um 
rund 1.000% gestiegen. Die Auswirkungen auf Konjunktur, Han-
dels- und Leistungsbilanz waren signifikant und alarmierend. 

Die schon fast selbstverständliche jährliche Zuwachsrate des 
Brutto-Nationalprodukts in den ersten Nachkriegsjahrzehnten in 
der Größenordnung von zweistelligen zahlen wurde kurzfristig 
eingebremst, und das Gespenst des sogenannten „Nuliwachs- 
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tums" ist heute Tagesgespräch von Politikern und Wirtschafts-
fachleuten. 

Das Wirtschaftswachstum der westlichen Welt erlebte in den 
siebziger Jahren eine im wesentlichen rohstoffbedingte histori-
sche Zäsur, die möglicherweise mit den einschneidenden Auswir-
kungen - aber diesmal im umgekehrten Sinn - der Industriali-
sierung in der Mitte des vergangenen Jahrhunderts vergleichbar 
ist. Von Rahmenwirkungen abgesehen sind die revolutionären 
wirtschaftspolitischen Veränderungen auf die immer stärker zu 
einer Schicksalsgemeinschaft zusammenwachsende Welt für 
Österreich allerdings scheinbar bemerkenswert belanglos geblie-
ben. Die Europareife ist erreicht worden. Das nominelle Brutto-
Inlandsprodukt pro Kopf stieg von 1.900 US-$ im Jahre 1970 auf 
rund 9.000 US-$ im Jahre 1979. 

Aber auch das Wachstum des realen Brutto-Inlandsprodukts 
war innerhalb der OECD überdurchschnittlich und die Arbeits-
losenrate sogar exemplarisch gering. Ein österreichisches Wun-
der also, das uns unbesorgt auch in die weitere Zukunft blicken 
läßt? Ich glaube nicht! 

Die Handels- und Zahlungsbilanzen wurden in den letzten 
Jahren durch steigende Energie- und Rohstoffpreise ernsthaften 
Belastungen ausgesetzt. Lagen die Importe von Mineralrohstof-
fen (ohne Strom) 1956 noch bei 6 Mrd 5, so stiegen die Einfuhren 
1979 auf über 60 Mrd 5, das entspricht etwa den Gesamt-Devi-
seneinkünften des österreichischen Fremdenverkehrs. Energie-
und Eohstoffbilanz sind darüber hinaus stark defizitär; die Sche-
re zwischen Inlandsaufbringung und Import öffnet sich immer 
beängstigender. 1980 dürfte die Gesamtenergieeinfuhrrechnung 
den gigantischen Wert von nahezu 50 Mrd 5 erreichen. Sie wird 
direkt auf Inflation sowie Handels- und Leistungsbilanz durch-
schlagen. 

Eingeordnet in die europäische und westliche Gemeinschaft 
und als Kleinstaat im Herzen Europas, abhängig von den welt-
weit eng verflochtenen Handelsströmen, sind die Möglichkeiten 
auch begrenzt, eine eigenständige, österreichische Wirtschafts-
politik zu betreiben. 
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Diese Feststellung wird nicht geschmälert durch den Um-
stand, daß die Auswirkungen der jüngsten Energie- und Roh-
stoffkrise und die eng verbundenen Probleme des konkurrenzf ä-
higen Industrieexports durch flankierende politische Maßnah-
men der österreichischen Regierung - und hier setzt die starke 
Stellung der verstaatlichten Wirtschaft und Industrie durchaus 
positive Akzente - Österreich vergleichsweise nur in abge-
schwächter Form trafen. 

Unser Eintritt in eine neue Dekade wird ursächlich von den 
in den siebziger Jahren aufgeflackerten Problemen der gerechten 
Verteilung der Güter dieser Erde überschattet. Ein Trend, der 
sich zunächst in der sogenannten Erdölkrise manifestierte. Diese 
ist letztlich in der disparaten Verteilung der Ressourcen auf der 
Erde begründet. 

Unsere soziale Marktwirtschaft befindet sich heute in der 
gleichen Lage wie der Kapitalismus in der zweiten Hälfte  des 19. 
Jahrhunderts. Ist es uns in den letzten 100 Jahren gut gelungen, 
die gerechte Verteilung der Güter im nationalen Rahmen zu reali-
sieren, so ist diese Errungenschaft heute im internationalen Be-
reich nachzuvollziehen. Um die im Rahmen des Nord-Süd-Dia-
logs, insbesondere der UNCTAD-Resolutionen, der UNIIDO-De-
klarationen und der sogenannten „Brandt"-Kommission disku-
tierte gerechtere Weltwirtschaftsordnung herbeizuführen, müs-
sen die Industrieländer größere Zugeständnisse an das Proleta-
hat des 20. Jahrhunderts, d. h. an die Länder der Dritten Welt, 
leisten. 

Mit Ausnahme der OPEC sind die Produzentenkartelle für 
Kupfer, Eisen, Bauxit, Zinn usw., in denen die Länder der Drit-
ten Welt eine maßgebliche Rolle spielen, bisher noch wenig wirk-
sam gewesen. Umso verheerender hat die Politik der OPEC durch 
den Einsatz der Ölwaffe zur Durchsetzung wirtschaftlicher und 
politischer Ziele das Wirtschaftswachstum der Industrieländer 
beeinflußt und wird es auch noch weiter tun. Diese Politik ist aus 
der Sicht der arabischen Länder durchaus von ökonomischer und 
politischer Logik. Der überproportionale Anstieg der Ölpreise 
soll die Industrieländer zwingen, die Substitution des Erdöls 
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durch andere Energieträger so rasch wie möglich voranzutreiben. 
Nur so körmen sie aus der Zwangslage befreit werden, nach Er-
schöpfung ihrer von Natur her begrenzten Ressourcen wieder in 
Armut und weltpolitische Anonymität zurückzusinken. Ähnliche 
Argumente vertreten auch die Produzentengruppierungen bei 
metallischen Rohstoffen, die sich am OPEC-Modell zu orientie-
ren versuchen. 

Die Politik der OPEC hat also die revolutionäre Änderung 
der Struktur der Energieversorgung der Industrieländer zum 
Ziel. Im Prinzip ein pragmatischer Ansatz, wenn das Tempo der 
Strukturveränderung ohne Gefährdung der nationalen Volks-
wirtschaft der Industrieländer unter Kontrolle gehalten werden 
kann. Es gibt jedoch auch ernstzunehmende Kreise, die behaup-
ten, irrationale Beweggründe innerhalb des durchaus nicht ho-
mogenen OPEC-Kartells würden auf eine Zerstörung der Welt-
wirtschaft hinarbeiten. Der Ausblick wäre dann echt apokalyp-
tisch, in Spenglerscher Manier, jedoch mit ökonomischer Auslö-
smg. Hierbei ist schließlich noch zu bedenken, daß alle modernen 
Kriege letztlich eine Auseinandersetzung um den Besitz oder die 
Kontrolle von Ressourcen darstellten. 

Die Entwicklung der Metallmärkte der nächsten Zukunft 
kann infolge der inhärenten Kausalitäten nicht ohne Einbezie-
hung des Erdöl- bzw. der Energiescenarios analysiert werden. In 
einer neuen Studie über den möglichen Preisanstieg bei Rohöl 
kommt AUSTROMINERAL zur Projektion um 70 US-$/Faß im 
Jahre 1990 1 ) bzw. 113 US-$/Faß um 2000. Bei Kohle bzw. Stein-
kohle - dem logischen mittelfristigen Ersatzenergieträger - 
würde dieser Trend einer Steigerung von derzeit rund 40 US-$/t 
Steinkohleneinheiten (SKE) fob auf ca. 260 US-$/t SKE fob um 
1990 und auf ca. 415 US-$/t SKE fob um 2000 entsprechen. 

Diese Preisentwicklung mit Steigerungsraten von rund 500% 
bzw. 1.000%  wird nicht ohne mittelbare Auswirkung auf die 
künftige Preisgestaltung bei den wichtigsten Schlüsselmetallen 

') Die U5-Erdölhudustrie schätzt den Barrel-Preis im Jahre 1990 auf rund 90 U5-$ 



bleiben. Das preisliche Problem kann jedoch nicht isoliert be-
trachtet werden mit dem Hinweis auf kompensierende Erlösstei-
gerungen auch für Halbfertig- und Fertigprodukte. Die allgemei-
ne Rohstoffbewußtseinsvertiefung leistet zunehmend der Verla-
gerung von Wertschöpfung und Rentabilität auf die Primärge-
winnung, d. h. auf den Bergbau, Vorschub. Daher wird auch der 
Preis für den mineralischen Grundstoff laufend und zum Teil 
überproportional steigen müssen. Schließlich gewinnt die Bedeu-
tung der Entwicklungsländer als Rohstofflieferanten immer 
mehr an Gewicht. Damit ist der Komplex der mittelfristigen 
Preisgestaltung bei metallischen Rohstoffen nur ein Teilbereich 
der künftigen Gesamtversorgungsproblematik der Industrielän-
der, die sich als Summierung folgender grundsätzlicher neuer 
Gegebenheiten charakterisieren läßt, auf die wir uns einstellen 
müssen: fortschreitende internationale Kartellbildung, stärkere 
Politisierung infolge imeingeschränkter Souveränitätsansprüche 
seitens der Entwicklungsländer, Investitionsunlust der Industrie-
länder bedingt durch enorm risikobelastete und hohe Investitio-
nen, Zerrüttung der Währungs- und Kapitalmärkte, zunehmend 
restriktive Handelsbestimmungen, steigende Anforderungen an 
Transport- und Umschlagwesen durch rasche Zunahme des 
Welthandels mit Mineralstoffen und anderes mehr. Die eigent-
liche Versorgungssicherheit, und nicht allein die Preisgestaltung, 
wird daher in steigendem Maße die Aktivitäten der Industrie-
nationen in den achtziger Jahren im Rahmen der Rohstoffversor-
gungsproblematik motivieren. 

Bei Eisenerz, dem derzeit wichtigsten Massenrohstoffgut und 
Schlüsselrohstoff der Stahlerzeugung, wird erwartet, daß das 
Auslaufen von Kapazitäten in den klassischen Industrieländern, 
verbunden mit konjunkturbedingtem schlechtem Investitions-
klima der letzten 10 Jahre, bereits nach 1985 ein weltweites 
Kapazitätsdefizit von 50-70 Mio jato (Tonnen pro Jahr) auftre-
ten wird. Versorgungsengpässe mit kräftigen Preisschüben sei-
tens der Produzenten sind im hohen Maße angezeigt und erfor-
dern rasche Maßnahmen, bedenkt man, daß heute ein wirtschaft-
licher Bergbaubetrieb in Übersee mit einem Produktionsvolu- 

43 



men von mindestens 4 Mio jato Versanderz Investitionen von 
4-5 Mrd S erfordert und Implementierungszeiten von 5-7 Jah-
ren benötigt. 

Nicht unähnlich wird die Entwicklung bei Aluminium, also 
beim Rohstoff Bauxit, verlaufen, wo 4-5 Hauptproduzenten in 
Übersee den Weltmarkt beherrschen. - 

Bei den Stahlveredelungsmetallen besitzt Chrom, also das 
Mineral Chromit, in der Rangfolge der Rohstoffe nach Gefähr-
dung durch politische Versorgungsstörungen den höchsten Risi-
kofaktor. Etwa 70% der Weltproduktion werden von den Oligo-
polen Südafrika—Zimbabwe und der UdSSR bestritten. Ferner 
sind Wolfram, Mangan, Molybdän sowie Niob und Tantal 
potentiell versorgungsgefährdet, wodurch Störungen des Gleich-
gewichtes von Angebot und Nachfrage wahrscheinlich werden. 

Bei den Buntmetallen, vor allem bei Kupfer, Blei und Zink, 
ist die Erzeugung weltweit so breit gestreut, daß von konjunktu-
rell bedingten erratischen Preisfluktuationen abgesehen im 
nächsten Jahrzehnt kaum mit Versorgungsproblemen zu rechnen 
sein wird. Kritischer hingegen beurteilt man die Situation bei 
Nickel und Kobalt, wo der Oligopolcharakter des Marktes gleich-
falls Anlaß zu Besorgnis über eine ungestörte Versorgungsent-
wicklung gibt. 

Da eine rein physische Verknappung der wichtigsten und für 
die österreichische Industrie kritischen metallischen Rohstoffe, 
die über 80% eingeführt werden müssen, innerhalb der nächsten 
zwei Jahrzehnte kaum zu erwarten ist, können sich rohstoffpoli-
tische Analysen der uns konfrontierenden Situation auf den Ver-
gleich zwischen politischem Ausfallrisiko und den Folgen daraus 
auf die heimische Wirtschaft konzentrieren. In einem jüngst an-
gestellten Scenario der Deutschen Bundesregierung kommt zum 
Ausdruck, daß z. B. bei einer 30%igen Importkürzung von 
Schlüsselrohstoffen ein industrieller Produktionsrückgang von 
über 10%  eintreten würde. Wenn aus dieser Perspektive Siche-
rungsmaßnahmen resultieren sollen, so wären insbesondere die 
Eisen- und Stahimetalle sowie ihre Hllfsrohstoffe zu schützen 
und Krisenpläne zu erstellen. 
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Die Forderung ist also durchaus verständlich, daß infolge der 
hohen volkswirtschaftlichen Relevanz einer wettbewerbsentzerr-
ten und gesicherten Versorgung der österreichischen Industrie 
mit kritischen Mineralrohstoffen und Schlüsselmetallen die be-
reits angelaufenen ordnungspolitischen Maßnahmen des Staates 
weiter aktualisiert und schließlich auch in die Tat umgesetzt wer-
den müssen. 

Kaum beeinflußbar scheinen hingegen die bloßen Preisbewe-
gimgen auf den internationalen Metailmärkten in den unsicheren 
nächsten 10 Jahren. Aufgrund des eingangs geschilderten welt-
politischen Scenarios für die achtziger Jahre werden minera-
lische Rohstoffe einschließlich der Schlüsselmetalle ein maßgeb-
lich bestimmender Faktor der Inflation bleiben. 

Ist der inflationsbereinigte Preisindex für Metallrohstoffe in 
den siebziger Jahren im Durchschnitt nur mäßig bzw. zum Teil 
überhaupt nicht gestiegen, so muß mittelfristig wegen zahlrei-
cher Kapazitätsengpässe infolge Investitionsanstaus mit kräfti-
ger Preisbelebung auf konstanter Doflarbasis gerechnet werden. 
Der „Dollar-Horror' beschäftigt bereits Rohstoffeinkäufer und 
Metailhändler in aller Welt. Sicher scheint zu sein, daß die Pan-
tätserhöhung bzw. die Stabilisierung des US-Dollars eine mittel-
fristige Preisentwicklung auf den Metallmärkten aus der Sicht 
der Hantwährungsländer analog den Verhältnissen der Vergan-
genheit ziemlich ausschließt. 

Metallische Rohstoffe sind das Fundament des industriellen 
Zeitalters. Ihre jederzeitige und zu Konkurrenzbedingungen ge-
währleistete Verfügbarkeit bestimmt maßgeblich den Fortbe-
stand unserer marktwirtschaftlichen Ordnung und unseres Ge-
sellschaftssystems. Österreich wird in Annäherung an dieses Ziel 
seine Bemühungen zur multinationalen Betätigung auf den ein-
schlägigen Rohstoffmärkten - eine epochemachende Entwick-
lwig, die in den siebziger Jahren konzipiert und initiiert wurde - 
in den nächsten Jahrzehnten dieses Jahrhunderts konsequent 
weiterführen und noch verstärken müssen. 

Dabei sind sämtliche Möglichkeiten des uns als aktiv neutra-
lem Staate reichlich gegebenen wirtschaftlichen und außenpoliti- 
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schen Maßnahmenkataloges auszuschöpfen. Es geht auch um 
eine positivere Einstellung zu den legitimen Wünschen der Ent-
wicklungsländer, deren Wirtschaftswachstum und Stabilität von 
gerechten Rohstoffpreisen abhängen. Die heutigen Interdepen-
denzen zwingen uns, den Dialog mit der Dritten Welt zu intensi-
vieren. 

Nur knapp 20 Jahre trennen uns noch vom Jahr 2000. 
5-7 Jahre dauert es, um ein größeres Bergwerk zur Produktions-
reif e zu entwickeln. Unsere Rohstofflücke wird ohne Zweifel 
wachsen. Noch ist der weltweite „run" nach lebensnotwendigen 
Ressourcen nicht abgeschlossen. Österreich hat eine Fülle von 
Chancen. 

Lasen Sie uns die achtziger Jahre nützen! 
Dieser Appell geht auch an die heimische Rohstoffinventur, 

die noch lange nicht abgeschlossen ist. 
Das nächste Jahrzehnt wird möglicherweise die Weltwirt-

schaft noch entscheidender beeinflussen und verändern, als dies - 
die jüngste Vergangenheit bewerkstelligte. Die mineralischen 
bzw. metallischen Rohstoffe werden dabei eine wesentliche und 
wegweisende Funktion erfüllen. 

Ohne Pathos darf festgehalten werden, daß sich an der all-
seits befriedigenden Lösung der Probleme ihrer gerechten Vertei-
lung unser Vermögen messen wird, den Interessenausgleich der 
verschiedenen Nationen und gesellschaftlichen Systeme auf 
friedlichem Wege herbeizuführen. 
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Die Rückschleusung der Ölmilliarden 

Dr. Otmar Emminger 
Präsident a. D. der Deutschen Bundesbank 

Der Ölpreisschock hat die durchschnittlichen ölexportpreise 
der OPEC-Länder ungefähr auf das 2'/2fache des Standes von 
1978 hinaufkatapultiert, und ein Ende der (»preissteigerungen 
ist noch nicht abzusehen. Die bisherigen Preiserhöhungen wer-
den den OPEC-Ländern im Jahre 1980 Überschüsse in ihren Lei-
stungsbilanzen von schätzungsweise 100 bis 120 Mrd $ besche-
ren. 

Was werden die OPEC-Länder mit ihren Überschußmilliar-
den machen? Und wie finanzieren die Ölimportländer ihre plötz-
lich massiv angeschwollenen Zahlungsbilanzdefizite? Die erste 
Frage ist leichter zu beantworten als die zweite. Denn mit der 
bloßen Rückschleusung der (»milliarden auf die internationalen 
Finanzmärkte ist noch lange nicht gesagt, daß die Gelder dorthin 
fließen, wo sie für Zwecke der Zahlungsbilanzfinanzierung am 
dringendsten benötigt werden. 

Die Devisenüberschüsse, die den OPEC-Ländern nach Be-
gleichung von Einfuhrzahlungen und sonstigen Verpflichtungen 
verbleiben, stehen zunächst - bis zu einer anderweitigen Anlage 
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- in Dollar, als der üblichen „Zahlungswährung" für Öl, zur Ver-
fügung. Ob die OPEC-Länder diese Dollarguthaben nun auf dem 
Eurodollarmarkt oder in den Vereinigten Staaten selbst halten, 
jedenfalls bedeutet dies in einer ersten Phase eine „automati-
sche" Rückschleusung in den Dollar-Raum, die auch dem Dollar-
kurs zugutekommt (wie wir in den vergangenen Monaten sehen 
konnten, solange die Dollarzinsen hoch waren). Später kann es zu 
einer „Diversifizierung", einer teilweisen Verlagerung in andere 
Währungsräume, kommen. 

Die OPEC-Staaten sind wahrscheinlich an einer Risikover-
teilung interessiert, vor allem aber daran, daß die Kaufkraft ihrer 
Devisenanlagen möglichst erhalten bleibt. Auch die Ölimportlän-
der haben ein Interesse daran, den OPEC-Staaten attraktive und 
möglichst wertbeständige Anlagemöglichkeiten zu bieten, da 
sonst die Versuchung für Öl-Länder groß ist, nur das für ihren 
unmittelbaren Zahlungsbilanzbedarf erforderliche 01 zu produ-
zieren und darüber hinaus ihr 01 im Boden zu belassen. Dies war 
eine von mehreren Überlegungen, die den deutschen Finanzmini-
ster dazu bewogen haben, einem seit langem bekannten Wunsche 
Saudiarabiens nachzukommen, D-Mark-Schuldtitel der Bundes-
regierung als Anlagemöglichkeit zu bieten; diese Form der Rück-
schleusung paßte auch gut in die deutschen Zahlungsbilanzerfoi-
dernisse. 

Sollten die OPEC-Zahlungsbilanzüberschüsse noch längere 
Zeit in der gegenwärtigen Höhe weitergehen, würde die Versu-
chung für die OPEC-Staaten stärker, lieber weniger zu produzie-
ren als nichtwertbeständige oder risikobehaftete Devisenanlagen 
aufzuhäufen. Das könnte zu einem für die Ölimportländer ver-
heerenden Circulus vitiosus führen. Die manchmal ventilierten 
Vorschläge von Schuldtiteln mit Preisindexierung oder gar eine 
Bezahlung in Gold erscheinen gegenwärtig unrealistisch. Am 
ehesten könnte die Überwindung des weltweiten Tnflationskli-
mas zu einer Beruhigung auch der Ölpreise beitragen. Dies be-
weist ja auch die bei den OPEC-Ländern zur Beratung stehende 
Preisanpassungsformel, wonach der Ölpreis zu einem erhebli-
chen Teil an die Weitinflationsrate gebunden werden soll. 



Vergleich mit dem ersten Ölschock 

Nach dem ersten Olschock von 1973/74 gelang die Rück-
schleusung der Ölmilliarden überraschend gut, und zwar haupt-
sächlich aus zwei Gründen: Einerseits gingen die Leistungs-
bilanzüberschüsse der OPEC-Staaten rascher zurück als erwar-
tet, so daß 1978 das globale Zahlungsbilanzungleichgewicht zwi-
schen Olexport- und -importländern fast verschwunden war. An-
dererseits wurde eine Überbelastung des internationalen Ban-
kensystems auch dadurch vermieden, daß in den 5 Jahren 1974 
bis 1978 rund drei Fünftel der investierbaren OPEC-Überschüsse 
von insgesamt 180 Mrd $ nicht bei Banken, sondern in anderen 
Anlagen, wie Wertpapieren, Direktinvestitionen, Krediten an in-
ternationale Institutionen und arabische Hilfsfonds, bilateralen 
Hilfskrediten usw., investiert wurden. 

Während dieser 5 Jahre, als ungefähr zwei Fünftel der 
OPEC-Devisenüberschüsse bei den Banken angelegt wurden, 
stellten diese ihrerseits den Defizitländern viel größere Beträge 
zur Verfügung. So sprach man von einem „Über-Recycling" - ein 
mißverständlicher Ausdruck für die Tatsache, daß neben den (ab 
1976 immer spärlicher fließenden) Ölgeldern andere wichtige Fi-
nanzierungsquellen für die internationalen Finanzierungsmärkte 
verfügbar waren. Diese waren so ergiebig, daß die Entwicklungs-
länder trotz ihrer Leistungsbilanzdefizite ihre Währungsreserven 
in den letzten Jahren um fast 50 Mrd $ aufstocken und dadurch 
mehr als verdoppeln konnten. Insofern stehen sie dem neuen Öl-
schock besser gerüstet gegenüber. 

Auch in anderer Hinsicht ist die Ausgängsposition der Welt-
wirtschaft beim zweiten Ölschock günstiger als beim ersten. 1974 
marschierten alle größeren Industrieländer im Gleichschritt - 
„synchron" - nach einem überhitzten Boom in die weltweite Re-
zession von 1974/75. Diesmal steht dem scharfen Wirtschafts-
rückschlag in den USA und Großbritannien eine relativ günstige 
Wirtschaftsentwicklung in Japan, Westdeutschland, Österreich 



und anderen europäischen Ländern gegenüber. Das läßt hoffen, 
daß es nicht zu einem Absturz des Welthandels wie im Jahre 1975 
kommen wird. Für die Finanzierungsaufgabe ist es auch eine ge-
wisse Erleichtenmg, daß diesmal die Hauptlast des globalen De-
fizits zunächst auf die währungsstarken Länder Japan und West-
deutschland fällt; nach Schätzungen des Internationalen Wäh-
rungsfonds dürften 1980 von dem zu erwartenden globalen Lei-
stungsbilanzdefizit der Industrieländer von ca. 75 Mrd $ annä-
hernd 30 Mrd $ allein auf diese beiden Länder entfallen. 
Allerdings können Japan und Westdeutschland solche Leistungs-
bilanzdefizite nicht auf Dauer übernehmen, weil dies weder von 
der Finanzierungsseite noch mit Rücksicht auf die Währungs-
stabilität tragbar wäre. Auch diese beiden Länder können nicht 
umhin, an dem allgemeinen Anpassungsprozeß teilzunehmen, der 
auf eine Verringerung des globalen Defizits gegenüber den 
OPEC-Ländern ausgerichtet sein muß. 

Beim Vergleich mit dem ersten Olschock gibt es allerdings 
auch Faktoren, die das Bild wesentlich ungünstiger erscheinen 
lassen. Erstens könnte das ölbedingte Zahlungsbilanzungleichge-
wicht diesmal länger anhalten als nach 1974. Wir können nicht 
mit einer ähnlich sprunghaften Zunahme der Einfuhr in die 
OPEC-Staaten rechnen wie damals. Wir müssen, anders als nach 
1975, mit ständigen weiteren OPEC-Preiserhöhungen rechnen. 
Das würde dem Zahlungsbilanz- und Finanzierungsproblem eine 
neue und sehr viel schwieriger zu beherrschende Dimension ge-
ben. Ein zweiter gravierender Unterschied liegt in dem hohen 
Verschuldungsstand, der bei einer Reihe von zahlungsbilanz-
schwachen Ländern, Entwicklungs-, aber auch Industrieländern, 
in den letzten 5 Jahren aufgelaufen ist. Bei den Entwicklungslän-
dern konzentriert sich diese Auslandsverschuldung zu einem gro-
ßen Teil auf wenige Länder; auf ein halbes Dutzend Länder der 
mittleren Einkommensgruppe entfallen ungefähr 60% der Lei-
stungsbilanzdefizite und 85% der Bankenverschuldung dieser 
Ländergruppe. Es gibt kein einheitliches, globales Defizit- und 
Schuldnerproblem; die Probleme sind von Land zu Land ver-
schieden. 
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Finanzierung und Zahlungsbilanzanpassung 

Nach allen Indikationen sind ölbedingte Leistungsbilanzde-
fizite selbst in der Nähe von 100 Mrd $ fürs erste wohl ohne allzu 
große Spannungen oder gar internationale Finanzkrisen zu be-
wältigen. Auch der Finanzierungsbedarf der Entwicklungsländer 
als Gruppe, der auf etwa 50 Mrd $ insgesamt und auf 30 bis 
35 Mrd $ aus nichtamtlichen Finanzquellen veranschlagt werden 
kann, übersteigt nicht die Finanziertmgskraft des internationa-
len Systems. Anders sieht die Sache aus, wenn die globale Zah-
lungsbilanzlücke infolge weiterer Ölpreiserhöhungen und einer 
zu langsamen Einfuhrsteigerung der OPEC-Staaten auch in den 
kommenden Jahren in ähnlichen Größenordnungen fortdauern 
sollte. Dann würden immer mehr Defizitländer an ihre Verschul-
dungsgrenzen, immer mehr Banken an ihre Ausleihegrenzen 
stoßen. Bei längerer Fortdauer des globalen Zahlungsbilanzun-
gleichgewichts müssen wir also mit einer wachsenden Zahl von 
Problemfällen, mit dem Zwang zur Umschuldung und mit ztmeh-
mender Verunsicherung der Finanzmärkte rechnen. Die Kredit-
fähigkeit vieler Schuldnerländer wird entscheidend davon ab-
hängen, ob sie eine vernünftige Zahlungsbilanz- und Stabilisie-
rungspolitik führen. Nicht mehr die Finanzierung, sondern die 
Korrektur des Handels- und Leistungsbilanzdefizits wird im 
Vordergrund stehen müssen. 

Die international tätigen Banken werden zwar die ihnen zu-
fließenden Ölgelder - vielleicht wiederum zwei Fünftel bis die 
Hälfte des Gesamtüberschusses - voraussichtlich verkraften 
können. Sie werden aber aus Bonitäts- und anderen Gründen bei 
der Weiterleitung vorsichtiger und wählerischer sein. Hier müs-
sen die internationalen Institutionen, vor allem der Internatio-
nale Währungsfonds und die Weltbank, in die Bresche springen. 
Aber gerade der Internationale Währungsfonds kann nicht Dau-
erdefizite unbegrenzt finanzieren. Finanzierung der Defizite und 
Zahlungsbilanzanpassung müssen hier erst recht aufs engste mit-
einander gekoppelt sein. Der Internationale Währungsfonds ist 
derzeit ausreichend mit Mitteln ausgestattet. Er könnte sich in 
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das Recycling auch in der Form einschalten, daß er in Zukunft 
längerfristige Mittel auf den Finanzmärkten aufnimmt. Noch 
besser wäre es, wenn er Kredite unmittelbar bei den OPEC-Län-
dem, als den einzigen Überschußländern der Weltwirtschaft, 
aufnehmen würde. Den OPEC-Ländern fällt in der heutigen Lage 
eine besondere Verantwortung nicht nur auf dem Preis-, sondern 
auch auf dem Finanzierungsgebiet zu. 

Es gibt eine Reihe von Vorschlägen, wie den Banken ein Teil 
des Risikos abgenommen und dadurch ihre Ausleihefähigkeit er-
weitert werden könnte: Kofinanzierung mit dem Internationalen 
Währungsfonds, Konsortialkredite mit OPEC-Ländern, Haf-
tungsübemahme durch den Internationalen Währungsfonds. Bis 
jetzt sind auf diesen Gebieten aber keine praktischen Ergebnisse 
in Sicht. 

Zusammenfassung 

Die Rückschleusung der Ölmilliarden an sich wirft keine un-
lösbaren Probleme auf - es sei denn, die Zahlungsbilanzüber-
schüsse der OPEC-Länder gingen Jahr für Jahr in der gegenwär-
tigen Größenordnung weiter. In diesem Fall würden nicht nur die 
Banken an die Grenzen ihrer Weiterleitungsfähigkeit, sondern 
wichtige Defizitländer an die Grenzen ihrer Verschuldungsfähig-
keit stoßen. Die internationalen Institutionen werden stärker ein-
springen müssen; sie können dies aber nur, wenn die 
Finanzierung eng mit der Korrektur der Defizite verbunden wird. 
Ob es zu einer engeren Zusammenarbeit zwischen Banken und 
internationalen Finanzinstitutionen, wie Internationaler Wäh-
rungsfonds, kommen wird und auf welche Weise, ist noch offen. 
Eine besondere Verantwortung wird, mehr nochals nach dem er-
sten Ölschock, auch für die Finanzierung bei den OPEC-Über-
schußländern liegen. Eine bessere Kooperation mit diesen Über-
schußländern, ein „Dialog", ist wichtiger als zuvor. 

Es muß aber vor der Illusion gewarnt werden, es sei mit der 
Rückschleusung der Ölgelder schon das Hauptproblem gelöst. 
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Nicht nur wird es immer schwieriger werden, diese Ölgelder 
direkt oder indirekt dorthin zu leiten, wo sie vielleicht am drin-
gendsten gebraucht werden. Auf die Dauer wird es einfach nicht 
mehr möglich sein, riesige Leistungsbllanzdefizite ad infinitum 
durch Kredite zu decken. 

Noch wichtiger als die Rückschleusung der flberschußgelder 
ist infolgedessen die Verringerung der Ungleichgewichte selbst, 
und zwar des globalen Ungleichgewichts gegenüber den OPEC-
Ländern. Die richtige Mischung zwischen Finanzierung und Kor-
rektur der Defizite zu finden, wird eine wichtige Aufgabe sein, 
die nicht zuletzt dem Internationalen Währungsfonds gestellt 
sein wird. 

Für die Weltwirtschaft insgesamt gibt es auf die Dauer keine 
erträgliche Lösung, auch nicht für die Finanziernngsprobleme, 
außer auf dem Wege über eine Verringerung der Ölabhängigkeit. 

Die Abhängigkeit von knappen, teuren und unsicheren Ölzu-
fuhren bedeutet für unsere Länder 
- die Gefahr ständig neuer Inflations-Schübe von außen, 
- Kaufkraftentzug zu Lasten unseres Lebensstandards, 
- ein Damokles-Schwert über unserem Wirtschaftswachstum, 
- eine auf die Dauer untragbare Zahlungsbilanzbelastung so- 

wie eine Verunsicherung der internationalen Finanzmärkte, 
- schließlich ein latentes Risiko für die wirtschaftliche und po- 

litische Ordnung (wenn nicht sogar für den Frieden) in der 
Welt. 
Kurzum: Die Ölabhängigkeit ist die Achillesferse der freien 

Welt. Grund genug, mit allen Kräften dahin zu wirken, durch 
Energie-Einsparung und alternative Energieentwicklungen diese 
schlimme Abhängigkeit zu verringern. 
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Wie sieht ein Ökonom die achtziger Jahre? 

Podiumsgespräch 

Prof Dr. Wolfgang Michalski 
Leiter des Planungsstabs der OECD in Paris 
Professor für Volkswirtschaftslehre an der Universität Hamburg 

Prof. Dr. Egon Matzner 
Institutsvorstand am Institut für Finanzwissenschaft und Infra-
strukturpolitik an der Technischen Universität Wien 
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Dr. Michalski: Die Zukunft der Weltwirtschaft 

Für die Beurteilung der 'längerfristigen Perspektiven der 
weltwirtschaftlichen Entwicklung erscheinen drei Problemkreise 
von besonderer Wichtigkeit: Erstens die Frage nach den physi-
schen Grenzen des Wachstums. Zweitens die Aussichten für 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung in den Industrielän-
dern unter besonderer Berücksichtigung der Notwendigkeit und. 
der Konsequenzen des Strukturwandels. Und drittens die Zu-
kunftsaspekte der wirtschaftlichen Entwicklung der Dritten 
Welt einschließlich der Beziehungen zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern. 

Die Analyse der Zukunftsaussichten im Hinblick auf Bevöl-
kerungsentwicklung, Nahrungsmittelproduktion, Energieversor-
gung, Verfügbarkeit mineralischer Rohstoffe, der Möglichkeit 
weiterer technologischer Innovationen sowie potentieller Um-
weltbelastungen führt zu dem folgenden Ergebnis: 

Selbst wenn die Menschheit den Auswirkungen der ökono-
mischen Aktivität auf die Umwelt im weitesten Sinne in immer 
stärkerem Maße Rechnung zu tragen hat, kann sich der Prozeß 
des wirtsohaftlichen Wachstums, bezogen auf die Gesamtheit der 
Länder dieser Erde, für alle voraussehbare Zukunft weiter fort-
setzen, ohne auf absolute physische Grenzen zu stoßen. Aller-
dings ist hinzuzufügen, daß es erstens Übergangsprobleme und 
wahrscheinlich auch regionale Engpässe geben wird, daß zwei-
tens das Wirtschaftswachstum in vielen Ländern in qualitativer 
Hinsicht Änderungen erfahren wird und daß drittens Wachs-
tumshemmnisse politischer, ökonomischer und sozialer Natur 
steigende Bedeutung erlangen können. 

Abgesehen von temporären Engpässen, besonders im Ener-
giebereich im Falle unvorhergesehener politisch bedingter Ver- 

56 



sorgungsunterbrechungen, neuer dramatischer Preiserhöhungen 
oder einer inadäquaten Enrgiepo1itik, werden auch künftig die 
folgenden drei immanent politisch-wirtschaftlichen Wachstums-
hemmnisse von entscheidender Bedeutung sein: unzureichende 
private Investitionen vor dem Hintergrund ungenügender Ge-
winnerwartungen bei erhöhtem Risiko; Infiationstendenzen im 
Zusammenhang mit Einkommensverteilungskonflikten; sowie 
Zahlungsbilanzproblerne vor allem als Folge der OPEC-Über-
schüsse. Allerdings deckt diese makro-ökonomische Erklärung 
der Wachstumshemmnisse nur einen Teil der Wahrheit auf. Hin-
zu kommt ein zunehmendes Spannungsverhältnis zwischen den 
strukturellen Anpassungserfordernissen einerseits und einer of-
fensichtlich abnehmenden Fähigkeit von Wirtschaft und Gesell-
schaft, diesen Herausforderungen zu begegnen, andererseits. 

Jene Faktoren, die auf einen fortgesetzten und teils verstärk-
ten Zwang zum Strukturwandel hinwirken, sind unter anderem 
durch die folgenden Elemente gekennzeichnet: Entwicklung von 
Bevölkerung und Arbeitskräftepotential; Veränderung in der 
Struktur der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage; relative Ver-
teuerung der Verwendung natürlicher Ressourcen, wie Energie, 
Industrierohstoffe und Umwelt; Veränderungen in der interna-
tionalen Wettbewerbssituation wichtiger Industrien auch unab-
hängig von den Problemen der Energie- und Rohstoffversorgung; 
neuere Entwicklungstendenzen im internationalen Technologie-
und Kapitaltransfer. Besondere Beachtung verdient in diesem 
Zusammenhang, daß die Kräfte, die die strukturelle Anpassung 
erzwingen, nicht etwa nur als externe Variable auf den Wirt-
schaftsprozeß einwirken, sondern zu einem nicht geringen Teil, 
wie beispielsweise der Einfluß unterschiedlicher Steigerungsra-
ten von Lohnstückkosten, durchaus auch intern induziert wer-
den. 

Auch im Hinblick auf die Tendenzen einer erhöhten struktu-
rellen Rigidität lassen sich eine Reihe wichtiger Elemente isolie-
ren: Herausragende Beispiele sind zunehmende Inflexibilitäten 
und spezifische qualitative Disparitäten auf dem Arbeitsmarkt; 
negative Auswirkungen eines zunehmenden staatlichen Einflus- 
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ses auf den Wirtschaftsablauf, und zwar sowohl im regulativen 
Sinne als auch im Hinblick auf direktes staatliches Engagement 
in bestimmten Wirtschaftssektoren; Rigiditätseffekte kapital-
intensiver Großtechnologien; zunehmender Protektionismus, 
nicht unbedingt im traditionellen Sinne, sondern vor allem durch 
Einführung freiwilliger Exportbeschränkungen durch Orderly-
Marketing-Arrangements und andere Versuche, den internatio-
nalen Handel im engeren Sinne zu organisieren. Hinzuweisen ist 
außerdem auf die zunehmende Politisierung wirtschaftlicher 
Entscheidungen nicht nur in der staatlichen Administration, son-
dern ebenfalls im Verhältnis zwischen dS Sozialpartnern sowie 
im Zusammenhang mit dem steigenden politischen Einfluß von 
Bürgerinitiativen. 

Die oben dargestellten Elemente dürfen in bezug auf ihre 
Wirkungen auf den Prozeß des wirtschaftlichen Strukturwandels 
nicht isoliert gesehen werden. Sie stehen auch untereinander in 
vielfältigen gegenseitigen Abhängigkeiten, die sich nicht selten in 
ihren negativen Einflüssen gegenseitig verstärken. Hinzu kommt, 
daß niedrige wirtschaftliche Wachstumsraten einerseits struktu-
relle Anpassungsprobleme in vieler Hinsicht erschweren, daß 
aber gleichzeitig zunehmende Spannungen zwischen den struk-
turellen Anpassungserfordernissen und der Kapazität von Wirt-
schaft und Gesellschaft, darauf positiv zu reagieren, die Realisie-
rung höherer wirtschaftlicher Wachstumsraten bei Vollbeschäf-
tigung und Preisstabilität tendenziell behindert. Dieser Wechsel-
beziehung zwischen Strukturwandel und Wirtschaftswachstum 
kommt neben den vorher dargestellten makro-ökonomischen 
Wachstumshemmnissen größte Bedeutung zu. Alle Faktoren zu-
sammen bringen das Risiko mit sich, daß ein vergleichsweise 
niedriges Wirtschaftswachstum in den Industrieländern selbst 
auf mittlere Sicht zumindest nicht ausgeschlossen werden kann. 

Zur Wiedererlangung eines dauerhaften nichtinflationären 
Wirtschaftswachstums und angemessen hoher Beschäftigung be-
darf es folglich nicht nur einer energischen Energiepolitik und ei-
ner vorsichtigen Nachfragesteuerung, sondern gleichzeitig auch 
einer angebotsorientierten Politik, die dazu beiträgt, den Struk- 



turwandel zu fördern und das Infiationspotential der zuvor ange-
sprochenen Rigiditäten abzubauen. Dies ist der Hintergrund für 
die vom OECD-Ministerrat beschlossenen und vor wenigen Ta-
gen nochmals bekräftigten Orientierungslinien für die Durchset-
zung einer positiven Strukturanpassangspolitik. Da die Wachs-
tumsperspektiven für die Dritte Welt von der Entwicklung der 
Weltwirtschaft als Ganzes und insbesondere auch vom Wandel 
der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung nicht unabhängig sind, 
besteht kein Zweifel daran, daß der Erfolg der hier skizzierten 
wirtschaftspolitischen Gesamtstrategie nicht nur den Industrie-
ländern nützen würde. 

Abgesehen davon wird die Gestaltung der direkten Bezie-
hungen zwischen Industrie- und Entwicklungsländern auch in 
Zukunft von überragender Wichtigkeit sein. Dies gilt selbst dann, 
wenn man davon ausgeht, daß die Zukunftsaussichten für die 
Dritte Welt in entscheidendem Maße von den internen Entwick-
lungsstrategien in den betreffenden Ländern selbst abhängt. Im 
Hinblick auf die ärmsten Länder, die überwiegend in Südasien 
und Schwarzafrika und nur zum geringeren Teil in Lateinameri-
ka und Südostasien liegen, kommt es darauf an, gezielte Hilfe zur 
Deckung der Grundbedürfnisse zu geben. Insbesondere erscheint 
es sinnvoll, neben direkter Nahrungsmittelhilfe wirkungsvolle 
Unterstützung zur Entwicklung der Landwirtschaft zu gewäh-
ren. 

Was die rohstoffproduzierenden Entwicklungsländer anbe-
trifft, so stehen die Probleme der Exporterlös- und Preisstabili-
sierung sowie die Sicherung ausreichender, am zukünftigen Be-
darf orientierter Investitionen im Vordergrund. Im Zusammen-
hang mit dem ersten Fragenkreis erscheint es aus vielen Gründen 
zweckmäßig, der Exporterlösstabilisierung den Vorzug vor der 
Preisstabilisierung zu geben. Soweit Preisstabilisierung zusätz-
lich angestrebt wird, sollte man quasi-automatische Interven-
tionsmechanismen entwickeln, die einerseits die großen Preis-
sprünge wirkungsvoll verhindern, andererseits aber normale 
Preisbewegungen um einen mittelfristigen Trend nach wie vor 
zulassen. 
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Nicht nur für die industrialisierte Welt, auch für die Ent-
wicklungsländer selbst, kommt der längerfristigen Sicherung der 
Energieversorgung größte Bedeutung zu. Da die ölproduzieren-
den Staaten nur einen Teil der Entwicklungsländer darstellen, 
kann kawn bestritten werden, daß die Industrieländer und die 
OPEC-Staaten in dieser Hinsicht gemeinsame Verantwortung 
tragen. Energieeinsparung, forcierter Einsatz von Kernenergie 
und Kohle, Entwicklung neuer Energiesysteme und der weitere 
Ausbau der Olförderung innerhalb und außerhalb der OPEC sind 
die wichtigsten Aufgaben in diesem Zusammenhang. Im Verhält-
nis zwischen OECD- und OPEC-Ländern kommt es darüber hin-
aus darauf an, daß die Zusammenarbeit über den Energiebereich 
hinaus dazu beiträgt, in den OPEC-Ländern eine gesunde wirt-
schaftliche Basis für die Nachölära zu schaffen. 

Schließlich verbleiben jene Entwicklungsländer, die im In-
dustrialisierungsprozeß schon relativ weit vorangeschritten sind 
und die heute für die Industriestaaten im Hinblick auf viele 
Märkte und Produkte als neue Konkurrenten auftreten. In bezug 
auf diese Länder kommt es darauf an, daß sie von den Industrie-
ländern im Rahmen der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung und 
im internationalen Handel als Partner akzeptiert werden. Das 
heißt, man muß ihnen die Möglichkeit geben, ihre Wirtschaft wei-
ter zu diversifizieren und ihre Exporte besonders in die Indu-
strieländer ständig weiter zu erhöhen. Nur wenn die Industrie-
länder ihre eigenen Importbeschränkungen abbauen und bei sich 
selbst den daraus resultierenden Strukturwandel akzeptieren, 
können sie erwarten, daß die Industrialisierungsländer vergleich-
bare Maßnahmen auch bei sich selbst realisieren. Daß letzteres 
nicht nur dem Interesse der Industrieländer dient, sondern dar-
über hinaus für die Weltwirtschaft als Ganzes wichtig ist, ergibt 
sich unter anderem daraus, daß auf diese Weise gleichzeitig neue 
Exportmärkte für jene Entwicklungsländer geöffnet werden, die 
noch am Beginn der Industrialisierung stehen. 

Man mag noch so sorgfältig analysieren und ebenso vorsich-
tig argumentieren - die Geschichte der Zukunft ist noch nicht 
geschrieben. Betrachtet man die vergangenen 25 Jahre, so hat die 
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Zunahme der internationalen Interdependenz, besonders im Hin-
blick auf die wirtschaftliche Entwicklung, überwiegend positive 
Einflüsse gehabt. Ob dies auch für den Rest dieses Jahrhunderts 
gelten wird, ist indessen durchaus offen. Zumindest werden die 
Konsequenzen des Wandels der internationalen Beziehungen so-
wohl innerhalb der OECD als auch zwischen den Industrie- und 
den Entwicklungsländern eine Reihe wichtiger politischer Pro-
bleme aufwerfen. Insbesondere kann nicht ausgeschlossen wer-
den, daß jene Kräfte, die bereits seit Beginn der siebziger Jahre zu 
erheblichen Ungleichgewichten geführt haben und die dazu bei-
getragen haben, die externe Verwundbarkeit einiger Volkswirt-
schaften zu erhöhen, auch in Zukunft fortbestehen werden. 

Die Regierungen sind daher aufgefordert, alles zu tun, um 
den künftigen Verlauf der weltwirtschaftlichen Entwicklung po-
sitiv zu beeinflussen und um das Risiko akuter Fehlentwicklun-
gen und möglicher Krisen zu verringern. Dabei ist durchaus in 
Betracht zu ziehen, daß nicht alles in der Macht von Regierungen 
liegt und, wie dargelegt, erst recht nicht allein in der Macht der 
Regierungen der Industrieländer. Hinzu kommt; daß nationale 
Strategien nur einen Aspekt darstellen und die Möglichkeiten so-
wie die Notwendigkeit der internationalen Kooperation den an-
deren. 
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Dr. Matzner: Probleme der achtziger Jahre: Ergebnis 
von gesellschaftlichen und politischen „Methoden-
krisen" 

Die Wachs tumsaussichten nach INTERFUTURES 

Nach dem Prognose-Debakel der siebziger Jahre tun sich 
heute Ökonomen schwer, über die Zukunft zu reden. Helmut 
Kramer schreibt im „Ausblick auf die achtziger Jahre", dem 
neuesten WIFO-Gutachten für den Finanzminister: „Schlimmer 
als die quantitative Fehleinschätzung (durch die OECD-Projek-
tion, Anmerkung des Autors) wiegt die fast völlige Verkennung 
der wirtschaftspolitischen Probleme, mit denen die Industrie-
staaten im letzten Jahrzehnt konfrontiert wurden: nicht nur die 
Wachstumsabschwächung als solche, sondern vor allem ihre Ur-
sachen, Begleit- und Folgeerscheinungen wurden nicht einmal 
schemenhaft erkannt." 

Für die meisten Prognosen gilt noch immer das Wort Kurt W. 
Rothschilds: „Prognosen sagen mehr über die Gegenwart als über 
die Zukunft aus." Dennoch können Ökonomen auch heute nicht 
umhin, sich Vorstellungen über die Zukunft zu machen. Ich tue 
das deshalb guten Mutes, weil ich mich früher als andere mit Pro-
blemen der Wachstumsverlangsamung beschäftigt habe'). 

Als Grundlage für die Diskussion der Probleme der achtziger 
Jahre halte ich den noch unveröffentlichten OECD-Bericht der 
Arbeitsgruppe INTERFTJTURES, der unter maßgeblicher Mitar- 

1)  „Gesellschaftliche Folgen und Bedingungen eines gedrosselten Wirtschaftswachs-
tums hieß der Vortrag, den ich zum Jahreswechsel 1974/75 vor dem „Arbeitskreis Dr. Bene-
dikt Kautsky" gehalten habe. Veröffentlicht in: Wirtschaft und Gesellschaft, Nr. 2, 1975, so-
wie in: Socio-Economic Planning sciences, vol. 10, New York, 1976. Ferner zusammen mii 
W. Blaas, Budgetdefizite bei langsamem Wirtschaftswachstum - Möglichkeiten und Gren-
zen. In: Quartalshefte der Girozentrale, Heft 4, 1976. 

62 



beit von W. Michalski verfaßt wurde und die Wahrscheinlichkeit 
unterschiedlicher Entwicklungsszenarien in den OECD-Ländern 
bis zum Jahre 2000 untersucht, für hervorragend geeignet. 

Zwei „Wachstums-Szenarien" stehen bei INTERFUTURES 
im Mittelpunkt der Betrachtung: 
- ein Szenarium raschen Wachstums, mit einer jährlichen Zu-

wachsrate von 43% von 1975 bis 2000, das durch ein Wachs-
tumstempo von 49% bis 1990 und 34% von 1990 bis 2000 
zustande kommen soll; 

- ein Szenarium mäßigen Wirtschaftswachstums, mit einer 
jährlichen Wachstumsrate von 36% von 1975 bis 1990, von 
31°Io von 1990 bis 2000 und einer durchschnittlichen Wachs- 
tumsrate von 34% über die gesamte Periode 1975 bis 2000. 
Das erste Jahrfünft hat bekanntlich dem moderaten Szena-

rium entsprochen. Obwohl die Autoren von INTERFUTURES 
kein Hehl daraus machen, daß ihnen das rapide Entwicklungs-
muster lieber ist, messen sie einer Variante des moderaten 
Wachstums die größte Wahrscheinlichkeit bei. Ausschlaggebend 
hiefür sind nicht so sehi die vielzitierten „natürlichen Grenzen 
des Wachstums". Vielmehr gehen die Begrenzungen aus von: 

makroökonomischen Barrieren, wie der Inflationsgefahr, den 
Zahlungsbilanzdefiziten und der Investitionsschwäche (auf-
grund von Überkapazitäten, sinkenden Profitraten und 
wachsendem Risiko); 
gesellschaftlichen Barrieren, nämlich der „Sklerose" der 
Institutionen, der Änderung der Werterhaltung in der Bevöl-
kerung, die sich vom ethischen „Materialismus" zum „Post-
materialismus" wandelt, sowie der abnehmenden Fähigkeit 
der Regierungen, ihre Politik international zu koordinieren. 
Man könnte als weitere Argumente für eine Wachstumsver- 

langsamung anführen: 
- das Ausbleiben eines Innovationsschubes, der erst> für die 

neunziger Jahre prognostiziert wird, 
- den Rückgang der Wohnbevölkerung, 
- die Verlagerung von Investitionen aus den industriellen 

Kernländern in Entwicklungsländei, für die sowohl hohe Ar- 
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beitskosten in den Industrieländern als auch hohe Handels- 
schranken in den Entwicklungsländern Motive liefern. 

Vor allem aber gibt es auch heute schon 
- ökologische Grenzen des Wachstums, wenn nicht generell, so 

doch partiell, sowie 
- Sättigungstendenzen bei einigen Konsumgütern (wie Agrar-

produkten), zu denen auch Produkte gehören, die in der Ver-
gangenheit (wie etwa das Auto) zu den Wachstumsmotoren 
gezählt haben. 
Das Dilemma der achtziger Jahre besteht nun darin, daß eine 

Reihe von Problemen erst mit mäßigem Wachstum entsteht. An-
dere wiederum treten besonders konzentriert auf, wenn es ra-
sches Wachstum gibt. 

Um in den OECD-Ländern bis 1990 wieder Vollbeschäfti-
gung zu erreichen, müßte die Wachstumsrate bei jährlich 5% lie-
gen. Ein so hohes Wachstumstempo jedoch zieht hohe Energie-
und Rohstoffpreise, damit Inflation und Zahlungsbilanzdefizite, 
ferner auch ökologische Belastungen und beschleunigten Wert-
wandel nach sich. Gemäßigtes Wachstum kann vor allem die 
Massenarbeitslosigkeit und die damit zusammenhängenden des-
integrativen gesellschaftlichen Tendenzen nicht beseitigen. Eine 
solche Krise ist immer auch ein guter Nährboden für Irrationalis-
men und Gewalt. Sie stumpft die Menschen gegenüber ihren Mit-
menschen und ökologischen Gefahren ab. So ist die Bevölkerung 
im krisengerüttelten England weniger an ökologischen Fragen 
interessiert als anderswo. Vor allem bringt aber niedriges Wachs-
tum zwangsläufig auch eine hohe Belastung der Staatsfinanzen 
mit sich. Schließlich ist eine so labile ökonomische Situation, in 
der jede Beschleunigung ihre eigenen Beschränkungen erzeugt, 
kaum geeignet, jenes Klima optimistischer Erwartungen entste-
hen zu lassen, die zur Durchsetzung von Innovationen auf breiter 
Front notwendig sind. Ohne eine solche Anpassung der Produk-
tionsstrukturen an die neue internationale Arbeitsteilung ist we-
der das Zahlungsbilanz- noch das Beschäftigungsproblem lösbar. 
Das Tempo und das Momentum der Änderung, das auf die euro-
päischen OECD-Länder zukommt, ist bedeutend: INTERFUTU- 



RES rechnet mit einem Sinken des Anteils der OECD-Länder 
(einschließlich Japans) am „Bruttoweltprodukt" von 62% im 
Jahre 1975 auf knapp 509'o im Jahre 2000. Vermutlich ist die Ver-
schiebung der Anteile noch unterschätzt, weil die Tragweite des 
1978 zwischen der Volksrepublik China und Japan geschlossenen 
Kooperationsvertrages wohl noch gar nicht abzuschätzen war. 
Dieses Abkommen wird vielleicht in Zukunft einmal als das 
größte historische Ereignis der siebziger Jahre bezeichnet wer-
den. Denn dieses Modernisierungsprogramm verbindet eine 
Macht mit großem industriellem Know-how mit einer Macht mit 
großen entwicklungsfähigen menschlichen und materiellen Po-
tentialen. Beide kennen außerdem angesichts des niedrigen indu-
striellen Niveaus noch keine „Wachstumsverdrossenheit". Zu-
nächst bedeutet das für die übrige Welt auch Lief ermöglichkei-
ten. Langfristig aber sind für die OECD-Länder außer Japan Ver-
luste von Marktanteilen unvermeidbar. Was das bedeutet, haben 
die USA und England seit den fünfziger Jahren aufgrund des 
Wachstums der anderen OECD-Länder erfahren. Die Schwierig-
keiten der Anpassung, die vor uns stehen, lassen sich vor allem in 
England gut vorwegnehmend studieren. 

Anmerkungen zu INTERFUTURES 

Ich gehe mit den Analysen von INTERFUTURES in vielen 
Bereichen konform. Die Makro-Beziehungen werden konsistent 
hergestellt; die Eliminierung von Inkonsistenzen wird realistisch 
mit gesellschaftlichen Konfliktzonen in Verbindung gebracht; 
erstmals werden in einer OECD-Studie neben einem „harten" 
Zahlengerüst wesentliche Fakten, auch wenn sie „weich" sind, 
wie dies für kulturelle Werthaltungen zutrifft, in die Überlegun-
gen mit eigenständigem Gewicht und nicht nur als Gegenstand 
der Manipulation (,‚Anpassung") im Sinne bestehender Verhält-
nisse einbezogen. 

Dennoch halte ich die INTERFUTURES-Studie in zwei 
Punkten für ergänzungsbedürftig: 
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Erste Ergänzung: 
Einbeziehung der Mikro-Entscheidungsverhältnisse 

Bei INTERFUTURES handelt es sich vornehmlich um eine 
Schau aus der Vogelperspektive. Makro-Aggregate werden auf 
ihre Konsistenz überprüft; wünschenswert erachtete Entwick-
lungen werden aufgrund von Makro-Restriktionen revidiert usw. 
Dies alles ist wichtig und unersetzbar. Zu kurz kommt jedoch die 
Froschperspektive der individuellen oder mikroökonomischen 
Entscheidungsverhältnisse. Aus diesen aber ergeben sich jene 
tausende Entscheidungen und Handlungen, die in Summe erst in 
einem dezentralen System Makro-Aggregate konstituieren. Erst 
wenn die Entstehung von Problemen aus diesen Entscheidungs-
verhältnissen begriffen wird, dann ist die Konzipierung von ra-
tionalen politischen Strategien möglich. Erst durch diese Sicht-
weise werden Probleme zu solchen, die durch Allokations- und 
Organisationsmaßnahmen bewältigt werden können. Ansonsten 
gibt es eben nur Mengenprobleme, die durch ansatzlose Zu- und 
Abschläge auf der Makro-Ebene scheinbar gelöst (,‚konsistent 
gemacht") werden. 

Ohne Berücksichtigung der Mikro-Entscheidungsverhältnis-
se erscheint das Energieproblem lediglich als ein Problem, für 
das vor allem die Mehrproduktion eine Lösung verspricht. Die 
Möglichkeit einer besseren Nutzung wird hingegen unterschätzt. 
Beachtet man aber die Mikro-Ebene, dann wird das Energiepro-
blem auch zu einem Problem der Energienutzungspotitik, weil 
die Intensität seines Auftretens von jenen Signalen und Anreizen 
abhängig wird, die durch die Energiepolitik gesetzt werden 
können. 

Ähnliches gilt für die Probleme der Inflation, der BSchäfti-
gung, der Zahlungsbilanz odr des Staatshaushaltes. Es gibt kei-
nen „Goldenen Schnitt", durch den ein Makfo-Aggregat so ver-
ändert wird, daß das Problem verschwindet: Das ist jene Illusion, 
die die Monetaristen und die Interventionisten, jeweils mit umge-
kehrten Vorzeichen, gemeinsam hegen. Worauf es ankommt, das 



ist die Beeinflussung der Mikro-Entscheidungsverhältnisse auf 
eine Weise, die in Summe jenes Verhalten ergibt, das volkswirt-
schaftlich und gesellschaftlich angestrebt wird. 

Zweite Ergänzung: 
Berücksichtigung von partiellen Grenzen des Wachstums 

Der zweite Punkt betrifft die Einschätzung der „natürli-
chen" und „sozialen" Grenzen des Wachstums. Nach INTERFU-
TURES reichen die Energie- und Rohstoffvorräte aus der heuti-
gen Sicht durchaus für noch einmal 50 Jahre raschen Wachstums. 
Auch aus Umweltbelastungen ergeben sich nicht notwendiger-
weise Beschränkungen des Wachstumstempos. In beiden Fällen 
kommt es nach INTERFUTURES darauf an, daß die politischen 
Entscheidungen zeitgerecht durchgesetzt werden. In der Energie-
politik sind das vor allem die Sparprogramme und der Bau der 
Atommeiler und in der Umweltpolitik die Belastungsgrenzen und 
das Recycling. Dabei wird übersehen, daß Wachstum unvermeid-
bar ökologische Probleme mit sich bringt, die nicht durch politi-
sche Steuerung aus der Welt zu schaffen sind. Wachstum bedeu-
tet mehr Güter, mehr Güter bedeuten mehr Energie und andere 
Inputs, aber auch mehr Abfall. Das ist ein Produktionsgesetz und 
ein Naturgesetz, das nicht aufzuheben ist. 2) Damit bedeutet mehr 
Wachstum immer auch mehr Umweltbelastufig. Auch ein ausrei-
chender Anteil von Umweltinvestitionen am Brutto-National-
produkt, wie dies u.a. eine von W. Leontief geleitete UN-Studie 
meint (The Future of the Wörld Economy, 1977), kann daran 
nichts ändern. Es gibt kein „Entropie-Schmuggeln", wie es 
N. Georgescu-Roegen als erster den gängigen ökonomischen Vor-
stellungen über Energie und Ökologie entgegengehalten hat. 

Vor allem aber übersieht INTERFUTURES, daß bereits heu-
te partielle Grenzen erreicht sind. 3 ) Physiologische Grenzen gibt 

N. Georgesco-Roegen, Energy and Economic Myths, New York 1976. 
Vgl. auch EinswangerlGeissberger/Ginsburg (Hrsg.), Der NAWU-Report: Wege aus 

der Wohlstandsfalle, Frankfurt a, M. 1978, S. 53 II. 
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es in den reichen Ländern für den Absatz wichtiger Agrarpro-
dukte. Ökologische Grenzen gibt es für manche hochentwickelte 
Industrie- oder Fremdenverkehrsregionen. Politische Grenzen 
gibt es für manche Energie- oder Verkehrsprojekte, die die be-
troffene Bevölkerung nicht will. Politische Grenzen können aber 
auch wirksam werden, wenn durch Kriege und Biockaderi in 
Haupterzeugungsgebieten die Versorgung bei wichtigen Energie-
oder Rohstoffen zeitweise ausfällt. 

Die Vernachlässigung von „partiellen Grenzen" des Wachs-
tums erscheint aus vier Gründen als verhängnisvoll: 

Erstens kann es bei Überschreitung von Belastungsgrenzen, 
etwa in Fremdenverkehrsregionen, zu Schäden kommen, die ent-
weder irreversibel sind oder nur unter sehr großem Ressourcen-
aufwand behoben werden können. 

Zweitens treten insbesohdere bei positionalen Gütern, d. s. 
Güter, die nicht durch Wachstum vermehrbar sind, bei zuneh-
mender Inanspruchnahme Beeinträchtigungen der Qualität oder 
Schäden auf, zumeist auch überdurchschnittliche Preissteigerun-
gen. Fred Hirsch hat dieses Phänomen zum erstenmal hervorge-
hoben in seinen „Social Limits to Growth" und dann in einem 
posthum erschienenen Werk. 4) „Grenzen", auch partielle, erzeu-
gen durch Überfüllung Qualitätsverschlechterungen und/oder 
tragen zu Inflation bei. Da sie insbesondere dort auftreten, wo es 
auch viele artikulationsfähige Menschen gibt, ist damit auch für 
ein ausreichendes Maß an Kritik und Bewußtseinsbeeinflussung 
gesorgt. Deshalb sind partielle Grenzen des Wachstums drittens 
auch die stärksten Quellen des Wertwandels. Sprießen sie blind 
und unbeeinflußt von historischen und komparativ/zeitge-
schichtlichen Überlegungen, dann können sie auch Quelle eines 
neuen Irrationalismus werden, der wegen seines destruktiven Po-
tentials nicht ernst genug genommen werden kann. In jedem Fall 
fördern sie, insbesondere wenn die Beeinträchtigungen von vie-
len erfahren werden, das Potential des Widerstandes gegenüber 

4)  F. Hirsch, Social Lirnits to Growth, London 1977; F. Hirsch und J. H. Goldthorpe 
(Hrsg.), The Political Theory of Inflation, London 1978. 
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neuen Projekten der Expansion, insbesondere dann, wenn diese 
nicht mehr als existentiell sinnvoll empfunden werden können. 
Damit können partielle Grenzen des Wachstums viertens zur 
Blockierung von Investitinsprojekten führen, die unter den ge-
gebenen Bedingungen für die Aufrechterhaltung der Vollbe-
schäftigung unersetzbar sind. 

Die Probleme, die durch partielle Grenzen des Wachstums 
hervorgerufen werden, können nach der herrschenden Wirt-
schaftsauffassung, die auch durch die OECD vertreten wird, vor 
allem durch das Wachstum und den Preismechanismus bewältigt 
werden. Eine der jüngsten neoklassischen Analysen der Probleme 
der begrenzten natürlichen Ressourcen kommt zu folgendem 
Schluß (J. E. Stiglitz, A Neoclassical Analysis of the Economics of 
Natural Ressources New York 1979) . .....natürliche Ressourcen 
unterscheiden sich im Grunde nicht von anderen Produktions-
faktoren. Es gibt heute viele Möglichkeiten der Substitution zwi-
schen natürlichen Ressourcen und anderen Faktoren (insbeson-
dere Kapital), und mit weiterer Forschung werden wir wahr-
scheinlich weitere Möglichkeiten zu Substitution durch weitere 
Faktoren finden. 4 ' 

Dies ist jedoch ein fundamentaler Irrtum, wenn es sich um 
ökonomische Basis güter handelt, die nicht erneuerbar oder nicht 
beliebig vermehrbar sind. Dabei sind unter ökonomischen Basis-
gütern alle jene Inputs zu verstehen, ohne die menschliche und 
gesellschaftliche Tätigkeiten nicht stattfinden können: also 
Energie, Land, Materie, Sauerstoff, Wasser, Zeit usw. Primär-
energie und Materie terrestrischen Ursprungs sowie Land sind 
prinzipiell begrenzt. „Nur Ökonomen und Idioten können glau-
ben, daß in einer etidlichen Welt unendliches Wachstum stattfin-
den kann", heißt es deshalb treffend bei Kenneth Boulding, ei-
nem amerikanischen Nationalökonomen. 

In einer Welt, in der wichtige Basisgüter prinzipiell begrenzt 
oder nur begrenzt substituierbar sind, ist die ausschließliche 
Lenkung der Ressourcennutzung über den Preismechanismus de-
struktiv. Denn jede Erhöhung des Preises führt nicht nur zu Ein-
schränkung, sie bietet auch einen Anreiz zur Ausweitung des An- 
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gebotes und damit zur rascheren Erschöpfung solcher Ressour-
cen. Dabei gilt noch, daß der Preis notorisch zu niedrig ist, da ja 
die noch nicht geborenen Generationen als Nachfrager noch gar 
nicht mitzählen. Georgescu-Roegen hat dazu bahnbrechende 
Analysen vorgelegt, denen die Arbeiten mancher Nobelpreisträ-
ger nicht standhalten. Seine Folgerungen, über die Fähigkeit des 
Marktmeehanismus und/oder technologischen Fortschrittes die 
Ressourcenf rage zu lösen, lassen diese gängige Auffassung als 
Mythen erscheinen. 5) Die Ergebnisse der „Bioökonomie" sind bis 
heute unwiderlegt. Physiker, wie Victor Weißkopf, meinen, daß 
Georgescu-Roegen das Ausmaß an Negentropie, das der entropi-
sehen Degradierung entgegensteht, unterschätzt. Deshalb schei-
nen seine Aussagen erst in vielen Generationen relevant zu wer-
den. Auch wenn das in toto zutreffen dürfte, ergeben sich schon 
heute Probleme durch die Ungleichzeitigkeit, mit der die partiel-
len Grenzen räumlich wirksam werden. Mit Sicherheit haben die 
Auseinandersetzungen in Afrika, Asien und Lateinamerika in 
Form von „Stellvertreter-Kriegen4 ' heute nicht nur mit nationa-
ler Emanzipation, sondern vor allem mit der Kontrolle von knap-
pen Ressourcen zu tun. - 

Differenzierte Entwicklung durch Reform der Ent-
scheidungsverhältnisse 

Auf die Schwierigkeiten, die mit dem Auftreten partieller 
Grenzen verbunden sind, gibt es nur zwei Antworten: 
1. Den Weg des Laisser-faire, d. h. Gewährenlassen der Ent-

wicklung, wobei es früher oder später zur Erschöpfung der 
Ressourcen und zur Abwanderung kommen wird. Letztlich 
bedeutet dies, daß eine Existenzgrundlage durch Raubbau 
vorzeitig zerstört wird. Preise allein können dies nicht ver-
hindern. Denn die Entvölkerung mancher Gegenden oder die 
Dezimierung von Büffelherden oder von seltenen Pelztieren 

5)  N. Georgescu-Roegen, Myths about Energy and Matter. In: Growth and Change, 
Vol. 10, Na. 1, 1979. 
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hat gerade deshalb stattgefunden, weil die Preise „gestimmt" 
haben. 

2. Den Weg der quantitativen Beschränkung des Abbaues oder 
der Nutzung. Im Rahmen dieser Grenzen können durchaus 
der Preismechanismus und andere Allokationsverfahren ge-
nutzt werden. Wesentlich ist jedoch, daß nur die Einführung 
und Durchsetzung einer wirksamen Grenze hohe Sanie-
rungskosten und oft auch irreversible Schäden verhindern 
können. 
Läßt man sich von der Einsicht in die Konsequenzen bereits 

existierender partieller Grenzen des Wachstums leiten, dann 
folgt daraus die Notwendigkeit einer Änderung der Orientierung 
vom generellen Wachstum zu einer differenzierten Entwicklung 
der verschiedenen Bereiche und Regionen der Volkswirtschaften. 
Dieser geänderten Orientierung entspricht folgendes Entwick-
lungsmuster: 

Weiterhin wachsen sollte die Produktion jener Güter und 
Leistungen, bei der die Versorgung der Bevölkerung unzurei-
chend ist. Gleiches gilt für die Produktion für den Export. 
Das sollte vor allem für jene Regionen gelten, in denen die 
Belastungen des Wachstums noch nicht von der Bevölkerung 
abgelehnt werden. 
Hingegen sollte die weitere Ausweitung der Produktion bei 
jenen Gütern und Leistungen, die in unserem Land und auf 
der Welt nur begrenzt vorhanden sind, möglichst gedämpft 
werden. Das gilt für knappe, nicht vermehrbare Energieträ-
ger, wie Erdöl oder Uran, aber auch für den weiteren Ausbau 
jener Industrie- und Fremdenverkehrsregionen, die heute be-
reits an ökologische Grenzen stoßen. (Daß es in österreichi-
schen Fremdenverkehrsregionen schon „Stabilisierungs-
Kandidaten" gibt, hat z. B. die internationale Studie über 
Obergurgl deutlich gezeigt.) 
Schließlich sollte es bei jenen Produktionen, die Güter erzeu-
gen, die der Zerstörung dienen oder diese unbeabsichtigt her-
beiführen, zu einer gezielten Reduktion kommen. Das wohl 
gewichtigste Beispiel sind die Rüstungsgüter und unter die- 
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sen die Atomwaffen. Aber dazu sind auch zivile Güter zu 
zählen, die, wie der herkömmliche Treibstoff von Spraydosen 
oder bestimmte chemische und pharmazeutische Produkte, 
aber auch Solarien oder gewisse Produkte der Unterhal-
tungselektronik, mehr Schaden als Nutzen stiften. 
Auch INTERFUTURES verbindet das Szenario moderaten 

Wachstums mit einem „neuen Wachstumstypus", in dem die 
„neuen Werthaltungen" ihren Niederschlag finden. Die Idee 
bleibt jedoch vage und ebenso von der Mikro-Ebene abgehoben 
wie die Analysen der Konsistenz der Makrovariablen. Diesen 
Mangel vermeidet die Orientierung der differenzierten Entwick-
lung. Eine solche ist jedoch nicht zu erwarten, wenn nicht gleich-
zeitig die Entscheidungssituation der Individuen und Unterneh-
mungen verändert wird. Deshalb ist die Reform der Entschei-
dungsverhältnisse von zentraler Bedeutung für den „neuen Ty-
pus" des gemäßigten Wachstums. 

Eine solche Reform der Entscheidungsverhältnisse hätte aus 
mindestens zwei Schritten zu bestehen: 

Erster Schritt: Festsetzung einer quantitativen Grenze der 
Bereitstellung (Produktion) und der Nutzung (des Konsums). 
Diese Festsetzung sollte möglichst partizipativ, aber auch unter 
Nutzung höchster fachlicher Expertise und politischer Kompe-
tenz erfolgen. Partizipation ist notwendig, weil nur mit breiter 
Zustimmung ein gleichgerichtetes Verhalten zustande kommt. 
Eine Zustimmung aber ist dann nicht ausgeschlossen, wenn eine 
Überschreitung der Grenze die Lebensbedingung der großen 
Mehrzahl schädigt oder bedroht und dem lediglich zeitlich be-
grenzte Vorteile weniger gegenüberstehen. 

Zweiter Schritt: Nach Festlegung einer verpflichtenden 
quantitativen Grenze müssen die Möglichkeiten geschaffen wer-
den, damit die Individuen aus Eigeninteresse durch ihr Verhalten 
zur Verwirklichung beitragen. Dazu gehören a) eine wirksame 
Aufklärung durch ein entsprechendes Signalsystem, b) ein wirk-
sames Anreizsystem md c) Institutionen, die bei der Implemen-
tierung unter die Arme greifen. Wesentlich ist dabei, daß diese 
Signal- und Anreizfunktion für Anbieter und Nutzer nicht immer 
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symmetrisch sein kann, wenn damit ein kongeniales Verhalten 
beider Marktparteien zustande kommen soll. Die Aufgabe be-
steht deshalb darin, die Preise, Steuern und Prämien so zu kom-
binieren, daß ein gleichgerichtetes Mikroverhalten im Sinne der 
quantitativen Grenze am wirkungsvollsten zustande kommt. 

Eine Reform der Entscheidungsverhältnisse ist eine unab-
dingbare Voraussetzung für die Inszenierung einer differenzier-
ten Entwicklung. Weder zentralstaatliche Planung noch Markt 
und Wettbewerb allein könnten dies bewerkstelligen. Bei dieser 
Reform ist jene „Kardinairegel" der Politik zu berücksichtigen, 
die besagt, daß es nicht möglich ist, voh den Menschen ein Ver-
halten zu erwarten, das sich nachhaltig gegen ihre Eigeninteres-
sen richtet. 

Die vorgeschlagene Reform der Entscheidungsverhältnisse 
erscheint in allen jenen Fällen notwendig, in denen die Verfol-
gung des Eigeninteresses das Gesamtinteresse schädigt. Tn diesen 
Fällen konzidiert auch die liberale Theorie Adam Smith' Eingrif-
fe in die Wirtschaft. Ich habe in meinem Vortrag vor der Volks-
wirtschaftlichen Tagung der Oesterreichischen Nationalbank am 
1. Juni 1976 gezeigt, daß derzeit die Verfolgung des Eigennutzes 
in der urbanisierten, tecl-misierten und chemisierten Welt in einer 
zunehmenden Anzahl von Fällen gesellschaftliche Schäden her-
vorruft. Das Auseinanderklaffen von individuellem und gesell-
schaftlichem Interesse kann selbstverständlich nicht autoritär 
festgestellt werden. Analoges gilt für Eingriffe, die die individu-
ellen Entscheidungsverhältnisse im Sinne des gesellschaftlichen 
Interesses reformieren sollen; auch jene können nicht technokra-
tisch verordnet werden. In beiden Fällen bedarf es deshalb einer 
demokratisch-partizipativen Legitimation. 

Beispiele zur Veranschaulichun' 

Der Grundgedanke, auf dem die Orientierung der differen-
zierten Entwicklung fußt, ist weder neu noch revolutionär. Er hat 
seine Bewährungsprobe in der österreichischen Forst- und Wald- 
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wirtschaft schon längst abgelegt. Oder kann man sich vorstellen, 
wie es um Österreichs Wald- und Wildbestand aussähe, wenn es 
für Holzeinschlag und Wildabschuß keine quantitativen Grenzen 
gäbe? Beide Bereiche zeigen auch, daß innerhalb der gesetzten 
Grenzen der Preismechanismus sehr wohl eine wichtige Alloka-
tionsfunktion ausüben kann. Am Beispiel der Landwirtschaft, 
des Fremdenverkehrs und des Energiesektors soll nun gezeigt 
werden, welcher Wandel in den Methoden der Politik notwendig 
ist, um eine entsprechende Änderung der Mikro-Entscheidungs-
verhältnisse herbeizuführen. 

Erstes Beispiel: Landwirtschaft 

An der Agrarpolitik Österreichs, aber auch jener der EG-
Länder, läßt sich sehr deutlich zeigen, wie die Methoden der Poli-
tik zur Bewältigung alter und zur Entstehung neuer Probleme 
beitragen können. Deshalb können auch die neuen Probleme nur 
durch eine Änderung der Methoden bewältigt werden. 

In der alten Agrarpolitik ging es um die Beseitigung von 
Mangellagen. Dazu war eine Erhöhung der Arbeits- und Flächen-
produktivität notwendig. Neben den üblichen Förderungs- und 
Schulungsmaßnahmen und der Konkurrenz bildete eine gene-
relle, unbegrenzte Preissubvention pro Erzeugungsmenge das 
mächtige Anreizinstrument. Nachdem der Sättigungsbereich er-
reicht worden ist, das ist eine der bereits jetzt in Westeuropa 
wirksamen „partiellen Grenzen des Wachstums", führte ein sol-
ches Anreizsystem aber zu steigenden Überschüssen mit entspre-
chenden Finanzierungs- und Verwertungsproblemen. Eine Me-
thode der Politik, die gestern noch richtig gewesen ist, wird nun 
zur Plage. Deshalb bedarf es einer Reform in der Agrarpolitik. Es 
geht dabei erstens um die Einführung einer quantitativen 
Grenze. Zweitens ist die Einhaltung dieser Grenze durch eine 
Staffelung der Subvention den Produzenten schmackhaft zu ma-
chen und ihre Überschreitung ist zu entmutigen. In Österreich 
wurde für Milch 1978 ein Richtmengensystem eingeführt, dessen 

74 



Grundgedanke der hier befürworteten zweischrittigen Reform 
der Entscheidungsverhältnisse entspricht. Die ersten Ergebnisse 
sind positiv. Sicherlich gibt es noch Mängel, bekanntlich ist 
nichts vollkommen. Vor allem wäre es notwendig, die Reform in 
Richtung einer regionalen Differenzierung weiterzuführen, wenn 
in den achtziger und neanziger Jahren die Produktion in der 
Landwirtschaft nicht ausschließlich in den Gunstlagen, vor allem 
des Marchfeldes und des Alpenvorlandes, stattfinden soll. 6 ) 

Zweites Beispiel: Fremdenverkehr 

Im europäischen Fremdenverkehr gibt es zweifellos einige 
Regionen, die bereits heute die ökologische und qualitätsmäßige 
Gefahrenzone erreicht haben und in denen eine weitere mengen-
mäßige Expansion kontraproduktiv und deshalb unerwünscht 
ist. (Kandidaten hiefür sind Palma de Mallorca, Costa Brava, 
Obergurgl, St. Anton oder auch das unmittelbare Gebiet um den 
Wörthersee.) 

In der alten Politik wurden diese Regionen, mehr oder weni-
ger wildwüchsig, durch lokale Wirtschaftstreibende und durch 
externe Kapitalgruppen ausgebaut. Es gab zwar Einschränktm-
gen von Seiten der Flächenwidmung und des Baulandangebotes. 
Förderungen, vor allem aus Gründen der Sicherung von Einkom-
men aus dem Ausländerfremdenverkehr, wurden großzügig zur 
Verfügung gestellt. Die unbegrenzte Fortsetzung dieser Politik ist 
selbstzerstörerisch. Dort, wo die Bevölkerung noch über ihre 
Lebensgrundlagen mitbestimmen kann, kann dies auch einsich-
tig gemacht werden. Dort, wo kurzfristige Interessen, wie die 
Amortisation des Kapitals, das von außen zur Verfügung gestellt 
wird, im Vordergrund stehen, ist die Einsicht weniger zu er-
warten.7 ) 

')G. scheer/J. Krammer, Situation, Perspektiven und Alternativen im österreichischen 
Agrarsystem. In: Osterreichische zeitschrift für Politikwissenschaft, Heft 2/1979, S. 169 II. q) vgl. C. schremmer, Kritische Analyse der Raumplanung im Bezirk Landeck 
(Diplomarbeit der TU Wien, hektografiert), 1980. 
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Eine problemadäquate Politik erfordert quantitative Gren-
zen für Bebauung, Bettenkapazität, Parkraum, Aufstiegshilfen, 
Motorbootdichte u. ä. Sie sind unerläßlich, wenn an den Ertrags-
quellen nicht Raubbau betrieben werden soll. Durch eine solche 
Politik wird die quantitative Expansion auf andere Regionen 
ausweichen bevor irreparabler Schaden entstanden ist. 

Drittes Beispiel: Energieversorgung 

Zwischen der alten Agrar- und der alten Energiepolitik gibt 
es eine auffallende Parallele: Beide waren in erster Linie Produk-
tions- und Bereitstellungspolitik. In beiden Fällen ging es um den 
Erfolg in der „Produktionsschlacht". Im Unterschied zur Agrar-
produktion ist bei Energie der Zustand der Sättigung erstens 
nicht so leicht erkennbar und zweitens nicht lange andauernd. 
Dies deshalb, weil der Energiesektor, und darin vor allem die 
Stromerzeugung, wahrscheinlich der einzige Sektor der Wirt-
schaft ist, in dem bisher das Saysche Gesetz voll gültig ist, wo-
nach sich das Angebot seine eigene Nachfrage schafft. (Das gilt 
zumindest für die „bequemen" Energieformen wie Strom.) Soviel 
Energie kann gar nicht angeboten werden, daß es nicht noch Ver-
wendungen gibt, mag nun damit ein Komfortgewinn verbunden 
sein oder nicht. Drei Beispiele mögen genügen: Der Glaskult in 
der Architektur, durch den viel Energie benötigt wird; zur Hei-
zung im Winter und zur Kühlung im Sommer, zur Beleuchtung 
und Entlüftung in den Korridoren. Weiters die geheizten Frei-
luftschwimmbecken für die Winterzeit. Und schließlich die Ab-
schaffung der Jahreszeiten durch die kontinuierliche Glashaus-. 
produktion von Gemüse. Bei Überschußkapazitäten liefert die 
Kostentheorie die Begründung für Lockangebote zur Teilkosten-
deckung. Die Mengenrabatte durch den degressiven Tarif sind 
ein Ausdruck davon. 

In der alten Energiepolitik geht es also um Expansion. Der 
Preis ergibt sich als eine strategische Varia»le,  in die der Geste-
hungspreis, vermehrt um einen konjunkturabhängigen Monopol- 
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aufschlag oder vermindert um einen auslastungsgradabhängigen 
Preisabschlag, eingeht. Der Wirkungsgrad der Energieumwand-
lung, die begrenzte Verfügbarkeit nicht erneuerbarer Primär-
energieträger oder die ineffiziente Nutzung bleiben dabei völlig 
unberücksichtigt. Diese drei Argumente sind auch aus der Mikro-
perspektive der Energieunternehmen zur Zeit noch nebensäch-
lich, weil sie die unternehmerische Ertragsplanung nicht berüh-
ren. 

In der neuen Energiepolitik hingegen müßten quantitative 
Grenzen eine zentrale Rolle spielen, sei es in Form von Erzeu-
gungsmengen (auch von Alternativenergie) oder sei es in Form 
von Sparzielen (Verbrauchsmengen), wie sie von der Internatio-
nalen Energie-Agentur in Paris den Mitgliedsländern auch vor-
geschlagen werden. Diese Ziele sollten im Verhändlungswege er-
arbeitet werden. Aber nur aus einer Kombination aus Angeboten 
an Information und technologischen Möglichkeiten, aus organi-
satorischen Hilfen, aus dezentraler Orientierung an Kosten und 
Preisen, aus quantitativen Auflagen und aus dem Steuer/Subven-
tionsinstrumentarium kann jenes tausendfache Verhalten in den 
privaten Haushalten, in der Wirtschaft und in den öffentlichen 
Institutionen erwachsen, ohne das jegliche Politik erfolglos blei-
ben muß. In diesem Zusammenhang spielt die Bereitstellung zu-
sätzlicher Energie, auch aus Kernspaltung, eine wichtige Rolle. 
Es ist aber klar, daß die Energiepolitik sich nicht in der Frage 
„Zwentendorf: ja oder nein?" erschöpfen kann. 

Die niedrigeren Erzeugungskosten des Atomstromes, gehen 
wir von dieser Prämisse aus, sind im Rahmen einer rationalen 
Energiepolitik ein zweischneidiges Argument. Dieses Argument 
wäre nur dann zulässig, wenn durch eine Energiesteuer ein 
Atomstrompreis zustande käme, der einen Anreiz zur effizienten 
Nutzung und zur Substitution von nicht erneuerbarer durch er-
neuerbare Energie bildet. Bei jeder Steuer auf Energie ist jedoch 
darauf zu achten, daß ihre Verwendung nicht zu höheren Ener-
gieinputs führt. Eine Energiesteuer ist nur dann energiesparend, 
wenn ihr Ertrag entweder stillgelegt oder zur Finanzierung einer 
rationelleren Energienutzung einschließlich eines sozialen Härte- 
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ausgleiches verwendet wird. Eine Energiesteuer ist unter diesen 
Umständen jedoch außerordentlich wichtig, weil sie Knapphei-
ten anzeigen kann, ohne gleichzeitig einen Anreiz zu einer Erhö-
hung der Erzeugungskapazität zu liefern. In einem rationalen 
Energieversorgungssystem sollte den Elektrizitätsunternehmun-
gen überdies eine Prämie im Ausmaß der bereitgestellten, aber 
nicht genutzten Kapazität angeboten werden, die ihr Interesse 
auch am sparbedingten Rückgang des Absatzes weckt. Dieses 
Prämiensystem sollte degressiv sein, um nicht die Nichtproduk-
tion „attraktiv" zu machen. Der Vorschlag mag sicherlich für 
konventionelles Denken eine Provokation sein. Zumindest eben-
so provokant erscheinen jedoch Entscheidungsverhältnisse, wie 
sie jetzt bestehen, und in denen die Energieproduzenten Ertrags-
einbußen erleider, wenn sich die Menschen so verhalten, wie es 
volkswirtschaftlich richtig ist, und deshalb den Energiever-
brauch verringern. Im übrigen läßt sich die Existenz des Kern-
kraftwerks in Zwentendorf als eine solche bereitgestellte und 
nicht genutzte Kapazität auffassen, die allerdings weder geplant 
noch Teil eines Prämiensystems ist. Deshalb wirkt die Existenz 
dieser Kapazität auch derzeit noch nicht als Anreiz zur Verbesse-
rung aer Nutzungseffizienz. 

An diesen drei Beispielen, die sich spielend fortsetzen ließen, 
läßt sich zeigen, daß wir in den siebziger Jahren in eine Periode 
eingetreten sind, in der die alten Methoden der Politik zuneh-
mend stumpf werden. Die alten Methoden waren Antworten auf 
die alten Fragen. Sie waren erfolgreich, aber es sind, nicht zuletzt 
durch ihren Erfolg, neue Probleme entstanden. Diese erfordern 
neue Antworten, was ohne Nachdenken nicht gehen wird. Die In-
tensivierung der alten Methoden der Politik führt zur „Sklerose", 
das Zurückfallen auf Positionen des Laisser-faire führt zu sozia-
ler Deklassierung und politischer Turbulenz. Differenzierte Ent-
wicklung als zeitgemäße Orientierung erfordert einen Methoden-
wandel in der Politik. Wenn dieser unterbleibt und deshalb die 
Probleme weiterwachsen, dann sind jene verantwortlich zu ma-
chen, die den Methodenwandel unterlassen oder sogar verhin-
dern. 

En 



Für eine „neue Kultur der Politik" 

Nach INTERFUTURES ist es von großer Bedeutung, in den 
OECD-Ländern gegenüber der Zukunft eine optimistische Hal-
tung zu entwickeln. Nach meiner Auffassung kann dies nur mit 
einer Politik gelingen, die von der „neuen Wirklichkeit' ausgeht, 
die übrigens von Dichtem wie Elias Canetti früher als von Wis-
senschaftern entdeckt wurde. Anders als in der alten Politik, die 
im wesentlichen auf einen Forderungskatalog an den Staat hin-
ausläuft, der sich zwischen links und rechts inhaltlich und im 
Umfang nur in bezug auf den Kreis und auf das Gewicht der 
Adressaten unterscheiden läßt, geht es bei der neuen Politik um 
eine Veränderung der Verhaltensweisen. Es geht dann nicht mehr 
allein mit der mehr oder weniger effizienten Betätigung der 
staatlichen oder kommunalen Maschinerie, um den Ausstoß von 
Gesetzen und um die Verwirklichung von Ausgabenprogrammen. 
Es geht zusätzlich um die Dramaturgie und Inszenierung von ge-
sellschaftlichen Situationen. Die Wortwahl ist dabei nicht zufäl-
lig: Nicht mehr die Funktion des Technokraten und Bürokraten 
allein, sondern auch jene des Regisseurs ist notwendig, wenn es 
um die Bewältigung der neuen Aufgabe geht. Dabei ist nicht der 
geniale Regisseur gemeint, sondern ein Mensch mit der Fähigkeit 
zur Organisation von Partizipation der Beteiligten und Betroffe-
nen. Für die Einbeziehung von Partizipation in die reformierten 
Entscheidungsverhältnisse sollte nicht allein der Umstand aus-
schlaggebend sein, daß dies einer Mode entspricht, oder daß Mit-
bestimmung ein „Grundwert" ist. Denn vor allem spricht hiefür 
die Einsicht, daß dadurch mehr und bessere Informationen in den 
Entscheidungsprozeß eingehen und deshalb potentiell ein quali-
tativ und quantitativ besseres Ergebnis zustande kommt. Partizi-
pation ist vorzuziehen, weil durch sie ein bedürfnisgerechteres 
und deshalb effizienteres Ergebnis zustande kommt. Nur dann 
wird sie sich übrigens gegenüber all den Widerständen, die heute 
bestehen, auch durchsetzen. 

Differenzierte Entwicklung aufgrund reformierter Entschei-
dungsverhältnisse kann aber nur stattfinden, wenn gleichzeitig 
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das Beschäftigungs- und das Technologieproblem in annähern-
der Weise zufriedenstellend gesellschaftlich bewältigt wird. 

Wenn es stimmt, daß Vollbeschäftigungin den OECD-Län-
dem in den achtziger Jahren nur erreicht werden kann, wenn die 
jährliche Wachstumsrate bei 5% liegt, und diese zu erreichen in 
höchstem Maße unwahrscheinlich ist, dann ist es dennoch keine 
gute Politik, das Arbeitslosigkeitsrisiko den Menschen auf zubür-
den oder die Revision der Werthaltungen im Sinne der alten Me-
thoden, bzw. das Einfügen in das „Unvermeidliche", zum Haupt-
anliegen der Politik zu machen. 

Wenn durch Wachstum Vollbeschäftigung nicht mehr sicher-
zustellen ist, dann ist das Arbeitsvolumen eben bei dem gegebe-
nen Wachstum auf alle Arbeitsuchenden aufzuteilen, oder anders 
ausgedrückt: Es ist die Arbeitslosigkeit gleichmäßig zu verteilen. 
„Neues Wachstum", wie es nach INTERFUTURES durch die sich 
ändernden Werthaltungen zustande kommt, darf nicht um den 
Preis der Deklassierung von Millionen, vor allem junger Men-
schen, erkauft werden. Auch diese Verteilung des Arbeitsvolu-
mens ist eine Aufgabe, die durch eine Reform der Entscheidungs-
verhältnisse zu inszenieren ist. Dabei ergeben sich weitreichende 
Konsequenzen, vor allem bei der Finanzierung personengebun-
dener, nicht mechanisierbarer Dienstleistungen. Es ist dies ein 
Thema, das mit Steuerwiderstand und dem Wachstum des dritten 
Sektors (autonom oder informell genannt) zusammenhängt; dar-
über habe ich vor vier Jahren bei der Volkswirtschaftlichen Ta-
gung der Oesterreichischen Nationalbank am 1. Juni 1976 erst-
mals als Entwicklungsperspektive gesprochen. Mittlerweile sind 
die damals als sozialromantisch belächelten Gedanken zu stei-
gender theoretischer und praktischer Beachtung gekommen. 8) 

INTERFUTURES ist ein Beispiel dafür. Auch die WIFO-Studie 
„Ausblick auf die achtziger Jahre" enthält zum Thema „Der au-
tonome Sektor der Wirtschaft" erstmals einen Beitrag von 
J. Skolka, der sich selbst schon lange mit diesen Fragen beschäf- 

')Ein Überblick über die Entwicklung dieses Wissensgebietes findet sich in E. Matzner, 
zur Entwicklung des autonomen Sektors. In: thema, Nr. 2/1980. 
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tigt. Entgegen der Ansicht mancher Autoren kann aber das Be-
schäftigungsproblem nicht auf den autonomen Sektor abgewälzt 
werden. 

Mit dem Beschäftigungsproblem aufs engste verbunden ist 
das Teehnologieproblem. Denn die Akzeptanz oder Nichtakzep-
tanz von Technologien entscheidet, wieviele neue Investitionen 
getätigt werden können. Vor den Tatsachen eines wachsenden 
Mißtrauens gegenüber der wissenschaftlichen und teclmologi-
schen Entwicklung, hier manifestiert sich der von INTERFUTU-
RES hervorgehobene Wertwandel, kann realistischerweise nicht 
vorbeigesehen werden. Auch hilft es nicht, gleichsam geschichts-
deterministisch das Heraufkommen einer „neuen Romantik" 
festzustellen und dann dagegen den Kampf anzusagen. 9) Der 
Widerstand hat seine realen Ursachen vor allem in den partiellen 
Grenzen, die der Wachstumsprozeß erreicht hat. Der Widerstand, 
den dise hervorrufen, erscheint nicht ausschließlich neoroman-
tisch, sondern zum Teil rational und ist in seinem Kern aus der 
Wirklichkeit erklärbar. Irrational hingegen ist es, wenn soge-
nannte Realisten solche Grenzen nicht sehen können oder wollen. 

Es mag sein, daß es ein quasi-anthropologisches Bedürfnis 
nach Angst gibt, und daß die moderne Großtechnologie die neue 
„Höllenangst" erzeugt. 10) Gewiß hingegen ist, daß die technolo-
gische Entwicklung, insbesondere die Kernspaltung, nicht nur, 
wie dies etwa bei der vornuklearen Technologie der Fall ist, kon-
kretes Leben, sondern auf großen dicht besiedelten Gebieten, 
zeitlich nahezu unbegrenzt, mögliches Leben gefährden oder zer-
stören kann. Darauf beruht die Unvergleichbarkeit von „Unfäl-
len", z. B. im Kohlenbergbau, mit dem Unfallsrisiko bei Kern-
kraftwerken. Nach C. F. v. Weizsäcker liegt eine der Erfolgsbe-
dingungen des wissenschaftlichen und technologischen Fort-
schritts darin, Fragen nicht gestellt zu haben. Es kann nicht ver-
wundern, wenn Antworten heute von anderen Seiten kommen. 

') H. Kienzl in: Die neue Romantik, Oesterreichische Nationalbank (Hrsg.), Wien 1979. 
0) E. Gehmacher, Technikverdrossenheit und Technologiemißtrauen. In: Die neue 

Romantik, a. a. 0., S. 53. 
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Angesichts der neuen Dimension der Destruktivität müssen die 
bisher zu kurz gekommenen Fragen heute gestellt und beantwor-
tet werden. Der „Technologie-Laisser-faire" ist durch eine ge-
plante Technologie-Kontrolle abzulösen, auch weil er möglichen 
Fortschritt blockiert. Heute gibt es keine Institutionen, die jene 
Kontrollen durchsetzen, die der neuen Dimension der Zerstö-
rungskraft gemäß sind. Die Ereignisse beim Störfall in Brunsbüt-
tel (BRD) und bei der nicht durch bewußtes menschliches Han-
deln, sondern allein durch glückliche Umstände ausgebliebenen 
Katastrophe in Harrisburg, liefern dafür deutliche Belege. Der 
Wildwuchs, der teilweise bei der Planung und Errichtung des 
Kernkraftwerks in Zwentendorf herrschte, machen diese Über-
legungen für Österreich in höchstem Maße aktuell. 

Für mich ist eine Zustimmung zur Inbetriebnahme des Kern-
kraftwerks in Zwentendorf von drei Voraussetzungen abhängig: 

Erstens von der Gründung einer der neuen technologischen 
Qualität entsprechenden kontrollierenden Institution, die mit je-
derzeitigem Vetorecht ausgestattet ist und in Hinkunft Planung 
und, was das Kernkraftwerk in Zwentendorf ,  betrifft, Inbetrieb-
nahme, laufenden Betrieb und Entsorgung überwachen müßte. 
Diese Institution, die auf einen Vorschlag eines anonym bleiben 
wollenden österreichischen Nuklearwissenschafters und Kern-
energiebefürworters von internationalem Rang zurückgeht, müß-
te gegenüber Regierung, Verwaltung und Wirtschaft autonom 
sein. Thr Status sollte dem der obersten Gerichte entsprechen, je-
doch im Unterschied zu diesen, zu voller Öffentlichkeit verpflich-
ten. 

Zweitens von weiteren Fortschritten bei der Inszenierung ei-
ner rationalen Energienutzungspolitik, da Atomenergie ange-
sichts der gegebenen Probleme nur zur Restbedarfsdeckung ver-
antwortbar erscheint. - 

Und drittens von einer demokratiegemäßen neuen Volksab-
stimmung, die, im Gegensatz zur Abstimmung über die Flötzer-
steig-Autobahn in Wien und über die Kernenergienutzung in 
Schweden, von vornherein ein eindeutig interpretierbares Ergeb-
nis gewährleisten müßte. Ein solches wäre dann gegeben, wenn 



entweder nur zwischen zwei Möglichkeiten zu wählen wäre oder 
bei drei Alternativen ein zweiter Wahlgang stattfinden müßte, 
wenn im ersten keine Alternative mehr als die Hälfte der Stim-
men erhält. 

Im übrigen gehöre ich zu denen, die eine neue Volksabstim-
mung befürworten, wenn diese unter jenen rationalen Bedingun-
gen stattfindet, die einer Demokratie würdig sind. Dazu zähle ich 
auch den Rat des Herrn Bundespräsidenten, zwischen der ersten 
und einer neuerlichen Volksabstimmung mindestens vier Jahre 
verstreichen zu lassen sowie selbstverständlich das Vorliegen 
neuer Tatbestände. Daß an einer solchen Auseinandersetzung die 
Jugend lebhaften Anteil nehmen wird, ist verständlich. Denn es 
geht doch um die Lebensbedingungen ihrer Zukunft, die be-
kanntlich, gemessen an der durchschnittlichen Lebenserwartung, 
um 30 bis 50 Jahre weiter reicht als jene der politischen, wirt-
schaftlichen, administrativen und wissenschaftlichen Establish-
ments, die Kraftwerksentscheidungen treffen. 

Erstarrung oder Innovation? 

Nach Auffassung des sozialpartnerschaftlichen „Arbeits-
kreises für ökonomische und soziologische Studien" (,‚Wachs-
tumsalternativen", Wien 1980) gibt es angesichts der Probleme, 
die mit einer Wachstumsverlangsamung zusammenhängen, vier 
Entwicklimgsmuster: 

Explosion, also die revolutionäre Zerstörung des bestehen-
den Systems, mit nachfolgendem Chaos oder Neubeginn; 
Implosion, also der Systemzerfail, mit sozialer Desintegra-
tion and Rückkehr zu weniger komplexen Geseflschafts- und 
Produktionsformen; 
Erstarrung, also die Adaption an reduzierte Produktions-
und Kulturdynamik durch rigides Fixieren bestehender For-
men, zwangsläufig begleitet von Zentralisierung, Bürokrati-
sierung und Einengung des Toleranz- und Freiheitsraumes; 
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4. Innovation, also der Durchbruch zu einer neuen Orientie- 
rung, die auf dem alten System aufbauend, die entstandenen 
Probleme zwar nicht konfliktfrei, aber evolutionär bewältigt. 
Die Autoren der sozialpartnerschaftlichen Studie kommen 

zu der Auffassung, daß derzeit „am ehesten die Tendenzen zu 
Erstarrung und zu Innovation um die geistige Dominanz (rin-
gen)". Erstarrung und Stagnation bedeutet mehr soziale Kontrol-
le, Vorliebe für das Beständige, die Gesellschaft wird zunehmend 
etatistisch und autoritär. Ihr entspricht auch die Neigung zu poli-
tischen Koalitionen, die die bestehenden gesellschaftlichen Ver-
hältnisse zementieren. 

Dieser Vortrag ist als ein weiterer Versuch zu „Überlegungen 
zu einem neuen Basiskonsens" 11 ) aufzufassen, der, so wie die so-
zialpartnerschaftliche Studie, davon ausgeht, daß die soziale In-
novation die günstigste Form der Bewältigung der Probleme der 
Zukunft ist. Die Chance eines „neuen Basiskonsens" im Sinne der 
Innovation, für den die Orientierung und die Themen der Ausein-
andersetzung, nicht aber die Regierungsform entscheidend ist, 
steht in unserem Land besser, als sich die Kräfte der „Erstar-
rung" vorstellen können. Damit steigt die Aussicht auf eine hu-
mane und demokratische, d. h. der Würde des Menschen gemäße 
Bewältigung der Probleme der achtziger Jahre. 

Dank der Periode der generellen Expansion kann vor allem 
in der industrialisierten Welt die moderne demokratische Gesell-
schaft mehr Menschen mehr Freiheiten (Optionen) bieten als jede 
andere Gesellschaft, „aber um die Bindungen und Bezüge der 
Menschen ist es in ihr weniger gut bestellt", heißt es in R. Dah-
rendorfs neuem Essay über Fortschrittshoffnung und Kulturpes-
simismus. Die Orientierung der differenzierten Entwicklung 
nimmt ihren Ausgang von Problemen, die die Existenzgrundla-
gen des Menschen gefährden können. Sie ist mit Bindungen ver-
bunden, die von den Individuen deshalb eine Chance haben, als 

E. Matzner, Überlegimgen zu einem neuen Basiskonsens. In: Wirtschaft und Gesell-
schaft, Heft 2/1979, (Vorabdruck in: Der öffentliche Sektor - Forschungsmemoranden, Heft 
1/1979). 



politische Pflichten akzeptiert zu werden, weil sie, wie es von C. 
B. Macpherson formuliert wurde, „der alles überragenden Forde-
rung (entspricht), daß... menschliche Gesellschaft, das Zusam-
menleben oder Dasein des Menschen ... vor allen Dingen vertei-
digt werden muß". 

Nach R. Dahrendorf ist „die Stiftung von Bindungen, in de-
nen die Möglichkeiten der modernen Gesellschaften nicht geleug-
net, sondern akzeptiert und bewältigt werden, das große unge-
löste Problem unserer Zeit". Ich bin optimistisch genug zu hof-
fen, zur Bewältigung dieses Problems eine Anregung gegeben zu 
haben. 
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Dkfnz. Seidel: 

Um die gegenwärtige wirtschaftliche Lage und die sich dar-
aus ergebenden wirtschaftspolitischen Probleme zu verstehen, 
muß man etwas ausholen und zumindest in groben Linien die 
Entwicklung seit der RSession 1974/75 skizzieren. Ich bitte um 
Verständnis, wenn ich dabei Bekanntes wiederhole. 

Die österreichische Wirtschaftspolitik hat in der Rezession 
1974/75 eine fl  unorthodoxe Kombination wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen gewählt Es wurde versucht, Hartwährungspolitik 
mit keynesianischem Nachfragemanagement zu verknüpfen. 
Diese Kombination widersprach herkömmlichen Vorstellungen. 
Viele Wirtschaftspolitiker und -theoretiker waren (und sind viel-
fach noch) der Auffassung, daß nur der eine Hartwährungspolitik 
durchstehen kann, der „monetaristische Härte" zeigt. Das gilt 
umsomehr, als die anderen Staaten des mitteleuropäischen Hart-
währungsblocks zumindest zeitweilig und in bestimmten Dimen-
sionen monetaristisches Gedankengut in die Praxis umzusetzen 
versuchten. Umgekehrt gehörte es zum keynesianischen Gedan-
kengut, daß binnenwirtschaftliche Ziele den Vorrang vor außen-
wirtschaftlichen Zielen haben. Im Klartext heißt das, wenn die 
nationale Vollbeschäftigungspolitik zu Zahlungsbilanzschwie-
rigkeiten führt, senkt man den Außenwert der Währung und wer-
tet ab. Die schwedische Wirtschaftspolitik etwa, die manchmäl 
als Vorbild für die österreichische Wirtschaftspolitik hingestellt 
wurde, ist diesen Weg gegangen. 

Die österreichische Mittelkombination war entgegen vielen 
skeptischen Stimmen erfolgreich. Das heißt nicht, daß die Vortei-
le der Hartwährungspolitik (insbesondere der rasche Abbau der 
Inflationsraten nach 1975) kostenlos gewesen wäre. Die Hart- 
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währungspolitik hatte schon ihren Preis. Mit dem nominellen 
Wechselkurs ist zumindest zeitweilig auch der reale Wechselkurs 
des Schillings gestiegen. Österreich wurde, verglichen mit dem 
Durchschnitt seiner Handelspartner, teurer, sowohl was die 
Lohnstückkosten in der Industrie als auch was die Reisegeldpari-
täten oder die Konsumgeldparitäten anlangt. 

Änderungen in den realen Wechselkursen haben jedoch 
zwangsläufig auch Realeffekte (sofern sie nicht ihrerseits bereits 
die Folge realer Änderungen waren). Prof. Tichy und ich haben 
unabhängig voneinander eine Schätzung von Prof. Niehans für 
die Schweiz nachvollzogen und kamen für Österreich zu ähnlich 
hohen Elastizitätskoeffizienten der Industrieproduktion in bezug 
auf den realen Wechselkurs. Auch zwischen Ertragsindikatoren 
der Industrie und dem realen Wechselkurs lassen sich statistische 
Zusammenhänge nachweisen. Und es scheint mir aufgrund der 
Evidenz, die gegenwärtige und frühere Mitarbeiter meines Insti-
tutes beigebracht haben, keine Frage zu sein, daß auch die Lei-
stungsbilanz belastet wurde, wenngleich der Mengeneffekt (die 
Ausweitung der realen heimischen Nachfrage) wahrscheinlich 
mehr zur Verschlechterung der Leistungsbilanz 1977 beigetragen 
hat als der Preiseffekt (die Verschlechterung der preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit). 

Diese Nachteile der Hartwährungspolitik konnten jedoch in 
Kauf genommen werden, weil die Reaktion der Leistungsbilan-
zen auf Änderungen des realen Wechselkurses verhältnismäßig 
gering waren, weil Österreich über reichliche Devisenreserven 
verfügte und als international kreditwürdig gilt. Schließlich be-
stand Aussicht, daß nach Brechung der Inflationsmentalität die 
Gewerkschaften zu einer stabiitätskonfonnen Lohnpolitik be-
reit sein werden. 

Ein Umschwenken auf eine zahlungsbilanzorientierte Wirt-
schaftspolitik war früher oder später notwendig. Als sich im 
Laufe von 1977 die Leistungsbilanz deutlich verschlechterte, 
schien der Zeitpunkt für einen Kurswechsel gekommen. Das pro-
blematische an der Situation 1977 warnicht so sehr die Höhe des 
Leistungsbilanzdefizites, als vielmehr seine rasche Zunahme so- 
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wie der Umstand, daß im Grunde nur das eintrat, was ohnehin 
von Wirtschaftstheoretikern und -praktikern erwartet worden 
war. 

Die Korrektur des außenwirtschaftlichen Ungleichgewichtes 
wurde zunächst durch eine Drosselung der heimischen Nachfrage 
angestrebt, wobei durch Einführung des dritten Mehrwertsteuer-
satzes gleichzeitig versucht wurde, die Nachfrage von ausländi-
schen Gütern auf heimische umzuschichten. Die Zurücknahme 
des Wachstumstempos und die relative Verteuerung dauerhafter 
Konsumgüter, die hauptsächlich importiert werden, sollten der 
Wirtschaftspolitik den erforderlichen Spielraum für mittelfristig 
wirksame Maßnahmen geben. Tatsächlich ging das Wachstum 
1978 deutlich zurück, und das Leisttmgsbilanzdefizit schrumpfte 
auf einen unbedeutenden Betrag. Bemerkenswert war, daß trotz 
der Wachstumsverzögerung die Vollbeschäftigung erhalten wer-
den konnte, womit jenen Kritikern der Wind aus den Segeln ge-
nommen wurde, die behaupteten, daß eine Sanierung der Lei-
stungsbilanz bei Fortsetzung der Hartwährungspolitik nur mit 
erheblichen sozialen Opfern möglich wäre. Ich kann auf die Fra-
ge, warum beschäftigungspolitische Konsequenzen ausblieben, 
an dieser Stelle nur eine kursorische Antwort geben. Die Mann-
produktivität hat sich in den Jahren seit der Rezession 1974/75 in 
erstaunlich hohem Maße den Wachstumsschwankungen ange-
paßt, sodaß diese nicht oder nur geringfügig auf den Arbeits-
markt durchschlugen. Die Hortung vca Arbeitskräften in einigen 
Großanternehmungen der Industrie spielte  dabei nur eine ver-
hältnismäßig geringe Rolle. Entscheidend war vielmehr, daß aus 
Gründen, die zur Zeit noch nicht voll geklärt sind, der Dienstlei-
stungssektor Arbeitskräfte wie ein Schwamm absorbierte. 

Den verantwortlichen Wirtschaftspolitikern war indessen 
klar, daß die Wachstumsdrosselung nur eine temporäre Maßnah-
me sein konnte, bis andere Maßnahmen greifen, die die Zahlungs-
bilanz ohne beschäftigungspolitische Risken entlasten. Dazu ge-
hörte eine hartwährungspolitikkonforme Lohnpolitik und eine 
taugliche Strukturpolitik. Mit Strukturpolitik werden sich die 
Referate Tichy und Haschek heute Nachmittag beschäftigen. Ich 
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möchte mich daher auf einige Bemerkungen zur Lohnpolitik be-
schränken. 

Die Lohnpolitik der österreichischen Gewerkschaften war in 
den letzten Jahren bemerkenswert zurückhaltend. Schätzungen 
von Lohngleichtmgen bekommen die letzten Jahre meist nur 
dann in den Griff, wenn sie Dummy-Variable als Repräsentanten 
für die Lohnzurückhaltung einführen. Nach meinen ökonometri-
schen „Fingerübungen" nimmt diese Variable einen Wert von 2 
bis 3% an, das heißt, die Lohnsteigerungsraten waren um diesen 
Prozentsatz niedriger als aufgrund der normalen Lohndetermi-
nanten zu erwarten gewesen wäre. Nun sollte man solchen 
Schätzgleichungen nicht allzuviel Bedeutung beimessen. Aber 
der Tatbestand bleibt bestehen, daß in Österreich - wenngleich 
mit einer gewissen zeitlichen Verzögerung - eine Senkung der 
nominellen und der realen Lohnsteigerungssätze möglich war, 
ohne daß die Arbeitslosigkeit nennenswert gesteigert wurde. Die 
Korrektur der internationalen Kostenposition über die 
Einkommenspolitik war ein wichtiger Schritt zur Normalisie-
rung der Ertragsspaimen im exponierten Sektor und damit zur 
Konsolidierung der Zahlungsbilanz, ein Schritt, den selbst wohl-
wollende Kritiker der österrejchischen Wirtschaftspolitik kaum 
für möglich gehalten hatten. 1978 und 1979 stiegen in Österreich 
Lohnstückkosten und Preise schwächer als im Durchschnitt der 
Handelspartner: Es kam zu realen Abwertungen, die freilich die 
realen Aufwertungen der Jahre vorher nur teilweise ausglichen. 
Nebenbei bemerkt: Die Befürworter einer nominellen Schilling-
Abwertung haben gelegentlich eingewandt, daß die Ein-
kommenspolitik auch zur Absicherung des Konkurrenzvorteils 
einer Abwertung und zur Vermeidung eines „vicious circle" ein-
gesetzt hätte werden können. Eine konzertierte Lohnpolitik der 
Gewerkschaften ist jedoch schwieriger, wenn die Inflationsrate 
hoch ist und wenn die Einkommensverteilung ruckartig zugun-
sten der Unternehmererträge verschoben wird. 

Die österreichische Wirtschaftspolitik war also, gestützt auf 
die wirtschaftliche Vernunft der Österreicher, in dem Sinne er-
folgreich, daß trotz widriger weltwirtschaftlicher Bedingungen 
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die Inflationsrate wieder auf das in den sechziger Jahren ge-
wohnte Maß gesenkt werden konnte, gleichzeitig die Vollbeschäf-
tigung erhalten blieb und die außenwirtschaftliche Problematik 
zumindest entschärft werden konnte. „A small house in order" 
überschrieb der Economist seinen vor kurzem erschienenen Be-
richt über Österreich. Man darf indessen nicht übersehen, daß in 
dem Versuch, nach dem Ölschock der Jahre 1974/75 wieder eini-
germaßen die wirtschaftliche Balance zugewinnen, Reserven und 
Handlungsspielräume ausgeschöpft wurden. Die Notenbank be-
findet sich nicht mehr in der gleichen komfortablen Devisenposi-
tion wie vor der ersten Ölkrise. (Ich darf daran erinnern, daß die 
Experten damals diskutiert haben, ob es sinnvoll wäre, daß 
Österreich über so hohe ertragslose oder jedenfalls nur wenig 
zinsbringende valutarische Reserven verfügt. Sorgen hatten wir 
damals!) Dem Finanzminister erscheint, wie ich glaube zu Recht, 
das Nettodefizit im Bundeshaushalt von durchschnittlich 4% 
mittelfristig als zu hoch, und er fordert eine Budgetkonsolidie-
rung. Schließlich halte ich die Ertragsrelationen zwischen expo-
niertem und nicht exponiertem Sektor noch immer zu Lasten des 
ersten verzerrt, was eine mittelfristige Konolidierung der Zah-
lungsbilanz erschwert. Um es bildlich auszudrücken: Wir haben 
zwar eine Schlacht gewonnen, aber es sind Wunden zurückge-
blieben, deren Ausheilung noch einige Jahre ungestörter weit-
wirtschaftlicher Entwicklung erfordert hätte. 

Die zur Regeneration erforderliche Zeit war der österreichi-
schen Wirtschaft und der österreichischen Wirtschaftspolitik 
nicht vergönnt. 1979 kam es zu einer neuerlichen Rohölverteue-
rung, die sich zunächst in Grenzen zu halten schien und die die 
österreichische Wirtschaftspolitik zu einer Strategie veranlaßte, 
die man im Jargon des Schilaufens als „Durchdrücken des Buk-
kels" bezeichnen könnte. Die Ölverteuerung wurde als ein einma-
liger und vorübergehender Preisschock aufgefaßt. Um Verstär-
ker- und Sperrklinkeneffekte zu vermeiden, wurde das Konzept 
der Kostenstabiisierung entwickelt: Eine betonte Hartwäh-
rungspolitik sollte die Importverteuerungen möglichst in Gren-
zen halten; von den Gewerkschaften erwartete man, daß sie ihre 



bisherige maßvolle Lohnpolitik fortsetzen und auf eine Abgel-
tung der ölpreisbedingten Verteuerungen verzichten; schließlich 
sollten die Zinssätze niedrig gehalten werden, wobei man Zins-
sätze, einer alten österreichischen Tradition folgend, ausschließ-
lich als Kostenfaktor und nicht als einen Bestimmungsgrund für 
die Kapitalwerte bestehender realer oder nomineller Vermögens-
bestände auffaßte. Auf diese Weise hoffte man 1980 mit einer In-
flationsrate von etwa 4 1/2% bis höchstens 5% durchkommen und 
nachher rasch wieder zu einer Basisinflation von etwa 3 1 /2% zu-
rückkehren zu können. 

Inzwischen mußte die österreichische Wirtschaftspolitik zur 
Kenntnis nehmen, daß die Energiepreise viel stärker stiegen, als 
zunächst angenommen worden war. Der „Buckel", am im Jargon 
der Schiläufer zu bleiben, ließ sich nicht mehr durchdrücken; die 
österreichische Wirtschaft verlor „Bodenkontakt", und es wird 
erheblicher Anstrengungen bedürfen, um eine „weiche Landung" 
zu ermöglichen. Die allgemeine Teuerungsrate ging merklich 
über die ursprüngliche Zielvorstellung hinaus. Wahrscheinlich 
(und das ist eher eine vorsichtige Schätzung) wird der Verbrau-
cherpreisindex im Durchschnitt des Jahres 1980 um 6% steigen, 
womit die Beibehaltung der ursprünglichen lohnpolitischen Kon-
zeption kaum noch möglich erscheint. Die zweite Schwachstelle 
ist die Zahlungsbilanz. Nach der überraschend starken Reduk-
tion des Leistungsbilanzdefizites im Jahr 1978 und den günstigen 
Ergebnissen in den ersten drei Quartalen 1979 schien es zulässig, 
an der Diagnose des Wifo und des Beirates für Wirtschafts- und 
Sozialfragen zu zweifeln, wonach die Konsolidierung der Lei-
stungsbilanz ein mittelfristiges Problem sei. Seit Herbst 1979 ist 
jedoch die Lücke in der Leistungsbilanz wieder merklich größer 
geworden. Die Jupi-Revision der Wirtschaftsprognose 1980 liegt 
noch nicht vor. Aufgrund der bisherigen Entwicklung steht je-
doch zu befürchten, daß das Leistungsbilanzdefizit (einschließ-
lich statistischer Korrektur, die offensichtlich nur teilweise der 
Leistungsbilanz zuzurechnen ist) in diesem Jahr 3%  übersteigen 
wird. Das ist wahrscheinlich mehr als der „faire Anteil" Öster-
reichs am gemeinsamen Defizit aller Industrieländer. 

FIX' 



Dazu kommt folgendes: Die Beschleunigung der Inflation 
und die Zahkmgsbilanzschwierigkeiten werden weltweit durch 
eine Politik des knappen teuren Geldes zu bekämpfen versucht. 
Der internationale Zusammenhang der Geldmärkte (und in 
schwächerem Maße auch der Kapitalmärkte) ist so eng geworden, 
daß sich ein einzelnes Land keine eigenständige Zinspolitik mehr 
leisten kann. Die Zinsdifferenz zwischen ausländischen und in-
ländischen Geldmärkten muß selbst bei unvollkommenen Märk-
ten annähernd der Differenz zwischen dem Kassakurs und dem 
Terminkurs auf den Devisenmärkten entsprechen, sonst kommt 
es zu Zinsarbitrage. Während Österreich noch zu Beginn der 
siebziger Jahre eine Politik der Verstetigtmg der Zinssätze betrei-
ben konnte und kurzfristige Schwankungen im Ausland nicht 
mitmachte, mußte schon im Jahr 1979 der Versuch aufgegeben 
werden, die Zinssätze zu drücken, weil die daraus resultierende 
Belastung der Zahlungsbilanz zu groß wurde. Die Ziele Stabili-
sierung der Importkosten durch Hartwährungspolitik und Stabi-
lisierung (oder gar Senkung) der Zinskosten ließen sich nicht 
gleichzeitig erreichen. Vielmehr mußte eine zahlungsbilanzorien-
tierte Zinspolitik als Voraussetzung für die Fortsetzung der Hart-
währungspolitik akzeptiert werden. 

Im Augenblick scheint es nicht allzu schwierig, die wirt-
schaftspolitischen Akzente richtig zu verteilen. Die österreichi-
sche Konjunktur hat sich bisher ungewöhnlich günstig entwik-
kelt: Im ersten Quartal dürfte das reale Brutto-Inlandsprodukt 
um mehr als 6% über dem Vorjahresstand gelegen haben. Die As-
beitslosenrate hat entgegen den Prognosen sinkende Tendenz, 
und der Mangel an Arbeitskräften in bestimmten Zweigen und 
Regionen kann nur durch Gastarbeiter gedeckt werden. Unter 
diesen Umständen ist es verständlich, wenn die Wirtschaftspoli-
tik Inflation und Zahlungsbilanzschwierigkeiten mit einer Poli-
tik der Nachfragedrosselung und der Geldverknappung zu be-
kämpfen versucht. 

Die schon seit einiger Zeit infolge des zweiten Ölschocks er-
wartete Inflationsrezession der Weltwirtschaft beginnt sich in-
dessen bereits abzuzeichnen. In den USA ist eine steile Rezession 
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im Gange, das gleiche gilt für Großbritannien. Von den übrigen 
großen Ländern der OECD erfreuen sich zwar die Bundesrepu-
blik Deutschland, Italien und Japan noch einer relativ guten 
Konjunktur, doch sprechen verschiedene Indikatoren dafür, daß 
der Konjunkturgipfel bereits erreicht oder möglicherweise über-
schritten ist. 

Es gibt Optimisten, die aus verschiedenen (nicht unplausi-
blen) Gründen nur mit einer kurzen oder milden internationalen 
Rezession rechnen. Es kann sein, daß die Konjunktur in den USA 
und in Kontinentaleuropa asynchron verläuft (und daher grenz-
überschreitende Verstärkereffekte entfallen). Möglicherweise 
wird die private Nachfrage robuster gegenüber depressiven Ein-
flüssen sein als 1974/75, weil Haushalte und Unternehmungen 
energiesparende Investitionen vornehmen und sich der Kapital-
stock der Industrie in den letzten Jahren dem niedrigen mittelfri-
stigen Wachstumstempo angepaßt habe. Sollte sich jedoch dieser 
Optimismus nicht bewahrheiten, dann wird es schwierig sein, 
eine effiziente Vollbeschäftigungsstrategie zu betreiben, und 
zwar sowohl was die Auswahl der wirtschaftspolitischen Instru-
mente als auch was den Zeitpunkt und die Stärke ihres Einsatzes 
anlangt. 
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Dr. Kausel: 

Schon in der Bibel steht geschrieben: „An ihren Früchten 
sollt ihr sie erkennen." 

Daß heute niemand mehr die Bibel genau liest, kann man 
schon allein daran erkennen, daß die heute so offenkundige Vita-
lität und Gesundheit des österreichischen Wirtschaftsbaumes 
nicht an seinen herrlichen Früchten, wie starke Dynamik, totale 
Vollbeschäftigung, Geld- und Währungsstabilität, Export- und 
Wohlstandswunder, erkannt wird, sondern daß unter völliger 
Vernachlässigung dieser saftigen Früchte an vereinzelten mor-
schen Ästen oder faulen Wurzeln (sprich: Strukturschwächen) 
herumgenörgelt wird. Und das schon seit 20 Jahren. Weshalb 
werden wir eigentlich von der ganzen Welt beneidet und be-
wundert? 

Dies sind die Fakten. 

Die äußere Wettbewerbskraft 

Gemessen an der Marktanteilsentwicklung im Warenexport, 
im Export von Industriewaren (Code 5-9) und im Export (i. w. 
3.), d. h. einschließlich Dienstleistungen, hat Österreich sowohl 
lang- als auch kurz- und mittelfristig imponierende Erfolge auf-
zuweisen. Ich unterscheide der Einfachheit halber nur 2 Perio-
den, begrenzt von den Eckjahren 1955, 1970 und 1979. 

Im Warenexport hatte Österreich 1955 einen Anteil von 
119% am OECD-Gesamtexport, 1970 waren es trotz EWG-Dis-
kriminierung schon F29% und 1979 beachtliche 146%. Das be-
deutet, daß Österreich in Dollar pro Kopf 1955 um 3% mehr ex-
portierte als der OECD-Raum insgesamt, 1970 um 24% und 1979 
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bereits um die Hälfte (50%)  mehr. Diese globale Exportleistung 
verdeckt indessen zügige Fortschritte in der Verbesserung der 
Exportstruktur. Vergleicht man nur den Industrieexport (Code 
5-9), dann stieg unser Exportanteil viel rascher, nämlich von 
1*22% (1955) über 139% (1970) auf (vorläufig) 1*60% (1979), und 
der Pro-Kopf-Export von 105 (OECD = 100) über 134 auf zuletzt 
164. Anders ausgedrückt, Österreich liegt seit 1955 pro Kopf und 
Jahr mit fast 2% und seit 1970 noch deutlicher mit 23% und seit 
1975 gar mit 25% auf der strukturellen Überholspur. Die These 
vom mangelnden industriellen Fortschritt und von strukturellen 
Hemmnissen erweist sich somit, zumindest aus außenwirtschaft-
licher Sicht, als eine bloße Legende. Bezieht man weiters den 
Dienstleistungsexport (Reiseverkehr) in die Analyse mit ein, 
dann erscheint unser Vormarsch in der Welt geradezu beängsti-
gend. 

Der Exportanteil Österreichs (i. w. 5.) stieg nämlich von 
109% (1955) über 167% (1970) auf 194% (1979), d. h. auf fast 
das Doppelte. Je Einwohner wurde 1955 das Exportvolumen (i. 
w. 5.) der OECD noch um 5% unterschritten, 1970 bereits um 
60% und 1979 um knapp 100% überschritten, d. h., wir exportie-
ren heute pro Kopf bereits doppelt so viel wie der OECD-Raum 
insgesamt. Die langfristige Überholrate lautet in dieser Defi-
nition 32% pro Kopf und Jahr (seit 1970 24%, seit 1975 27%). 

Mit dieser „Export-Performance' stehen wir unter 24 
OECD-Ländern hinter Japan an zweiter Stelle. Nicht einmal 
„developing countries", wie Spanien und Griechenland, liegen 
besser. 

Langfristige Tendenzen der Leistungsbilanz 

Am besten lassen sich lang- und mittelfristig Struktur und 
Tendenzen der Leistungsbilanz durchschauen, wenn man alle 
Stromgrößen relativiert, d. h. auf das (nominelle) Brutto-Inlands-
produkt des jeweiligen Jahres bezieht. Damit schaltet man 
schlagartig alle dynamischen Elemente, wie Inflation und 



Wachstum, aus und kann für jeden beliebigen Zeitraum alle 
strukturellen Tendenzen der Zahlungsbilanz bloßlegen. Faßt man 
weiters die einzelnen Jahresdaten zu Fünfjahresperioden zusam-
men, dann bereinigt man die Strukturdaten auch von konjunktu-
rellen Einflüssen und Vorzieheffekten (1977/78). Gliedert man 
die relativierte Leistungsbilanz Österreichs der letzten 25 Jahre 
in fünf gleich lange Perioden sowie in die Hauptkategorien 
Grundbedarf (Nahrung, Rohstoffe, Energie = Code 0-4), Indu-
striewaren (Code 5-9) und Dienstleistungen (einschließlich stati-
stischer Differenz), dann kann man daraus folgende Erkenntnisse 
ableiten: 

Der Anteil des Grundbedarfes (netto) am Brutto-Inlandspro-
dukt war 20 Jahre lang (bis 1974) mit 32% bis 34% (des 
Brutto-Inlandsprodukts) praktisch konstant. Die Steigerung 
in den letzten Jahren auf 42% (1979) geht ausschließlich auf 
die Energieverteuerung zurück. 
Dieser Grundbedarf wird in allen Perioden mit Ausnahme 
der Aufbauphase 1955/59 durch hohe Überschüsse im Aus-
maß von 45% (1960/64) bis 58% (1970/74) des Brutto-In-
landsprodukts aus dem Dienstleistungs- und Reiseverkehr 
nicht nur voll finanziert, sondern es kommt sogar zu einer 
strukturellen Überdeckung, aus der wir uns permanent Indu-
striewarendefizite, etwa in der Größenordnung der PKW-
Importe, leisten konnten. 

Etwas gewagt formuliert könnte man daraus etwa fol-
gern: Unsere Lagerente als Erholungsraum Europas versetzt 
uns in die äußerst komfortable Situation, unbedenklich auf 
eine Überindustrialisierung, im Ausmaß der Bundesrepublik 
Deutschland oder der Schweiz, mit allen ihren Schattensei-
ten zu verzichten, ohne auch nur den geringsten Wohlstands-
verlust erleiden zu müssen. Ja mehr noch, die Forderung 
nach Exportüberschüssen im Industriebereich war bisher so-
gar unrealistisch, weil selbst eine nur augeglichene Indu-
striewarenbilanz lediglich dazu geführt hätte, daß wir in De-
visen regelrecht „ersoffen 4 ' wären. Auch 1979 hätte es trotz 
explosiver Erdölrechnung noch immer Überschüsse gegeben. 



Besonders bemerkenswert ist die langfristig relative Stabili-
tät des positiven Reiseverkehrssaldos seit 1960 in Höhe von 
knapp 4% des Brutto-Inlandsprodukts. Die oftmals artiku-
lierten Befürchtungen von einer sinkenden Bedeutung des 
touristischen Aktivums für die österreichische Leistungsbi-
lanz haben sieh als völlig haltlos erwiesen. Schon für heuer 
(1980) zeichnet sich eine Zunahme des Aktivsaldos auf deut-
lich mehr als 4% (des Brutto-Inlandsprodukts) ab, und den 
nächsten Jahren kann vor allem aus zwei Gründen mit noch 
größerer Zuversicht entgegengesehen werden. Erstens verlie-
ren die wichtigsten Konkurrenten schon seit zwei bis drei 
Jahren ständig an preispolitischer Wettbewerbsfähigkeit, 
wobei eine Trendwende auch nicht in Ansätzen zu erkennen 
ist, und zweitens wird der qualitative Vorsprung Österreichs 
als Reiseland immer größer, vor allem in bezug auf Sauber-
keit von Landschaft und Gewässern. 
Demgegenüber hat sich freilich die Industriewarenbilanz bis 
etwa 1976/77 verschlechtert, zum Teil auch als Folge eines 
extrem liberalen Importregimes. Das Aktivum der Frühphase 
1955/59 hat keine Aussagekraft, weil vor der europäischen 
Integration der Import nicht liberalisiert war. 

Der Höhepunkt der Passivierung der Industriewarenbi-
lanz im Ausmaß von 2*8% des Brutto-Inlandsprodukts fällt 
in das abgelaufene Jahrfünft 1975/79. Zwei Drittel dieses 
Passivums (18%) entfallen allein auf PKW-Importe und nur 
10% auf alle übrigen Industriegüter. 1979 belief sich das In-
dustriewarendefizit nur noch auf 23°I, davon PKWs 17% 
und sonstiges 06%, ein Minimum seit 1965/69. 
Die Ergebnisse von 1979 und die sich anbahnenden von 1980 
kündigen mithin einen entscheidenden Wendepunkt im In-
dustriewarenhandel an. Die Ära wachsender Industriedefizi-
te wurde 1977 beendet, wobei die Trendwende vom beson-
ders erfolgreichen Investitionsgüterexport ausgeht. Seit Mit-
te der siebziger Jahre ist Österreich vermutlich erstmals in 
seiner ganzen Wirtschaftsgeschichte von einem Netto-Impor-
teur zu einem Netto-Exporteur von Investitionsgütern ge- 



worden, wenn auch zunächst noch in einem bescheidenen 
Ausmaß. Immerhin hat sich der Netto-Saldo von - 05% (des 
Brutto-Inlandsprodukts) im Zeitraum 1965/74 auf + 01% 
1975/79 und 1979 gedreht. 

Die Investitionsgüterindustrien scheinen daher die 
Bahnbrecher einer langfristig erfolgreichen und zukunfts-
trächtigen Außenhandelsentwicklung zu werden. Schwerer 
tun sich sichtlich die Konsumgüterindustrien, deren Defizit 
von 19% des Brutto-Inlandsprodukts (1970/74) auf 32% 
(1975/79 und 1979) gestiegen ist. Aber auch in diesem neural-
gischen Bereich hat sich die Passivierungstendenz zuletzt 
nicht mehr fortgesetzt. 

Schlußfolgerungen 

Faßt man alle Indizien zusammen, daim war die gesamte Lei-
stungsbilanz bis 1974 völlig problemlos. Der kumulative Saldo 
war gleich Null. Im Jahrfünft 1975/79 entstand hingegen ein (be-
reinigtes) Defizit in Höhe von Y7% des Brutto-Inlandsprodukts 
(1979: 19%), das zu etwa zwei Drittel (1979: zu drei Viertel) al-
lein auf die Erdölpreisexplosion und nur zum viel kleineren Rest 
von 06% (1979: 04%) auf überhöhte Konsumgüterimporte zu-
rückgeführt werden kann. 

Gäbe es keine Ölkrise, bräuchten wir hier über Zahlungs-
bilanzprobleme nicht einmal diskutieren. 

Unser ganzes Dilemma besteht bloß darin, daß uns die Öl-
preislawine belastet, bevor noch die ohnehin seit 1970 anlaufende 
langsame Verbesserung der Industriewarenbilanz eine xofle 
Kompensation garantieren kann. Trotzdem gibt es ermutigende 
Ansätze, daß die Zahlungsbilanz der achtziger Jahre trotz des 
Bleigewichtes der Ölrechnung ganz anders (viel besser) aussehen 
wird, als es derzeit den Anschein hat. 

Dem negativen Einfluß womöglich weiterer überproportio-
nal steigender Erdölpreise werden mit ziemlicher Sicherheit mm-
destens vier positive Einflüsse gegenüberstehen, die den derzeit 
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ohnehin nicht sehr aufregenden Minussaldo von 15 bis 20% des 
Brutto-Inlandsprodukts (den sich andere Länder nur wünschen 
können) entscheidend reduzieren müßten. 

Die neuerliche Erweiterung des Reiseverkehrsaktivums 
(s. o). 
Die reale Einsparung von Energieimporten (,‚weg vom Öl"). 
Eine verstärkte Aktivierung der Investitionsgüterbilanz. 
Eine tendenzielle Einbremsung des Konsumgüterdefizits 
durch eine weiterhin vorsichtige Einkommenspolitik, ver- 
stärkte Gegenlieferungen auf dem PKW-Sektor und psycho- 
logischen Abbau der Jmportneigung durch Forcierung heimi- 
scher Qualität gegenüber ausländischer Massenware. 
Das sich bereits anbahnende „Zahlungsbilanzwunder 1980" 

weist bereits, trotz ungeheurer Erdölbelastung, in die anvisierte 
Richtung. Österreich dürfte so ziemlich das einzige Land der 
westlichen Welt sein, in dem sich im 1. Quartal die Leistungs-
bilanz, entgegen allen Prognosen, so gut wie nicht verschlechtert 
hat. 

Abschließend kann zusammenfassend festgehalten werden, 
daß alle wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
Bewältigung des Zahlungsbilanzproblems in den kommenden 
Jahren durchaus gegeben sind, und zwar in einem stärkeren Ma-
ße als in allen wichtigeren Konkurrenzländern. Die Relation zwi-
schen Kostenlage, Produktivität und technologischem Standard 
ist heute so günstig wie nie zuvor, die Ökologie ist noch in Ord-
nung und der Lebensraum im wesentlichen unzerstört und at-
traktiv. 

Das ist ein Segen von oben, der nicht hoch genug einge-
schätzt werden kann. Nur äußere Ereignisse von Katastrophen-
format oder eigenes Versagen könnten eine weitere positive Wirt-
schaftsentwicklung abwürgen. Tritt beides nicht ein, was wir alle 
hoffen, dann sitzen wir jedenfalls auf dem längsten Hebelarm in 
Europa. Ich wüßte jedenfalls derzeit keinen, der einen noch län-
geren Hebelarm bedient. 
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Tabelle 1 

Marktanteilsgewinne im Export 1955-1979 
(Anteil Österreichs am OECD-Ramn) 

in % v. OECD Pro Kopf in $ (OECD-100) 

Export- Export- 
davon volumen davon volumen 

Waren- Industrie- i. w. S. Waren- Industrie- i. w. S. 
- export waren (Güter und export waren (Güter und 

(Code 5-9) Dienst- (Code 5-9) Dienst- 
leistungen) leistungen) 

1955 119 1 - 22 109 103 105 94 
1960 133 140 144 121 127 131 
1965 128 137 151 119 128 141 
1970 129 139 167 124 134 160 
1975 132 150 180 132 149 179 
19791) 146 160 194 150 164 199 

Anteilsgewinn pro Jahr in % 

1955/70 06 09 28 12 16 36 
1970/79 15 16 17 21 23 24 

1955/79 09 11 24 16 19 32 

davon 
1975179 25 17 19 33 25 27 

') Vorläufige Berechnung. 

Quelle: OECD 

Tabelle 2a 

Leisti.mgsbilanz Österreichs 1955-1979 
in % des BIP 

1955/59 1960/64 1965/69 1970/74 1975/79 1979 

Warenverkehr') 	... ......... 
2 ) Dienstleistungen usw. 	...... 

Saldo 	............. 
Deckungsquote (2:1) % 	......... 

Statistische Differenz 	........ 
Leistungsbilanz 	............. 

-25 
+17 

-42 
1-41 

-49 
+42 

-58 
+49 

-67 
+35 

-66 
+ 38 

-08 
68 

. 

. 

-01 
99 

-07 
86 

-09 
84 

-32 
52 

-28 
57 

+10 
+02 

+03 
+02 

+04 
-03 

+09 
00 

+15 
-47 

+09 
-19 

')Laut OeNB. - ') Einschließlich Transfers. 
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Tabelle 2b 
Struktur der Leistungsbilanz 

in % des BIP 

1955159 1960/64 1965/69 1970/74 1975/79 1979 

1. Grundbedarf (netto) 
(Nahrung, Rohstoffe, Energie, 

-34 -34 -32 -33 -39 -42 
-23 -16 -11 -18 -29 -33 

Deckung durch: 
2. Dienstleistungssaldo') 	............ +27 +45 +46 +58 +50 +46 

davonReiseverkehr 	....... . ...... +25 +38 +38 +49 +38 +38 

-07 +11 +14 +25 +11 +04 

Codeo-4) 	....................... 

Oberdeckung 	............ ....... 

davonßnergie(Code3) 	............ 

3. Industriewaren(netto)(Codes-9) . +09 -09 -17 -25 -28 -23 
. 	 . -05 -05 +01 +01 

Konsumgüter, ohne PKWs 

. 

. 	 . 00 -04 -14 -15 
davon: Investitionsgüter ........... 

. 

. 	 . -13 -15 -18 -17 

+02 +02 -03 00 -17 -19 

PKWs 	.................... 

4. Leistungsbilanz 	.. ....... ........ 
LeistungsbÜanz,ohne Energie ...... +25 

. 

+18 +08 +18 +12 +14 

Einschließlich statistischer Differenz. 

Tabelle 3 

Austauschverhältnisse im Außenhandel 
(Terms of Trade) 5 

1976 1978 1979 
UN-Code 

(1971 	100) 

0 81 74 72 
2 105 112 115 
3 72 55 41 

ChesnischeErzeugnisse 5 117 104 98 
6 109 110 111 

Maschinen, Verkehrsmittel 7 101 101 101 

Ernährung 	................... 

8 107 107 110 

Rohstoffe ..................... 
Energie 	...................... 

BearbeiteteWaren 	............. 

Summe0-9 .................. 99 98 97 

SonstigeFertigwaren ........... 

davon: 
0 - 9, ohne 3 (Energie) 105 105 106 

Industriewaren, Summe 5-9 .... 104 102 103 

1)  Exportpreisindex dividiert durch lmportpreisindex ><100. 

Quelle: Osterreicltisches Statistisches Zentralamt. 
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Dr. Koren: 

Nach einem Ausflug ins Wunderland kehre ich zu den Pro-
blemen der Wirklichkeit zurück, wie sie Hans Seidel der Reihe 
nach aufgezählt und angeschnitten hat. Ich möchte seine Darstel-
lung in dem Sinn ergänzen, daß ich mich mit ein paar Fragen be-
schäftige, die die gegenwärtige und sicherlich auch die kommen-
de Wirtschaftspolitik in einer anderen Form erscheinen lassen 
und mit anderen Problemen belasten, als das noch in der Vergan-
genheit der Fall war. Und hier scheint mir das ganz Entscheiden-
de zu sein, daß der Aktionsspielraum der Wirtschaftspolitik im 
Vergleich zur Entwicklung bis zum Beginn der siebziger Jahre 
unverhältnismäßig länger geworden ist. Bis zum genannten Zeit-
raum war die aktuelle Konjunkturpolltik mit einem Zeithorizont 
ausgestattet, der sich innerhalb eines Konjunkturzyklus abwik-
kelte. In der Aufschwungsphase und in der Abschwungsphase 
waren die Zielrichtungen - sei es in der Preispolitik, sei es in der 
Budgetpolitik - jeweils auf die gegebene Situation abgestellt. 
Eine als nicht in Ordnung erachtete Entwicklung konnte inner-
halb eines Konjunkturzyklus korrigiert werden: Ein drohender 
Preisauftrieb war innerhalb des nächsten Jahres abzufangen, 
eine Budgettendenz in der einen oder anderen unerwünschten 
Richtung konnte im Verlauf der nächsten Zeit wieder ausgegli-
chen werden. Und damit war, letzten Endes, gewährleistet, daß es 
zwischen den wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und der tat-
sächlichen Entwicklung keine Spannungen und Störungen geben 
konnte, weil sie eben auf die unmittelbar bevorstehende Zukunft 
abgestellt waren. 

Das ist grundlegend anders geworden - zumindest seit der 
Mitte der siebziger Jahre. Die Zeithorizonte der Wirtschaftspoli-
tik gehen heute über Jahre hinweg. 

Ich will ein konkretes Beispiel geben: Länder mit überdurch-
schnittlich hohen Inflationsraten, welche als unbefriedigend 
empfunden werden, setzen sich das Ziel, innerhalb der nächsten 
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drei bis vier Jahre aus diesem als überhöht empfundenen Bereich 
in einen vertretbaren Bereich zurückzukommen. Das bedeutet, 
daß man am Beginn dieser für mehrere Jahre in Aussicht genom-
menen Periode die Wirtschaftspolitik konsistent mit der Kon-
junkturpolitik führen kann; aber schon im nächsten Jahr oder 
spätestens im übernächsten Jahr können sich konträre Entwick-
lungen ergeben. Die am Anfang einer Periode angewandten In-
strumente sind infolge der Konjunkturentwicklung nicht mehr 
befriedigend oder werden sogar als gegenteilig wirkend empfun-
den, wenn etwa in der Zwischenzeit Stagfiation eingetreten ist 
und Bremseffekte unerwünschte Begleiterscheinungen gebracht 
haben. 

Das Phänomen, daß die Wirtschaftspolitik in ihren Zielset-
zungen längerfristig geworden ist, aber dadurch in einen Wir-
kungsbereich über mehrere Jahre hineinkommt, in dem Wider-
sprüche zwischen den angewandten Instrumenten und der jewei-
ligen wirtschaftlichen Situation auftreten, charakterisiert auch 
unsere gegenwärtige Situation. Wenn ich dafür nur zwei Bei-
spiele herausgreifen darf, das Zahlungsbilanzproblem und das 
Budgetproblem. 

Beide Probleme begleiten uns nun durch mehr als fünf Jahre. 
In der Zeit des ersten Olschocks bzw. unmittelbar nachher ist auf 
der einen Seite die starke Passivierung des Staatshaushaltes und 
auf der anderen Seite die starke Passivierung der Leistungsbilanz 

1eingetreten. Wie uns die praktische Erfahrung seither zeigt, sind 
das zwei Probleme, die durch die aktuelle Wirtschaftspolitik im-
mer nur temporär bekämpft werden können. Durch die wech-
selnde konjunkturelle Situation können sie sich aber einer 
Lösung immer wieder mehr oder weniger entziehen bzw. gegen-
wirkend werden. Trotz Kausels Leistungsbilanz- und Zahlungs-
bilanzoptimismus ist es ein Faktum, daß unsere Leistungsbilanz 
seit 1975 zwar mit wechselnden Größenordnungen, aber im 
Durchschnitt - bereinigt um die statistische Differenz - mit 
20 Mrd 5 pro Jahr passiv geworden ist. 

Natürlich schwanken diese Defizite von Jahr zu Jahr, die 
Tendenz ist aber im Grunde unverändert geblieben. Ähnlich hat 
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sich der Staatshaushalt entwickelt, wo sich nach der „deficit 
spending policy" in der Krise 1974/75 der Abbau dieses bewußt 
eingegangenen Defizits als unerhört resistent gegenüber allen 
Maßnahmen erwiesen hat, die in der Zwischenzeit durch Jahre 
hindurch immer wieder ergriffen worden sind und die auch jetzt 
wieder im Mittelpunkt der erklärten Politik des Finanzministers 
stehen. 

Hier ist also, wie gesagt, ein Problembereich, den ich darstel-
len wollte: Die relativ langfristige Zielsetzung der Wirtschafts-
politik, welche die Lösung der Probleme über längere Perioden 
offensichtlich unerhört schwer macht, weil in der Zwischenzeit 
Situationsänderungen eintreten, die - wie sagt man in der Medi-
zin? - „antiindikativ 4 ' wirken. 

Dazu ein konkretes Beispiel - und hier darf ich Hans Seidel 
nur ganz kurz ergänzen: Unsere währungs- und wirtschaftspoli-
tischen Überlegungen vom Jahresbeginn 1979 sind ein typisches 
Beispiel dafür, wie Situationsänderungen natürlich auch Ände-
rungen der Wirkungsweisen der Politik bewirken. Seidel hat es 
mit dem Skifahren verglichen, ich habe es immer mit dem 
Schwimmen durch ein Schwimmbecken verglichen, von dem wir 
geglaubt haben, daß es 20 m lang ist und das sich dann als 50 m 
lang herausgestellt hat; in der Mitte ist uns dann die Luft ausge-
gangen. Wir sind Anfang 1979 ganz bewußt von der Annahme 
ausgegangen, die währungspolitischen Ziele nur für das Jahr 
1979 zu setzen. Daß diese auf lange Sicht nicht zu halten wären, 
war uns völlig klar. Die Wirtschaftsforscher - sowohl inlän-
dische als auch ausländische - waren ja am Anfang des Jahres 
1979 alle noch der Meinung gewesen, spätestens am Jahresende, 
allerspätestens aber mit Beginn 1980 werde es weltweit zur Re-
zession kommen. Diese werde das internationale Zinsniveau na-
türlich unter Druck bringen und die stärker gewordene interna-
tionale Inflation dämpfen; Österreich könne es sich daher für ei-
ne begrenzte Zeit erlauben, gegen den Strom zu schwimmen und 
mit einem niedrigen Zinsniveau zur Dämpfung der Binneninfla-
tion beitragen. Dabei war uns klar, daß wir in dieser Phase Wäh-
rungsreserven verlieren müssen; wer aber diesbezüglich auf 
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einem dicken Polster sitzt, könne sich solche Verluste über eine 
bestimmte Zeit erlauben, später müßten die Mittel ja wieder zu-
rückkommen, meinte man. 

Dies ist, glaube ich, ein sehr typisches Beispiel dafür, wie die 
Unüberschaubarkeit der Situation oder die mangelnde Beurteil-
barkeit, selbst innerhalb eines relativ kurzen Zeitraums, wirt-
schaftspolitische Entscheidungen sehr rasch zu Korrekturen 
zwingt, nämlich dann, wenn die Wirkungen, die erwartet sind, 
nicht eintreten. Wohl alle Prognosen der letzten eineinhalb Jahre 
waren dadurch gekennzeichnet, daß, aus welchen Gründen im-
mer, ein relativ großer Pessimismus vorherrschte. Die Krise, die 
ursprünglich für Ende 1979 angekündigt worden war, wurde 
dann auf das erste Halbjahr 1980 vertagt. Jetzt rechnet man mit 
dem zweiten Halbjahr 1980 und in einzelnen europäischen Län-
dern möglicherweise sogar erst mit dem Jahr 1981, auch wenn 
sich jetzt in den Vereinigten Staaten die Rezession bereits ein-
deutig breitgemacht hat. 

Für uns hat diese Situationsänderung natürlich eine unge-
heure Belastung für die ursprünglich eingeschlagene Politik be-
deutet. Denn es ist Ende 1979 selbstverständlich nicht zu dem er-
warteten Druck nach unten auf das internationale Zinsniveau ge-
kommen; im Gegenteil, die Zinsen sind gerade zu diesem Zeit-
punkt ganz rasant weitergestiegen und haben das ausgelöst, was 
Hans Seidel dargestellt hat: nämlich eine sehr vehemente Ände-
rung von „leads and lags", Zinsarbitrage u. a. m. Aber auch die 
Entlastung unserer Leistungsbilanz, auf die wir im Hinblick auf 
ein verringertes Wirtschaftswachstum gewartet hatten, ist nicht 
eingetreten. Im Gegenteil, die Tendenz der Verschlechterung der 
Leistungsbilanz hat sich noch stärker durchgesetzt, und heute 
stehen wir vor der Frage, wann nun diese Entlastung im ur-
sprünglich gedachten Sinn tatsächlich eintreten werde, ob das in 
der zweiten Jahreshälfte sein könne oder nicht. 

Sehr im Gegensatz zu Kausel bin ich der Auffassung, daß uns 
die Entwicklung der Leistungsbilanz zumindest in der absehba-
ren Zukunft sehr wohl erhebliche Sorgen bereiten wird, und daß 
wir auch auf mittlere und auf längere Sicht fraglos danach trach- 
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ten müssen, die Grundtendenzen zu verändern. Denn das bishe-
rige Gleichgewicht, welches ich ergab, weil das Defizit der Han-
delsbilanz mit dem Überschuß der Dienstleistungsbilanz im gro-
ßen und ganzen ausgeglichen werden konnte, kann sich aus rein 
quantitativen Gründen in weiterer Zukunft nicht mehr im glei-
chen Ausmaß ergeben. Ich glaube daher, daß eine Verbesserung 
der Güterexporte und der Güterexportstruktur notwendig sein 
wird. 

Niemand wird der Meinung sein, in Österreich hätten sich in 
den letzten 30 Jahren keine Strukturänderungen ergeben; ich bin 
aber der Auffassung, daß sich diese strukturellen Veränderungen 
der österreichischen Wirtschaft in Phasen und in Schüben abge-
spielt haben, und zwar in sehr deutlich voneinander abgrenzba-
ren Schüben. Ohne jetzt lange ins Historische zu gehen: Eine die-
ser ganz entscheidenden Phasen war zweifellos die erste Nach-
kriegsperiode, die ersten sieben bis acht Jahre nach 1945. Damals 
sind die großen Entscheidungen über Grundsatzinvestitionen, 
über Grundrichtungen gefällt worden, damals, als der Aufbau 
kriegszerstörter Industrien, die Neuausstattung von ausgeräum-
ten Betrieben erfolgte und als eine grundsätzliche Weichenstel-
lung in bestimmte Richtungen stattfand. Gegen die Mitte der 
fünfziger Jahre bis in die sechziger Jahre hinein hat es die große 
Expansions- und Umstnikturierungsphase gegeben, die dann, ich 
darf daran erinnern, ziemlich stark abebbte. Kollege Veselsky 
wird sich noch daran erinnern, daß wir Mitte der sechziger Jahre 
eine sehr heftige Diskussion darüber führten, ob es denn in die-
sem Land nicht zu einer zu frühen Vergreisung der Wirtschafts-
struktur gekommen sei, ob denn nicht der Dienstleistungsbereich 
im Verhältnis zum Industriebereich viel zu stark und viel zu 
rasch wachse, ob also im Sinn von Fourastier die Verschiebung 
zwischen sekundärem und tertiärem Sektor nicht viel zu rasch 
vor sich ginge. In der zweiten Hälfte der sechziger Jahre hat es 
dann, wie ich glaube, einen doch sehr intensiven wirtschaftspoli-
tischen Anlauf gegeben, diese Tendenz wieder zu ändern - einen 
industriepolitischen Anstoß, der das doch relativ stark zurückge-
bliebene industrielle Investitionsvolumen in der ersten Hälfte der 
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sechziger Jahre wieder sehr stark antrieb und eine dritte Phase 
einleitete, die darm bis in die ersten siebziger Jahre hinein gehal-
ten hat. Ich habe den Eindruck - und ich kann es Ihnen an eini-
gen Daten darstellen -‚ daß mit dem allmählichen Abebben der 
sehr langen Konjunkturperiode von 1968 bis 1973/74 wieder ver-
stärkt industrielle Strukturprobleme entstanden sind, wie dies in 
Abschwächungsperioden stets der Fall ist. In der damaligen Si-
tuation wurden diese Probleme aber weniger durch Impulse zur 
Umwandlung überkommener Strukturen in neue Strukturen ge-
löst, sondern durch einige Jahre hindurch mittels Betonierens 
von Strukturen, d. h. durch Erhaltung von Betrieben, durch 
Ober-die-Runden-Bringen, mit - in einigen Fällen, die ich hier 
nicht anführen brauche - doch relativ zweifelhaftem Erfolg. Und 
wir gewannen die Erkenntnis, daß es doch vielleicht eines neuen 
Impulses bedarf, um wieder eine möglicherweise vierte Welle der 
Umstrukturienmg auszulösen. Die große Schwierigkeit, die ich 
aber hiebei sehe, ist - sehr vereinfacht ausgedrückt - budgetpo-
litischer Art. Jede solche Welle setzt voraus, daß es in irgendeiner 
Form - wie immer man sie deklariert - zu einer Veränderung der 
Einkommensverteilung kommt, zumindest auf begrenzte Zeit. Ob 
sie steuerlich herbeigeführt wird, ob sie auf andere Weise ausge-
löst wird, ist relativ gleichgültig. Und das Hauptproblem ist, mei-
ner Meinung nach, daß in der gegenwärtigen Phase infolge doch 
verringerten Wachstums und im Hinblick auf Anspannungen in 
anderS Bereichen, ein solcher Einkommensverteilungsspiel-
raum kaum besteht, bzw. im politischen Bereich sehr schwer 
machbar sein dürfte. Und da man solche Impulse zweifellos nicht 
setzen kann, ohne bestimmte Beträge in Milliardenhöhe zusätz-
lich bereitzustellen, sehe ich dort die entscheidende Schwierig-
keit für das Einleiten einer weiteren Phase der Neu- und Um-
strukturierung. 
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Leistungsbilanzverbesserung durch 
Exportausweiturig 

Generaldirektor Dr. Helmut H. Haschek 
Vorsitzender des Vorstandes 
der Österreichischen Kontrollbank Aktiengesellschaft 

Bis etwa Ende 1974 konnte man davon ausgehen, daß die 
österreichische Leistungsbilanz über längere Zeiträume hin-
durch betrachtet ausgeglichen sei. Für die siebziger Jahre insge-
samt kann man dies nicht mehr. In der wirtschaftspölitischen 
Diskussion hat man sich zwischenzeitlich daran gewöhnt, von 
einem strukturellen Defizit zu sprechen. 

In der Prognose des Österreichischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung bis 1990 wird davon ausgegangen, daß ein Lei-
stungsbilanzdefizit von 2/2% des Brutto-Inlandsprodukts als 
tolerabel angesehen werden kann. Interessanterweise bilden in 
dieser Prognose die Exporte ein I-?esiduum. Es wurde überprüft, 
unter welchen Voraussetzungen die Exporte wachsen müssen, 
damit kein größeres Leistungsbilanzdefizit als 2 1/2%  des Brutto-
Inlandsprodukts entsteht. 

Für die Exportpolitik ist dies eine bemerkenswerte und 
grundlegende Änderung der Betrachtungsweise. Noch 1974 wur-
de ernsthaft die Frage diskutiert, in welchem Maß durch den for-
cierten Export der heimischen Wirtschaft Güter entzogen werden 
und in welcher Weise die Exportpolitik daher infiationswirksam 
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sei. Die Ansatzpunkte für die Exportpolitik der achtziger Jahre 
wurden in den letzten Jahren vielfach dargelegt; sie haben sich 
kaum verändert. Sie liegen im wesentlichen in: 

der verstärkten regionalen Diversifizierung der Exportstruk-
tur mit dem Schwerpunkt der Exportausweitung nach den 
Schweflenländern in Lateinamerika und Ostasien; 
der Veränderung der Angebotspalette für jene Güter und 
Leistungen, die für den Export angeboten werden, mit der 
Zielrichtung auf hochwertige Industriegüter und immate-
rielle Güter in Form von Know-how, Patenten, Lizenzen und 
Schulung; 
der Intensivierung des Exporthandels durch Erschließung 
von Vertriebswegen im internationalen Güter- und Lei-
stungsaustausch für österreichische Güter und Leistungen 
sowie für Dritte. 
Wenn auch diese Ansatzpunkte seit langem bekannt sind, 

ihre Umsetzung ist dennoch nicht erfolgt. 
Die Rahmenbedingungen im Bereiche der Riskendeckung 

und -finanzierung wurden in Österreich in den vergangenen zehn 
Jahren in hervorragender Weise ausgebaut. Auf diesem Gebiet 
muß Österreich keinen internationalen Vergleich scheuen. Wenn 
die Strukturen sich dennoch nicht geändert haben, wenn die 
ökonomischen und betriebswirtschaftlichen Voraussetzungen 
gegeben waren, wenn trotz allem Mangel die österreichischen 
Produkte auf den Auslandsmärkten an sich wettbewerbsfähig 
waren, sonst hätten nicht in den schwierigsten Märkten Markt-
anteile gewonnen werden können, dann muß die Wurzel des Man-
gels an Bereitschaft, die weltwirtschaftlichen Chancen zu nützen, 
auf einer anderen Ebene als in der unmittelbaren Exportpolitik 
liegen. 

Die Antwort dürfte primär nicht im ökonomischen Bereich 
liegen, sondern im gesellschaftlichen. Und gerade dies machf die 
Strukturveränderung so schwierig, nicht allein weil gesell-
schaftspolitische Veränderungen Lahgzeitprobleme darstellen, 
sondern auch weil die Wirtschaftspolitik der Praxis keine Zu-
ständigkeiten hat. 
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Die Wirtschaftspolitik kann die raffiniertesten Rahmen-
bedingungen setzen, sie müssen durch Unternehmen und dort 
wieder durch Entscheidungsträger wahrgenommen werden. Die 
historisch bedingte binnenwirtschaftliche Mentalität, für die Ex-
port lediglich Nachbarschaftshandel ist, kann aber nur durch bil-
dungspolitische Anstrengungen auf allen Ebenen überwunden 
werden. 

Alle Versuche, die Zukunftsmärkte der Weltwirtschaft in 
Ostasien und vor allem in Lateinamerika zu erschließen, blieben 
bisher deshalb ohne-Erfolg, weil als wichtigster Ansatzpunkt bil-
dungs- und ausbildunyspolitische Maßnahmen erforderlich sind. 
Für den Volks- und Betriebswirt, mehr noch für den Wirtschafts-
politiker, Unternehmer und Bankier, wird dies leider als eine 
außerhalb seines Wirkungskreises liegende Feststellung be-
trachtet. 

Wenn heute von der Notwendigkeit einer Exportoffensive 
gesprochen wird, dann muß gleichzeitig festgestellt werden, daß 
diese Exportoffensive vor allem auch eine bildungspolitische sein 
muß; daß deren Wirksamkeit nur über längere Zeiträume zu er-
reichen ist, müßte gerade aus diesem Grund für ihre unmittelbare 
Notwendigkeit sprechen. 

Die Ausbildung von Exportkaufleuten auf jeder Ausbil-
dungsstufe ist in Österreich nur ansatzweise gegeben. Auch auf 
der Managementebene herrscht noch immer in erheblichem Aus' 
maß Einsprachigkeit. Es mag wie ein Gemeinplatz klingen. 
Österreich wird aber nicht in der Lage sein, die im Inland herge-
stellten Güter, ob sie nun intelligenter sind als bisher oder nicht, 
zu vermarkten, wenn nicht die Menschen ausgebildet werden, die 
dazu in der Lage sind. Österreich wird gezwungen sein, als Sub-
lieferant von Marktführern abhängig zu sein, und jeder, der auf 
diesem Sektor tätig ist, weiß welche Bedeutung die Stellung als 
Sublieferant auf die Entwicklung der Gewinnmargen hat. Ände-
rungen traditionell bedingter Verhaltensweisen sind nur schritt-
weise und unter großen Anstrengungen möglich. Vor allem bean-
spruchen sie lange Zeiträume. Sie reichen, und auch das ist ein 
großes Problem, weit über die Wirtschaftspolitik im engeren Sinn 
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hinaus und umfassen vor allem und in entscheidendem Maße die 
Bildungspolitik. Gerade in der Bildungspolitik haben wir in be-
zug auf die Internationalisierung Österreichs eher Rückschritte 
als Fortschritte zu verzeichnen. Die Entwicklung Österreichs zu 
einem vielsprachigen Volk ist jedenfalls in den letzten Jahren 
nicht intensiviert worden. Für die Karriereentwicklung eines in 
der Wirtschaft Tätigen ist die Vielsprachigkeit kein unmittelbar 
wirksamer Vorteil. Däs mag auch in der hierarchischen Struktur 
seine Ursachen haben, denn der Wertmaßstab wird immer von 
der Spitze nach unten gesetzt, und wenn im Selektionsmuster der 
Entscheidungsträger im Unternehmensbereich die Vielsprachig-
keit keine Voraussetzung ist, so darf es nicht Wunder nehmen, 
wenn sich diese Tendenz verbreiternd auf die Basis weiter durch-
setzt. Es ist bemerkenswert, daß ein Land, das seine Exportquote 
von rund 20%  auf 30% anheben wird müssen, keine für den 
Außenhandel spezialisierten Ausbildungsstätten besitzt: weder 
im Fachschulbereich noch auf den Universitäten. Es gibt zwar 
Hotelfachschulen, aber nichts Gleichwertiges für die Ausbildung 
von Außenhandelskaufleuten. Die Fortbildung ist nur rudimen-
tär ausgebildet. Die Rechtswissenschaft entwickelt keine Stu-
dienangebote für internationales Vertragsrecht. Da für die in der 
Praxis Tätigen die Vermittlung von Erfahrungswissen mit kei-
nem Sozialprestige verbunden ist und noch immer die einstige 
Trennung zwischen Theorie und Praxis vorherrscht, stehen nur 
wenige Lehrpersonen zur Verfügung, selbst wenn der institutio-
nelle Rahmen gegeben wäre. Eine maßgebende Literatur ist in 
englischer und französischer Sprache vorhanden, die Überset-
zungsnotwendigkeit stellt ein zusätzliches Hindernis dar. Die 
Rentabilität bildungspolitischer Investitionen steht außer Zwei-
fel. Um nur ein Beispiel anzuführen: Jeder Exportvertrag, der ga-
rantiert wird, ist wirtschaftlich ein Vertrag zu Lasten Dritter, 
nämlich des Bundes. Durch sachgemäße Vertragsgestaltung hät-
ten Verluste vermieden werden können, mit deren Gegenwert die 
Kosten eines konzentrierten, praxisbezogehen und unmittelbar 
wirksamen Ausbildungszentrums für lange Zeit hätten finanziert 
werden können. Es wird von der Notwendigkeit von Know-how-, 
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Patent- und Lizenzerporten gesprochen. Es gibt derzeit keine 
Möglichkeit, sich eines Vertragsmusters zu bedienen, noch viel 
weniger solcher, die auf die konkreten Probleme bestimmter 
Länder abgestellt sind. Das Erfahrungswissen, das es weltweit 
gibt und das darin besteht, Fehler nicht zu wi:derholen, bleibt 
ungenützt. 

Da Österreich auf absehbare Zeit keine Leistungsbilanz-
überschüsse erzielen wird, kann die Finanzierung des Exportes 
auch nicht über ein bestimmtes Maß hinaus in das Tiiland verla-
gert werden. Die Umsetzung der genannten Zielvorstellung wird 
im Gegenteil eine größere und nicht geringere Finanzierungsan-
strengung erforderlich machen. Solange es gelingt, durch die Ex-
portausweitung möglichst diversifizierte Forderungen mit 
durchschnittlich hohem Bonitätsgrad zu begründen, eignet sich 
die Exportfinanzierung in besonderem Maße als Basis für die Be-
schaffung von Finanzierungsmitteln im Ausland, weil zwei 
Funktionen gleichzeitig erfüllt werden können: die Deckung des 
notwendigen Kapitalimportbedarfes durch Diskontierung von 
Auslandsforderungen und ein Beitrag zur Überbrückung 4es Un-
gleichgewichtes in den Leistungsbilanzen der Wirtschaftsregio 
nen durch Übernahme einer Transformationsfunktion. Was heißt 
das konkret für die österreichischen Verhältnisse? Vom Stand der 
von der Republik Österreich übernommenen Haftungen zum 31. 
Dezember 1979 in der Höhe von 146 Mrd 5 waren 42% durch die 
Kontrollbank verfahrensmäßig finanziert. Nimmt man die Ent-
wicklung des Jahres 1980, dann werden die Nettozuwächse an 
Haftungen um 82 Mrd 5 zunehmen. Dies würde wahrscheinlich 
bedeuten müssen, daß die Exportzuwachsrate weiterhin nominell 
etwa doppelt so hoch sein müßte, wie in der Prognose des Öster-
reichischen Instituts für Wirtschaftsforschung angenommen und 
wie sie in den ersten vier Monaten des Jahres 1980 auch war. An.-
genommen, der erwartete Abfall in der zweiten Hälfte des Jahres 
1980 tritt nicht ein, ein Ziel, das wohl als allgemein wünschens-
wert erachtet wird, dann würde sich das Garantie- und Bürg-
schaftsvolumen um 82 Mrd 5 erhöhen und, wenn die Refinanzie-
rungsquote gleich bleibt, würde dies ein Nettofinanzierungser- 
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fordernis von etwa 35 Mrd 5 für 1980 bedeuten. Es ist nicht abzu-
sehen, wie sich die Entwicklung tatsächlich abspielen wird. Eines 
ist jedenfalls sicher, daß 1980 eine ganz entscheidend erhöhte Fi-
nanzierungsleistung erforderlich sein wird. 

Die Nachfrage nach Finanzierungsmitteln kann nicht mehr 
schwerpunktmäßig damit begründet werden, daß die Liquidi-
tätssituation der Kreditwirtschaft eine verstärkte Inanspruch-
nahme der verfahrensmäßigen Finanzierung bewirkt, wenngleich 
dies ein zusätzliches Moment darstellen wird. 

Soll also eine überdurchschnittliche Expansionsrate des Ex-
portes bewirkt werden, dann werden die Finanzierungsbedürf-
nisse noch überproportionaler steigen, als dies in der Vergangen-
heit der Fall war. 

Die Beschaffung von Mitteln in der angesprochenen Größen-
ordnung ist nur unter Einschaltung internationaler Finanzquel-
len möglich. Ein Nettovolumen von 30 bis 40 Mrd 5 würde heute 
etwa zwei Drittel des gesamten Nettoaufkommens des inländi-
schen Rentenmarktes entsprechen. 

Es ergibt sich also die Notwendigkeit, Kapitalexporte durch 
Kapitalimporte zu finanzieren. Gelingt es, die Zinsenerträge 
gleich hoch oder höher zu halten als die Zinsenaufwendungen, 
dann wird die Leistungsbilanz nicht belastet. Nach den zur Ver-
fügung stehenden Unterlagen wurde in dem durch die Kontroll-
bank betreuten Verfahren diese Aufgabe gelöst, jedenfalls dann 
gelöst, wenn man davon ausgeht, daß die finanzierte Exportwirt-
schaft nicht überwiegend zu Verlustpreisen exportiert hat. Für 
einen weiten Bereich kann dies jedenfalls ausgeschlossen werden, 
nämlich für jenen, der im Wege gebundener Finanzkredite 
finanziert wird. Die Übernahme der - Garantiekosten für den 
Staat und die Bezahlung der Spanne der Hausbanken und der 
Kontrollbank durch die Exporteure sind überdies nicht 
zahlungsbilanzwirksam. 

Die Voraussetzung für das Gelingen dieser Strategie liegt in 
der Riskenauswahl bei der Erschließung von Exportmärkten und 
einer zumindest ausgeglichenen Zinsenbilanz. Daher ist aus zah-
lungsbilanzpolitischen Gründen bei der Beteiligung an großen 
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Entwicklungsprojekten, die zu einer Riskenkonzentration führen 
und Zinsdnsubventionen erfordern, wie überhaupt bei der Frage 
des einseitigen Ressourcentransfers im Rahmen der Entwick-
lungshilfe, zur Vorsicht geraten. Die Transformation von finan-
ziellen Überschüssen zur Finanzierung österreichischer Exporte 
in die Defizitregionen im Ausland aber scheint dennoch ein we-
sentlicher und adäquater Beitrag zur Lösung der weltwirtschaft-
lichen Probleme der achtziger Jahre für ein Land wie Österreich 
zu sein. 

In diesem Beitrag wurden lediglich einige unmittelbar 
außenhandelsrelevante Aspekte behandelt. Der Außenhandel ist 
aber iiur ein Aspekt. Je stärker die weltwirtschaftliche Verflech-
tung umso mehr wird die gesamte Wirtschaftspolitik und, wie zu 
zeigen versucht wurde, die Bildungspolitik außenwirtschaftlich 
relevant. Dies trifft vor allem für alle Probleme zu, die unter den 
Sammelbegriff Strukturpolitik fallen. Es ist möglich, es ist zu 
hoffen, daß die im Export erzielten Erfolge die Kraft geben, diese 
Strukturprobleme zu lösen, denn der Export ist nur eine Kompo-
nente, aus der der Leistungsbilanzsaldo gebildet wird. Dieser 
Saldo ist negativer, als er sein müßte, sein sollte und sein darf. 
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Leistungsbilanzverbesserung 
durch den Fremdenverkehr 

Dkfm. Helmut Mayr 
Gesellschafter des Kurbades Althofen 

Nach Stefan Papson, Professor an der St. Lawrence Univer-
sity in New York, wird der „Tourismus der Welt stärkster Wirt-
schaftszweig" werden und tatsächlich könnte nach Meinung eini-
ger Fremdenverkehrsfachleute die Zahl der Touristenankünfte 
von derzeit 250 Millionen auf 2 Milliarden im Jahre 2000 hoch-
schnellen. Selbst Pessimisten rechnen mit 600-700 Millionen. 
Vor kurzem habe ich von einem alten arabischen Sprichwort ge-
lesen: „Jeder, der versucht, die Zukunft vorherzusagen, ist ein 
Lügner." 

Trotzdem wage ich die Prognose, daß sich die Anzahl der ge-
werblichen Betten im österreichischen Fremdenverkehr in den 
nächsten 20 Jahren um 10 bis 15% erhöhen wird. Dies vor allem 
in touristisch unterentwickelten Gebieten des Wald- und Mühl-
viertels, der Südsteiermark und des Burgenlandes. 

Die Zunahme der Bettenkapazität und geringfügige Erhö-
hungen bei der Bettenauslastung - derzeit liegt die Bettenausla-
stung der gewerblichen Betten bei 274% - können in den acht- 
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ziger Jahren weitere Steigerungsraten der Nächtigungszahlen 
bringen. Sicherlich aber wird der Tourismus eine Wachstums-
branche bleiben. Auf jedes Prozent Sozialproduktzuwachs rea-
gierten die Ausgaben für Tourismus, z. B. bei den OECD-Län-
dem, mit einem Plus von 14%. 

Hinzu kommen aber noch andere Faktoren. Professor Knapp 
liegt sicherlich in seiner Betrachtung „Modell für qualitatives 
Wachstum" richtig, wenn er meint: 

„Schon heute stoßen bevorzugte Fremdenverkehrsregionen 
an ihre touristische Kapazitätsgrenze, die spätestens dann er-
reicht ist, wenn der Urlaub aufhört, ein Kontrasterlebnis zu sein, 
weil die Landschaft so verhüttelt, der Verkehr so dicht, die Luft 
so schlecht und die Nacht so laut ist wie zu Hause in der Groß-
stadt." 

Genauso wie man ungehemmten Fremdenverkehrswachstum 
entgegentritt, wird es aber in Zukunft notwendig sein, die Aktivi-
täten einiger Naturschützer auf ein vernünftiges Maß einzudäm-
men. Nicht jedesmal soll bei Errichtung von volkswirtschaftlich 
bedeutenden Betrieben eine Volksbefragung initiiert werden, wie 
man es jetzt immer wieder erlebt. 

Für Österreich spielt nun der Fremdenverkehr eine ungleich 
größere Rolle als für die meisten anderen europäischen Staaten. 

So betrugen die Deviseneinnahmen 1979 aus dem Fremden-
verkehr 74.404 Mio 5, denen Devisenausgänge von 39.589 Mio 5 
gegenüberstehen, so daß ein Devisenüberschuß von 34.815 Mio S 
zur teilweisen Abdeckung des Handelsbilanzpassivums (57'6%) 
vorhanden war. Dabei muß berücksichtigt werden, daß rund 40% 
der Ausgaben im Reiseverkehr zum Ankauf von langlebigen 
Wirtschaftsgütern im Ausland verwendet werden. Sie verzerren 
die Fremdenverkehrsstatistik und müßten daher eigentlich der 
Handelsbilanz zugerechnet werden, umgekehrt müßte man auch 
Einkäufe solcher Güter durch ausländische Touristen in Öster -
reich berücksichtigen. 

Vergleicht man die Deviseneinnahmen Österreichs nach den 
wichtigsten Exportpositionen 1979, so rangiert der Fremdenver-
kehr weitaus an erster Stelle aller Wirtschaftszweige. So betra- 
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gen z. B. die Deviseneinnahmen aus Maschinenexporten 64%, aus 
Eisen- und Stahlexporten 30% und aus Papierexporten 9% der 
Deviseneinnahmen, die im Fremdenverkehr hereinkommen. 

Unsere Position ist aber auch innerhalb der internationalen 
Konkurrenz eine ganz bedeutende: 1978 - Ziffern für 1979 liegen 
noch nicht vor - partizipierte Österreich bei rund 129 Millionen 
Ausländerankünften mit dem beachtlichen Ausmaß von 5% am 
Welttouxismus. Was die Reiseverkehrseinnahmen betrifft, so 
nimmt die WTO, die World Tourism Organisation, für den 
internationalen Tourismus einen Gesamtbetrag von annähernd 
75 Milliarden Dollar an. Österreichs Anteil auf der Einnahmen-
seite würde rund 7% betragen. Dies zeigt, daß das Reiseland 
Österreich überdurchschnittliche Ausgabenanreize bietet. In der 
Rangordnung der wichtigsten Reiseländer nach ihren Devisen-
einnahmen liegt Österreich nach den USA, Italien, Frankreich, 
Spanien und der Bundesrepublik Deutschland an sechster Stelle, 
noch vor Großbritannien, der Schweiz, Kanada und Griechen-
land. 

Die Bedeutung dieses Wirtschaftszweiges für die österreichi- 
sche Wirtschaft zeigt sich auch an Hand folgender Indikatoren: 
- Die Relation der Deviseneinnahmen aus dem Reiseverkehr 

zum Brutto-Inlandsprodukt betrug 1979: 
in Österreich 81%, 
in den OECD-Staaten Europas 2%. 

- Die Relation der Deviseneinnahmen aus dem Reiseverkehr zu 
den Exporterlösen im weiteren Sinne (Waren und Dienstlei-
stungen) betrug 1979: 
in Österreich 265%, 
in den OECD-Staaten Europas 5-6%. 

- Nach Berechnung der Wirtschaftsforscher würden rund 11% 
des österreichischen Brutto-Inlandsproduktes durch die 
gesamte touristische Endnachfrage hervorgerufen. 
Die wichtigste gesamtwirtschaftliche Funktion des Frem-

denverkehrs wird nun in der weitgehenden Abdeckung des öster-
reichischen Handelspassivums durch den Überschuß an Reisede-
visen gesehen, wobei jedoch berücksichtigt werden muß, daß der 

121 



Beitrag der touristischen Einnahmen zur Abdeckung des Außen-
handeisdefizites laufend abnimmt. Dieses Versagen liegt nicht 
am österreichischen Fremdenverkehr, sondern bekanntlich an 
der relativ starken Zunahme im Warenimportbereich. 

Die positive Seite dieser Entwickltmg: Solange der Touris-
mus zur fast gänzlichen Abdeckung des Handelsbilanzdefizites 
beigetragen hat, bestand nur wenig Anreiz, die Angebotsstruk-
tur, sowohl auf der industriellen Seite als auch auf der Fremden-
verkehrsseite, zu ändern, die Deckung hatte sogar einen struktur-
konservierenden Effekt. 

Nun hat das zunehmende Defizit der Leistungsbilanz beson-
dere Anstrengungen der Wirtschaft zur Folge gehabt, dem Im-
portsog durch Angebotsverbesserungen zu begegnen. Eine all-
mähliche Strukturverbesserung ist die Folge. 

Eine weitere Funktion unseres Fremdenverkehrs besteht nun 
darin, daß er einen wesentlichen Beitrag zur Errichtung neuer 
bzw. Erhaltung bestehender Arbeitsplätze leistet, und die Inve-
stitionen der Fremdenverkehrswirtschaft ganz bedeutend die re-
gionale und örtliche Konjunktur beleben. Mit einer Zuwachsrate 
von fast 20% des Beschäftigtenstandes im Zeitraum Juli 1974 bis 
Juli 1979 lag das österreichische Gast- und Beherbergungsgewer-
be - zusammen mit dem Geld- und Kreditwesen - an der Spitze 
aller Wirtschaftszweige. Die Zunahme des Beschäftigtenstandes 
war damit mehr als viermal so stark wie im Bundesdurchschnitt; 
der Anteil dm Gesamtbeschäftigtenzuwachs erreichte 17%. Ge-
samtwirtschaftllch gesehen trägt der Fremdenverkehr allerdings 
zur Vollbeschäftigung nicht sosehr durch absolut hohe Beschäfti-
gungszahlen bei, wenngleich ca. 120.000 Arbeitnehmer und ca. 
68.000 Arbeitgeber im Fremdenverkehr beschäftigt sind. Mehr 
noch ist er für abwanderungsgefährdete Gebiete und Gegenden 
mit alpiner Agrarstruktur mit ungünstigen Standortvorausset-
zungen für industrielle Entwicklungen geradezu lebensnotwen-
dig. 

Der Fremdenverkehr stellt hiermit die ideale Ergänzung zur 
bergbäuerlichen Landwirtschaft dar und ermöglicht die intensiv-
ste Nutzung von alpinen Gebieten einschließlich des Odlandes. 

122 



Wo liegen nun die Ansatzpunkte für eine Verbesserung der 
Zahlungsbilanzsituation durch den Tourismus, also nicht durch 
andere Komponenten der Zahlungsbilanz? 

Verringerung der Zuwachsrate der Ausgaben der Österrei-
cher für den Urlaub im Ausland. 

Dies wäre allerdings - abgesehen von einer verstärkten 
Werbung für den Inlandsgast - nur durch unerwünschte 
Lenkungsmaßnahmen zu erreichen, scheidet daher aus allen 
B&rachtungen aus. 

Die relative Woh.lstandsverbesserung Österreichs, ver-
glichen mit dem Ausland, spiegelt sich in einer rascheren und 
aufwendigeren Zunahme der Auslandsreisen der Österrei-
cher wider. 

Laut Stefan Schulmeister („Modellprognosen für den 
Reiseverkehr") wachsen in Österreich bei einer 1%-Steige-
rung der Masseneinkommen die Ausgaben für Auslandsrei-
sen um 3%. 
Erhöhung der Einnahmen durch verstärkten Ausländerreise-
verkehr. 

Während die Ausländernächtigungen in Westeuropa in 
der Periode bis 1973 durchschnittlich um 76% expandierten, 
kam es 1973 zum größten Wachstumsknick im Fremdenver-
kehr. Nach einer Abschwächung im Jahre 1974 um - 43%, 
erfuhr er 1975 eine leichte Steigerung. 

1976 und 1977 hatten wir mit - 1*1% und - 0V9% Rück-
gänge im Ausländerfremdenverkehr zu verzeichnen, dafür 
stieg die lnlandsnachfrage. 

1978 wurde der Spitzenwert des Jahres 1975 überschrit-
ten (+ 37%), ein Trend der sich 1979 um 43% von 813 Mio 
auf 848 Mio Ausländerübernachtungen fortsetzte. Verant-
wortlich dafür war primär die Unruhe in der Weltwährungs-
ordnung insbesondere der Verfall des Dollars, die Inflations-
beschleunigung sowie die Ankündigung des Lieferboykotts 
für Erdöl. 

Dieses Aviso löste einen sozialpsychologischen Schock 
dahingehend aus, daß es zu einem rapidem Anstieg des Vor- 
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sorgesparens kam, das zum Großteil durch Einschränkungen 
im Reiseaufwand finanziert wurde. 

Einen nicht unwesentlichen Einfluß auf die Entwicklung 
des österreichischen Fremdenverkehrs hatte die Verschie-
bung der Preisstruktur im internationalen Reiseverkehr auf 
Grund der starken Wechselkursänderungen und der unter-
schiedlichen Birineninfiation. 
Nach Stefan Schulmeister (,‚Modeliprognosen für den Reise-

verkehr") ergaben sich zwischen 1972 bis 1977 folgende Prisver-
schiebungen in fünf der für uns wichtigsten Ländern, wenn wir 
Österreich mit 100 annehmen. 

1972 
Schweiz 	............. 1270 
BRD ............................................ 1233 
Italien ......................................... 1108 
Spanien 	...................................... 976 
Jugoslawien 	............................... 746 

Schweiz 	...................................... 1133 
BRD ............................................ 10F7 
Spanien 	...................................... 902 
Italien 	......................................... 727 
Jugoslawien 	............................... 723 

Österreich war in dieser Periode von einem sehr billigen zu 
einem teuren Land geworden. Die Differenz zu den Hartwäh-
rungsländern Bundesrepublik Deutschland und Schweiz verrin-
gerte sich deshalb, weil das touristische Preisniveau.deutlich ra-
scher als in den beiden anderen Hartwährungsländern wuchs. Die 
österreichurlaube verteuerten sich von 1972 bis 1977 um 269%. 

Österreichs Fremdenverkehr hat diese Wettbewerbsnachteile 
dennoch gut, ja zum Teil besser bewältigt als seine begünstigten 
Nachbarn. - 

Die Ursache dafür waren verschiedene Sonderfaktoren wie 
- wirtschaftliche und politische Stabilität gegenüber den Mit- 

telmeerländern, wobei die innenpolitischen Verhältnisse in 
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Portugal, die Zypernkrise für Griechenland sowie der Tod 
Francos in Spanien ins Kalkül gezogen werden sollten. 

- Standortvorteil gegenüber unserem wichtigsten Reisemarkt, 
der Bundesrepublik Deutschland - 75% Anteil am öster-
reichischen Ausländertourismus -‚ in dem die touristische 
Nachfrage durch das Hinzukommen neuer Urlauberschich-
ten am stärksten expandierte. 

- Die starke Zunahme des Wintertourismus, der in Österreich 
einen wesentlicheren Anteil am Gesamttourismus hat als in 
anderen vergleichbaren Ländern (33%). 

- Deutlich niedrigeres Preisnive3u als in der Schweiz, was zu 
einer Abwanderung des dortigen Stammpublikums führte. 
Grundsätzlich muß gesagt werden, daß die wirtschaftliche 

Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland von entscheiden-
der Bedeutung für unseren Tourismus ist, denn laut Stefan 
Schulmeister verändert sich der Anteil Österreichs am deutschen 
Reisemarkt durch gleichzeitiges Zusammenwirken folgender Be-
stimmungsgründe: 

- Relative Preise zwischen Österreich und seinen Konkurrenz-
ländern: Verteuert sich ein Urlaub in Österreich um 1% stär-
ker als in den übrigen Zielländern (einschließlich Wechsel-
kurseffekt), so sinkt der touristische Marktanteil nominell 
um 03% und real um 1%. 

- Arbeitslosigkeit und Brutto-Nationalprodukt als Indikator 
der Wirtschaftserwartungen: Österreich ist von Schwankun-
gen der „Konsumentenstimmung" stärker betroffen als die 
Konkurrenzländer. Die starke Zunahme des Tourismus aus 
der Bundesrepublik Deutschland in den siebziger Jahren 
wurde von jenen Schichten hervorgerufen, die erstmals auf 
Grund des wirtschaftlichen Fortschritts in die Menge der Ur-
lauber hineinwuchs. Diese Schicht ist aber von Arbeitslosig-
keit und Rezessionen bedroht. 

- Binnentourismus in der Bundesrepublik Deutschland: Da für 
deutsche Touristen Aufenthalte im Inland bzw. in Österreich 
wechselseitig relativ leicht ersetzbar sind, sinkt der Markt-
anteil Österreichs, wenn der Binnentourismus in der Bundes- 
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republik Deutschland expandiert. 1% Steigerung in der Bun- 
desrepublik bewirkt bereits einen Rückgang von 05%. 
Die Marketingstrategie muß heute unbedingt doppelseitig 

fahren, um Marktanteile beim Inlandsurlauber zu gewinnen, 
gleichzeitig aber auch ausländische Gäste weiter für Österreich 
zu interessieren. 

Um Österreich weiterhin einen adäquaten Anteil an der zu-
künftigen Entwicklung zu sichern, wird es notwendig sein, sich 
Maßnahmen im Marketingbereich des Fremdenverkehrs einfallen 
zu lassen. Aus der gegenwärtigen Situation des Fremdenverkehrs 
kann man folgende Schlüsse ableiten: 
- Die Österreich-Gäste werden sich auch in Zukunft weit 

überwiegend aus benachbarten westlichen Staaten rekrutie-
ren. 

- Der Bahntourismus wird gegenüber dem Flugtourismus ge-
wiß wieder an Bedeutung gewinnen. Grund - Erhöhung der 
Energiekosten. 

- Der rasche Ausbau der Verkehrswege wird Österreich näher 
an die westeuropäischen Zentralräume heranrücken lassen. 
Dadurch kommen unsere Fremdenverkehrsregionen zusätz-
lich als Kurzurlaubsdestinationen in Frage. 

- Der Winterfremdenverkehr wird in viel stärkerem Maße in 
Richtung Ganzjahrestoürismus wirken. Hier werden auch die 
Steigerungen in der Zukunft erfolgen. 

- Das Angebot wird künftighin nur mehr im Großen vermark-
tet werden können, der Trend zum Großreiseunternehmer - 
etwa in der Bundesrepublik Deutschland - ist unverkennbar 
und unaufhaltsam. 

Reisegroßveranstalter mit neuen Reiseveranstaltergeset-
zen in der Bundesrepublik Deutschland, Tausenden von Ver-
kaufsstellen und aggressiver Werbepolitik, eigenen Bahn-
und Flugzeugzubringerorganisationen, modernstem elektro-
nischem Marketing und modernsten TV- und Video-Ver-
triebsmethoden werden den Incoming-Tourismus weitge-
hend verändern und der erstarrten Althotellerie Marktantei-
le abnehmen. 
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Ca. 8 Millionen deutsche Touristen buchen ihren Urlaub 
über Reiseveranstalter, eine Zahl, die sich in naher Zukunft 
verdoppeln dürfte. 

Österreichs Stärke ist sicherlich der Klein- und Mittel-
betrieb (99*6%). Aufgrund von neu zu erwartenden Ver-
triebsmethoden in unseren Hauptherkunftsländern ist das 
Fehlen einer gewissen Anzahl von Mittelbetrieben in der be-
triebswirtschaftlich optimalen Größe von ca. 350 Betten aber 
bedauerlich. Eine Zusammenfassung qualitativ gleichwerti-
ger Betten ist Voraussetzung, nicht nur für die Arbeit von 
Reisegroßveranstaltern, sondern überhaupt jeglicher, nach 
modernen Methoden arbeitender Incoming-Politik. 

Ferienclubhotels, wie Club MditerranS und Club Ro-
binson, lassen sich dank ihres gleichmäßig hochldassigen 
Standards und Erlebniswertes gut vermarkten und bringen 
auch jene Auslastungszahlen, die für einen rentablen Betrieb 
unerläßlich sind. Besondere Schwerpunkte werden in diesen 
Clubs auf Animation gelegt. 

Diese Entwicklung ist an Österreich völlig vorbeigezo-
gen, obwohl Großveranstalter und Cluborganisationen auf-
grund der stabilen österreichischen Verhältnisse und der 
überaus günstigen Verkehrslage besonders jetzt im Nahbe-
reich gerne in Österreich investieren würden. Von kompeten-
ten und inkompetenten Stellen wurde leider vieles unter-
nommen, um diese „Betriebsform der Zukunft" in Österreich 
nicht Fuß fassen zu lassen. 

- Die Typisierung, Klassifizierung und der Zusammenschluß 
qualitativ gleichwertiger Betriebe soll erreicht werden. War-
um könnten nicht auch Genossenschaften im Fremdenver-
kehr reüssieren? 

- Die Eigenkapitalsbasis des Fremdenverkehrs ist zu klein. Die 
Verschuldung der österreichischen Fremdenverkehrswirt-
schaft beträgt gegenwärtig rund 36 Mrd S. Neue Eigenkapi-
talsformen, wie z. B. Beteiligungssparen, könnten Verbesse-
rungen bringen. 

- Überlegungen hinsichtlich der Beteiligung österreichischer 
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Unternehmen (Osterreichisches Verkehrsbüro, AUA, Öster-
reichische Fremdenverkehrswerbung, Casino, Banken) an 
Reisegroßveranstaltern wären anzustellen. 

- Der Ausbau der Infra- und Gaudiumstruktur muß forciert 
werden, und nur perfektionierte „big things" werden in Zu-
kunft die Masse der jüngeren Urlaubsgeneration, die inerster 
Linie „erleben" will, bewegen, ihren Sommerurlaub in Öster-
reich zu verbringen. 

- Umstellung von Werbe- auf Verkaufspolitik: Die österreichi-
sche Fremdenverkehrswirtschaft gibt bundesweit (Bund, Ge-
meinden, Länder) jährlich schätzungsweise mehr als 1 Mrd 5 
für Werbung aus. Man kann sagen, je weiter weg von Wien 
die Werbung betrieben wird, desto ineffizienter - mit Aus-
nahme der Landeswerbung - wird sie. 

Die Aktivität der Österreichischen Fremdenverkehrs-
werbung gilt als sehr gut, eine Umstellung bzw. Koordinie-
rung von Werbung und Verkauf, wie es in Frankrich prakti-
ziert wird, wäre jedoch sinnvoll. (Neben Werbung betreiben 
Außenstellen Verkaufspromotion.) 

- Darüber hinaus wäre eine Zusammenarbeit aller für den Ver-
kauf unseres „Touristikangebotes" zuständigen Stellen un-
bedingt notwendig. 

Sinnvoll wäre auch, wie schon oftmals angeregt, die 
Gründung von Osterreichhäusern. Alle österreichischen Stel-
len, die an einer Präsentation österreichischer Waren und 
Leistungen am jeweiligen ausländischen Markt interessiert 
sind, müßten ihre Außenstellen in solchen Häusern unter-
bringen. In den USA hat man oft das Gefühl, daß Außenstel-
len der Österreichischen Fremdenverkehrswerbung, AUA, 
Außenstellen der Bundeskammer der gewerblichen Wirt-
schaft, Österreichisches Verkehrsbüro etc. sich eher bekämp-
fen als kooperieren. Man sollte die Marktbearbeitung in den 
USA z. B. der AUA, die über die bestausgerüsteten 
Außenstellen verfügt, überlassen. 

- Innerhalb der Österreichischen Fremdenverkehrswerbung 
müßte es zu einer scharfen Trennung zwischen Direktorium, 
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welches lediglich die Kontrollfunktion haben soll, und Ge-
schäftsführung kommen. 

- Sondermaßnahmen für entsiedlungsgefährdete Grenzgebie-
te, wie z. B. im Waldviertel, Mühlviertel, in der Südsteier-
mark und im Burgenland, wären notwendig. Diese Gebiete 
sind überaus reizvoll und lassen sich, wie man es z. B. im 
Waldviertel erlebt, durch ihre Natürlichkeit, Unberührtheit 
und Einsamkeit unter besonderer Beachtung dieser Fakto-
ren, gut vermarkten. 

- Einflußnahme führender Politiker auf die Festsetzung der 
Urlaubstermine bei befreundeten Regierungen. 

- Ausbau des Zubringerdienstes, speziell der Österreichischen 
Bundesbahnen (Spezialzüge mit Kinos, Unterhaltungswag-
gons), und Förderung reiner „Incoming'-Gesellschaften 
(Flug, Reisebüro) könnten viel zu einer Steigerung im Frem-
denverkehrsaufkommen beitragen. 

Darüber hinaus könnte die Einführung der 5-Tage- 
Schule als Wochenend- und Kurzurlaubsfüller dienen. 
Wie lauten nun die Prognosen für die Entwicklung des Tou-

rismus in den wichtigsten Touristenherkunftsländern Öster-
reichs, basierend auf Prognosen von Bevölkerung, Einkommens-
verwendung, Entwicklung der Urlaubsdauer, Preis- und Bevöl-
kerungsentwicklung in den nächsten 5 Jahren (Quelle: E. Intelli-
gence Unit. Ltd.): 

Durchschnittliches jährliches Wachstum 
des internationalen Outgoing-Tourismus 

in Prozent 

Zuwachsraten 
Zuwachsraten Anteil - 

1966-74 1974-80 1980-85 

Bundesrepublik Deutschland 743 + 15 + 13 + 4 fallend 
Niederlande ................103 + 11 + 9 + 9 gleichbleibend 

16 + 4 + 15 + 14 leichtfallend 
Belgien/Luxemburg .........30 + 11 + 10 + 8 fallend 
Großbritannien .............18 + 3 + 5 + 7 steigend 

USA 	....................... 

Schweden 	.................13 + 10 + 11 + 6 fallend 
Dänemark 	.................11 + 6 + 8 + 7 leicht fallend 
Jugoslawien 04 + 5 + 8 + 8 1  gleichbleibend 
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Der gesamte Tourismusmarkt wird weniger stark wachsen 
als bisher. Neben den auf manche Länder zutreffenden Schwie-
rigkeiten kommt noch hinzu, daß Österreich auf vier seiner wich-
tigsten Herkunftsmärkte um seinen Anteil wird verstärkt kämp-
fen müssen, nämlich in der Bundesrepublik Deutschland, in Bel-
gien, Schweden und den USA. 

Unter den kleineren Herkunftsgebieten ist die Entwicklung 
Osteuropas mehr von politischen Entwicklungen abhängig. Spe-
ziell Jugoslawien könnte sehr interessant werden. Lateinameri-
kas touristische Zukunft wird im Gegensatz dazu von der Wirt-
schaft geprägt. Das Potential ist vielversprechend, darüber hin-
aus zählen südamerikanische Touristen zu den ausgabefreudig-
sten der Welt. 

Zahlenmäßig unwesentlich, aber wirtschaftlich umso bedeu-
tender ist der touristische Verkehr aus dem Nahen Osten. 

Abschließend sei in bezug auf Fremdenverkehr und Zah-
lungsbilanzsanierung vor Illusionen gewarnt: 

Österreich liegt mit einem Anteil der Einnahmen aus dem 
Fremdenverkehr am Gesamtexport im internationalen Vergleich 
mit 265% an der Spitze, nur wirtschaftlich weit schwächere 
Länder, wie Spanien mit 225%, Griechenland mit 215%, errei-
chen älmliche Werte, in der Schweiz beträgt der Anteil 9%! 

Dieser hohe Prozentsatz zeigt die starke Abhängigkeit Öster-
reichs von den Fremdenverkehrseinnahmen. Nur unterliegt der 
Fremdenverkehr nicht allein rein ökonomischen Grundsätzen. 
Kein Industriezweig ist so wie der Fremdenverkehr von nicht 
vorhersehbaren Faktoren abhängig. Als Wichtigstes sei hier nur 
das Wetter und die Scimeelage angeführt. Langfristig muß eine 
Sanierung der Zahlungsbilanz von anderen Kriterien ausgehen. 

Immerhin ist es dem österreichischen Fremdenverkehr ge-
lungen, trotz der relativen Verteuerung in den letzten 7 Jahren, 
im internationalen Reiseverkehr kaum Marktanteile einzubüßen. 
Bei Fortsetzung derTendenz der Verschlechterung der Handels-
bilanz wird der Fremdenverkehr dennoch nicht die früheren 
Deckungsgrade bringen können. 
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Strukturschwächen und Leistungsbilanz 

Prof. Dr. Gunther Tichy 
Ordentlicher Professor für Volkswirtschaftslehre und 
Volkswirtschaftspolitik an der Universität Graz 

Österreichs wirtschaftspolitisches Interesse konzentrierte 
sich in den letzten Jahren sehr stark auf konjunkturpolitisch 
Fragen, mit dem Ergebnis, daß wir auf diesem Gebiet erfolgrei-
cher waren als andere Industriestaaten. Wir haben die drittnied-
rigste Inflationsrate nach der Schweiz und der Bundesrepublik 
Deutschland, die zweithöchste Wachstumsrate und die zweit-
niedrigste Arbeitslosenrate, die beiden letzten nach Japan, einem 
Land, in dem Wachstumstrend und Arbeitsmarkt von den öster-
reichischen Verhältnissen so verschieden sind, daß man eigent-
lich Unvergleichbares vergleicht. Andererseits kann die öster-
reichische Attitüde der Leistungsbilanz gegenüber bestenfalls als 
„benign neglect" und der Strukturpolitik gegenüber als bewußte 
Mißachtung bezeichnet werden. Lange Jahre haben wir uns ein-
zureden versucht, unsere Leistungsbilanz wäre im Grunde gese-
hen gar nicht so schlecht: Die Defizite wären Folgen der Ölver-
teuerung - für die wir nun wirklich nichts können -‚ unserer 
guten Rezessionsbekämpfung, die die Nachfrage hier relativ 
höher hielt als im Ausland, überhöhter Kosten einer großzügigen 
Lohnpolitik und der Aufwertung. Die meisten dieser Ausreden 
haben einen wahren Kern, keine genügt zur Klärung weder des 
Niveaus noch des steigenden Trends unserer Leistungsbilanz-
defizite. 
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Wodurch unser Leistungsbilanzdefizit nicht erklärt 
werden kann 

Alle Leistungsbilanzaggregate haben einen deutlichen Trend 
der Verschlechterung, die Handelsbilanz, die Leistungsbilanz wie 
die erweiterte Leistungsbilanz (Leistungsbilanz einschließlich 
statistischer Differenz), der nun schon seit fünfzehn Jahren zu 
beobachten ist und sich in den letzten fünf Jahren deutlich ver-
stärkt hat. Der Trend ändert sich nicht nennenswert, wenn man. 
den Außenhandel mit Brennstoffen ausschaltet. Nun wäre ein 
steigendes Leistungsbilanzdefizit in einer wachsenden Wirt-
schaft eventuell zu tolerieren, wenn es nicht stärker als im Aus-
maß des Wirtschaftswachstums zunimmt. Allerdings wächst un-
ser Leistungsbilanzdefizit erheblich rascher. Das Handelsbilanz-
defizit vergrößerte sich in den letzten Jahren von 4 1 /2% des 
Brutto-Nationalprodukts auf 7 1 /2%, ohne Brennstoffe von 31/2% 
auf 4/2%. In der erweiterten Leistungsbilanz trat anstelle eines 
Überschusses von 1 /2% ein Defizit von 1'/2%; nur die Leistungs-
bilanz ohne Brennstoffe nahm über die ganze Periode von F/o auf 
1 1 /2% des Brutto-Nationalprodukts zu, und auch in diesem Ag-
gregat hat sich in den letzten fünf Jahren ein negativer Trend 
durchgesetzt. Rechnet man den Trend der letzten fünf Jahre auf 
absolute Zahlen um, so zeigt sich, daß sich das Handelsbilanz-
defizit jährlich um 25 Mrd 5 stärker vergrößert, als einer kon-. 
stanten Relation zum Brutto-Nationalprodukt entsprechen wür-
de, das Defizit der Handelsbilanz ohne Brennstoffe um 3/4  Mrd 5 
pro Jahr stärker, das der erweiterten Leistungsbilanz um 2 1 /2 Mrd 
5 pro Jahr und das der erweiterten Leistungsbilanz ohne Brenn-
stoffe um 3/4  Mrd 5 pro Jahr stärker als der Relation zum Brutto-
Nationalprodukt entsprechen würde. 

Kein Zweifel, auch ohne ölpreiserhöhungen wäre unser Lei-
stungsbilanzdefizit nicht nur gestiegen, sondern sogar stärker ge-
stiegen als aufgrund des Wirtschaftswachstums vielleicht noch 
toleriert werden könnte; dabei vergißt eine solche Betrachtungs-
weise, daß wir am Oldefizit zwar nicht „schuld" sind, aber jetzt, 
7 Jahre nach dem ersten Schock, doch allmählich darauf reagie- 
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ren sollten (entweder durch ein wirkungsvolles Energiesparpro-
gramm oder durch eine Exportoffensive oder am besten durch 
beides). Jedenfalls zeigte die Ertwicklung der letzten Jahre, daß 
der Leistungsbilanzoptimismus, der noch vor 2 Jahren herrschte, 
nicht gerechtfertigt war: „Die widerspruchsfreie Bewältigung 
des ‚magischen Vielecks' ist in Österreich nahezu perfekt gelun-
gen, nachdem selbst der bisher schwächste Eckpfeiler, die Zah-
lungsbilanz, einer fast unerklärlich raschen Sanierung zu-
strebt." 1 ) 

Der zweite wichtige Erklärungsversueh unseres Leistungs-
bilanzdefizits geht von der relativen Übernachfrage aus: Die Ka-
pazitätsauslastung in Österreich wäre besser als im Ausland, die 
Nachfrage höher, sodaß der Importsog stärker und der Import-
druck schwächer sei. Diese Erklärung hatte in der ersten Hälfte 
der siebziger Jahre erhebliche Kraft; die Verschlechterung zwi-
schen 1971 und 1973 ist überwiegend auslastungsbedingt. Die 
Verschlechterung in den Jahren 1973 bis 1977 war aber viel grö-
ßer als der Vergrößerung der Auslastungsdifferenz entsprechen 
würde. Nachfragedämpfung allein wäre daher kein politisch 
gangbarer Weg zur Leistungsbilanzsanierung: Um die erweiterte 
Leistungsbilanz auszugleichen, müßte Österreich seine relative 
Kapazitätsauslastung zum Ausland, vergilchen zu 1977, um min-
destens 8 Prozentpunkte zurücknehmen. Leider fehlen derzeit 

1)  A. lcausel, Die österreichische Wirtschaft ist kerngesund. Beurteilung der nachhalti-
gen Wettbewerbsstärke der österreichischen Wirtschaft aufgrund makroökonomischer Tat-
bestände, Quartaishefte der Girozentrale, Sonderheft 1/1979, S. 11. 

Von wissenschaftlichen Untersuchungen wurde dieser Optimismus auch damals nicht 
geteilt. In einem mit dem oben zitierten gleichzeitigen Gutachten zitiert der Autor ! Das 
Maßnahmenpakei (der Bundesregierung) konnte den Passivierungstrend (der Leistungs-
bilanz) zwar unterbrechen und war in diesem Sinne als Sofortmaßnahme wichtig, kann aber 
längerfristig bei Beibehaltung des Vollbeschäftigungsziels die Leisiungsbilanztendenz nicht 
ändern. Es hat aber einen zeitlichen Spielraum geschaffen, der hoffentlich reicht, bis endgül-
tige Sanierungsmaßnahmen strukturpolitischer Art zu wirken beginnen." G. Tichy, zah-
lungsbilanz- und beschäftigungsrelevante Strukturprobleme von Industrie und Gewerbe so-
wie Ansatzpunkte zu ihrer Lösung. Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums für 
Finanzen. In: Quartalshefte der Girozentrale, Sonderheft 1/1979. 

Ähnlich argumentierte der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen: „Der Umstand, 
daß die Passivierungstendenz schon Mitte der siebziger Jahre einsetzte, spricht dafür, daß 
mittelfristige Faktoren am Werk wajen, die im Laufe der zeit an Gewicht gewannen oder 
durch zusätzliche Einflüsse verstärkt wurden." Beirat für Sozialfragen, Kurz- und mittel-
fristige Fragen der zahlungsbilanzentwicklung, Wien 1978. 
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ausländische Daten über die Kapazitätsauslastung der Jahre 
nach 1977, sonstige Indikatoren lassen jedoch erkennen, daß sich 
an der Leistungsbilanz-Kapazitätsauslastungsrelation nicht 
allzu viel geändert haben dürfte. 

Der dritte Ansatz zur Erklärung unseres steigenden Lei-
stungsbilanzdefizits geht von den steigenden Produktionskosten 
aus. Die statistische Untersuchung dieser Behauptung ist nicht 
ganz leicht, weil die Daten schlecht und manipulationsempfind-
lich sind. Aber auch neuere Berechrnmgen bestätigen der Ten-
denz nach, was der Autor vor 2 Jahren fand: Daß nämlich die 
österreichischen Arbeitskosten (in nationaler Währung) weniger 
steigen als bei den Handelspartnern, und zwar nach den neuesten 
Daten (gewichtet) in den sechziger Jahren um 8% weniger; vor 
allem zu Beginn und zu Ende der Periode sind die österreichi-
schen Arbeitskosten hinter den ausländischenzurückgeblieben. 
Da der Schilling allerdings in den siebziger Jahren gegenüber den 
Handelspartnern um 33% aufgewertet wurde, verschlechterte 
sich die Kostenposition dennoch um ein Fünftel. 

Das bringt uns zur vierten möglichen Begründung des Lei-
stungsbilanzdefizits, der Aufwertung. Auch hier ist der Befund 
weitgehend negativ. Eine bisher noch unveröffentlichte Studie 
von Schebeck/Suppanz/Tichy 2 ) 3) ergab, daß eine Aufwertung von 
10% zwar die Inflätionsrate um 5% senkt, die Handelsbilanz je-
doch zunächst wenig berührt. Für Importe von Halb- und Fertig-
waren muß um 22 Mrd 5, von Rohstoffen um 6 Mrd 5 und von 
Energie um 10 Mrd 5 weniger aufgewendet werden, für Exporte 
von Halb- und Fertigwaren wird um 35 Mrd 5, von Energie um 
3 Mrd 5 weniger erlöst. Der Handelsbilanzsaldo bleibt von der 
Aufwertung somit nahezu unberührt. Eine leichte Verschlechte- 

2)  F. schebeckfll. 5uppanz/G. Tichy, Der Einfluß von Wechselkursänderungen auf 
Außenhandel und Preise, Manuskript Wien 1980. 

2)  Betreffend die Ergebnisse einer vorläufigen Fassung siehe: F. Schebeck/il. Suppan2/ 
G. Tichy, fle effect of exchange rate changes on foreign trade in manufactured goods and on 
prices in small open economies. Preliminary resuits for Austria. In: H. Frisch/G. Schwödi-
auer, The economics of flexible exchange rates, Beiheft 6 zu Kredit und Kapital, 1980, Die 
endgültigen Ergebnisse werden in einem der nächsten Hefte der Zeitschrift Empirica publi-
ziert. 
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rung der Dienstleistungsbilanz durch geringere Nettoeinnahmen 
aus dem Tourismus bleibt für unsere Fragestellung von geringe-
rer Bedeuttmg, weil primär ja die Ursachen der Verschlechterung 
der Handelsbilanz zu klären sind (Übersicht 1). 

Ubersicht 1 
Wirkung einer Aufwertung um 10% 

in Mrd S 

Rohstoffe Energie Halb- und
Fertigwaren Insgesamt 

Exportmenge - - - 	3/4 - 	1/4 	1 
+11  Importmenge - 	3/4 - 	'/4 +ll'/z +iO'/ 	J 

- - 3 —35 —38 
Importwert 	... ..... _53/4 —10 /4 —22 —38 1 /2 
Exportwert ......... 

Handelsbilanz + 	1 /2 

Reiseverkehr 

. 

- 8 

Leistungsbilanz 	. . . . - 7½ 

Quelle: Schebeck/SuppanzlTichy, 1980. 

Daß Aufwertungen die Handelsbilanz kaum, das Preisniveau 
jedoch kräftig beeinflussen, war bisher nicht Standardweisheit 
der Lehrbücher; es entspricht aber der Theorie des Vicious bzw. 
Virtuous Circle. Nach dieser Theorie setzen Aufwertungen durch 
Verbilligung der Importe einen antiinflatorischen Mechanismus 
in Bewegung: Die Verbilligung der Importe zwingt die heimi-
schen Produzenten von Importsubstitutionsgütern die Preise zu 
senken und beide zusammen dämpfen den Anstieg der Verbrau-
cherpreise. Damit kann die Einkommenspolitik niedrigere Lohn-
steigerungen durchsetzen, die gemeinsam mit den billigeren im-
portierten Vorprodukten den Kostenuftrieb dämpfen. Dadurch 
wird ein Teil der Wettbewerbsverluste wieder hereingebracht, 
die durch die Aufwertung entstanden waren. Allerdings nur ein 
Teil: Nach Schätzungen des Autors4 ) senkt eine 10%ige Aufwer- 

4)  G. Tichy, Die Situation Österreichs im internationalen Wettbewerb, Quartalshefte 
der Girozentrale, Heft 4/1978, S. 26f. 
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tung die Exportpreise gewerblicher Waren um etwa 8%, die Ko-
sten um etwa 6-7%, die Verbraucherpreise um etwa 5%. Die Dif-
ferenz zwischen Aufwertung und Preis- bzw. Kostensteigerung 
drückt die Gewinne des exponierten Sektors (der Exporteure und 
der unter Importsubstitutionskonkurrenz stehenden Produzen-
ten). Das läßt vermuten, daß der Prozeß der Aufwerttmgsfolgen 
für die Handelsbilanz noch nicht abgeschlossen ist: Entweder es 
gelingt dem exponierten Sektor durch zusätzliche Produktivi-
tätsfortschritte, sein Gewinniveau wieder zu erhöhen, oder es 
werden längerfristig doch negative Handeisbilanzeffekte auftre-
ten, sei es, daß zunächst die unter Verlust (oder wenigstens mit 
geringerem als handelsüblichen Gewinn) gehaltenen Märkte 
doch aufgegeben werden müssen, sei es, daß die Konkurrenzf ä-
higkeit des exponierten Sektors mangels entsprechender Investi-
tionen und Forschungsausgaben verloren geht. 

Insgesamt zeigt sich somit, daß weder die Olverteuerung 
noch eventuelle Obernachfrage, noch steigende Produktionsko-
sten, noch (zumindestens bisher) die Aufwertung das steigende 
Defizit der österreichischen Leistungsbilanz zur Gänze erklären 
können. Diese Größen sind auch keine geeigneten Ansatzpunkte 
für Maßnahmen zur Leistungsbilanzsanierung. Ursachen wie An-
satzpunkte müssen anderswo liegen, wahrscheinlich bei der gro-
ßen Unbekannten, die man üblicherweise „Struktur" nennt. Um 
sie wenigstens etwas in den Griff zu bekommen, zunächsf eine 
Sammlung von Indikatoren für österreichische Strukturpro-
bleme. 

Indikatoren für österreichische Strukturprobleme 

Evidenz für Strukturschwächen wird im folgenden auf drei 
Gebieten gesucht und - leider in überreichem Maße - auch ge-
funden, und zwar auf dem Gebiete von Produktionsstruktur und 
Strukturwandel, der Entwicklung der Produktivität und im Be-
reich des Außenhandels. 
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Strukturschwiichen in Produktionsstruktur und Strukturwandel 

Der Vergleich der österreichischen mit der deutschen Pro-
duktionsstruktur (Übersicht 2) zeigt einen überdimensionierten 
Basissektor (Bergbau, Erdöl, Eisen- und Metailhütten, Gieße-
reien und Papiererzeugung), überdimensionierte Baubranchen 
(Glas, Steine—Keramik, Holz) und eine überdimensionierte Pro-
duktion traditioneller Konsumgüter (Papierverarbeitung, Nah-
rungs- und Genußmittel, Leder, Textil, Kleidung); zu Mein sind 
die chemische Industrie und vor allem die technischen Verarbei-
tungsprodukte (Maschinen, Fahrzeuge, Eisen- und Metallwaren, 
Elektro). Die Bereiche also, die einfache Produktionsverfahren 
anwenden, wenig spezialisierte Produkte erzeugen, keine beson-
ders geschulten Arbeitskräfte benötigen, sind in Österreich viel 
stärker vertreten als in der Bundesrepublik Deutschland. Dieses 
Ergebnis wird durch deutliche Indikatoren für ein Forschungs-
und Entwicklungsdefizit gestützt. Die Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung erreichen bloß F2% des Brutto-Nationalpro-
duktes, halb soviel wie in den USA, aber auch bloß halb soviel 
wie in der besser vergleichbaren Schweiz und weniger als 2/3  der 
deutschen oder selbst der englischen Forschungsausgaben. Für 
Patente, Lizenzen und Schutzmarken gibt Österreich im Jahr 
1/4 Mrd 5 mehr aus, als es einnimmt. 

Der Rückstand ist somit groß; holen wir wenigstens auf? Ist 
der Strukturwandel wenigstens rascher als in Westeuropa? Lei-
der nein. Übersicht 2 zeigt, daß die Anteilsverschiebungen inner-
halb der Gruppen wie innerhalb der Branchen der Bundesrepu-
blik Deutschland rascher waren als in Österreich, ob man nun 
Beschäftigte, Netto-Produktionswerte oder Investitionen be-
trachtet. 

Österreich liegt bei den Forschungsausgaben weit unter dem 
Niveau vergleichbarer Industrieländer und das Lizenzdefizit 
wächst beängstigend von 015 Mrd 5 im Jahre 1960 über 073 Mrd 
5 im Jahre 1970 auf 127 Mrd 5 im Jahre 1977. Kein Wunder, daß 
ausländische Firmen klagen, es wäre schwierig, in Österreich Zu-
lieferer zu finden, die bereit und in der Lage sind, die internatio- 
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Ubersicht 2 

Produktionsstruktur 
Produktion 

Beschäftigte Netto- Investition 
Produktionswert nominell 

Anteile real 

BilD BilD BRD 

16 12'/i 19 14 1/2 31½ 20 
10 7'/2 11 7½ 10 7½ 
26 17'/2 25 19 18 16'/2 
10 12 15½ 17 14½ 19 

Basissektor ohne Chemie 	......... 
Baubranchen 	................... 

technischeVerarbeitungsprodukte 38 50 29 42 26 37 

traditionelleKonsumgüter 	....... 

Chemie 	........................ 

Strukturwandel 
23 31 1/2 28½ 30 1/2 22 1/2 30 Gruppen') 	............ 

Branchen') 	........... 28½ 321/2 35 1/2 37 31½ 37 1/2 
1)  Summe der absoluien Anteilsverschiebtmgen. 

Quelle: Aiginger, 1980,5.33 und 35, 

nal anerkannten Normen zu erfüllen. Damit soll nicht behauptet 
werden, daß es in Österreich nicht ausgezeichnete Betriebe gäbe, 
die international einmalige Produkte bester Qualität erzeugen - 
ihr Anteil ist nur noch viel zu klein und nimmt offenbar auch 
nicht im entsprechenden Maße zu. 

Zu langsames Wachstum der Produktivität 

In bezug auf das Wachstum der Produktivität sind Öster-
reichs Probleme glücklicherweise nicht ganz so groß wie im Be-
reich des Strukturwandels; Österreichs Produktivität ist rascher 
gewachsen als in anderen Industriestaaten und auch rascher als 
in der Bundesrepublik Deutschland. Allerdings - und das ist ein 
Indikator für Strukturprobleme - wurde dieser Erfolg mit einer 
überdurchschnittlich hohen Investitionsquote erkauft. Auch ist 
das Niveau der österreichischen Produktivität noch zu niedrig. 
Trotz etwa gleich hoher Kapitalintensität ist die Kapitalproduk-
tivität noch um '/10 niedriger als in der Bundesrepublik Deutsch- 
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land5) und auch die Arbeitsproduktivität liegt trotz etwa gleicher 
Kapitalausstattung der österreichischen Arbeitsplätze unter den 
deutschen Werten. Sehr vorsichtig wird man daraus schließen 
können, daß der Kapitalstock hierzulande weniger effizient ein-
gesetzt wird6). Das ist nicht nur deswegen unangenehm, weil dem 
hohen Konsumverzicht der Österreicher nicht der entsprechende 
Erfolg gegenübersteht, sondern auch deswegen, weil gut die 
Hälfte aller Investitionsgüter aus dem Ausland importiert wird, 
ein mangels entsprechender Effizienz überhöhter Kapitalstock, 
also unmittelbar die Leistungsbilanz belastet. Schenk 7) hat dar-
über hinaus auch auf die verhältnismäßig geringe Arbeitspro-
duktivität in den technischen Verarbeitungsindustrien, Wage-
ner8) auf die Verschärfung der Gegensätze zur Bundesrepublik 
Deutschland hingewiesen: Branchen mit vergleichsweise über-
durchschnittlichem Produktivitätsrückstand sind im Zeitraum 
1960-1972 noch weiter zurückgefallen, solche mit relativ gerin-
gen haben weiter aufgeholt. 

Strukturkchwächen im Bereich des Außenhandels 

Die Strukturschwächen in Produktion und Produktivität 
werden im Bereich des Außenhandels unmittelbar leistungs-
bilanzwirksam. Sie zeigen sich im Verlust von Marktanteilen im 
Inland, in einer Konzentration der Exporte auf einfache Pro- 

) H. Seidel, 5truktur und Entwicklung der österreichischen Industrie, schriftenreihe 
der Bundeswirtschaftskammer, Heft 32/1978, S. 46. 

e) G. Tichy, Wie wirkt das österreichische System der Investitionsförderung? Universi-
tät Graz, Research Memorandum 7906. In: Quartalshefte der Girozentrale, Heft 1/1980. - In-
vestorenverhalten in Österreich. Ist die hohe Investitionsneigung eine Folge der weitgehen-
den staatlichen Förderung. Universität Graz, Research Memurandum 7904. In: Schriftenreihe 
des wirtschaftswissenschaftlichen Seminars Ottobeuren, Band 9/1979. 

W. Schenk, Wettbewerbsverschärfung und technologischer Wandel in der Industrie, 
In: Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung,1980, S. 122. 

H. J. Wagener, Arbeitsproduktivität im industriellen Bereich: Ein vergleich zwischen 
Österreich und Westdeutschland. In: F. Levcik (Hrsg.), Internationale Wirtschaft - verglei-
che und Interdependenzen, Wien 1978, S. 94f. 
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dukte, in großen Importüberschüssen im Bereich der technischen 
Finalgüter sowie ungünstigen Preisen und Gewinnen. 

Übersicht 3 zeigt die Entwicklung der Inlandsmarktanteile: 
Die österreichische Industrie hat im Durchschnitt der Jahre 
1970/77 12/3%  Inlandsmarktanteil pro ‚Jahr verloren. Die Verluste 
sind besonders groß im Bereich der einfachen Konsumgüter (Tex-
til, Bekleidung, Leder), in der Metaliverarbeitung und in der Che-
mie. Offenbar verloren wir mehr Marktanteile nicht nur - und 
vielleicht nicht einmal so sehr - an die Entwicklungsländer, son-
dern auch an Industriestaaten im Bereich hochwertiger Güter. 
Umgekehrt hat Österreich in derselben Periode etwa 10% Markt-
anteile im Ausland gewonnen9), und zwar vor allem in den Berei-
chen Chemie, Maschinen und Fahrzeuge. 

Übersieht 3 

Entwicklung der Inlandsmarktanteile 
der heimischen Industriegütererzeugung 

1967 = 100 

1970 1975 1976 1977 

925 887 840 809 

Bergbau und Metallgrundindustrie') 	. 862 759 898 861 
929 924 815 777 
938 793 736 669 

Industrieinsgesamt 	.................... 

958 913 881 881 

Metallverarbeitung 2 ) 	................... 

Textil, Bekleidung, Leder 	............... 

936 893 847 828 
Papier und Holz 	....................... 

. 	 . 	 . 	 . 	 . 974 965 944 928 
chemie 	.............................. 
Steine-Keramik und Glas ... ....... 

Nahrungs-undGenußmittel 3 ) 	........... 980 994 956 940 

- 2)  Bergwerke, Eisenhütten, Metalihütten, Gießereien. - 2) Maschinen-, Fahrzeug-, Eisen- 
und Metallwaren-, Elektroindustrie. - 2) Ohne Tabakindustrie. 

Quelle: WIFO-Datenbsnk. 

9)  E. Smeral, Marktanteilsentwicklung und Konkurrenzfähigkeit. CA Wirtschaftsbe-
richte, Heft 411979, 5. 39ff. 

140 



Die Entwicklung scheint hier in die richtige Richtung zu ge-
hen, die - Struktur selbst entspricht aber noch nicht der eines 
hochindustrialisierten Staates: die Maschinenexporte erreichen 
bloß 82% des westeuropäischen und 62% des deutschen Anteils, 
die Chemieexporte gar nur 72% und 59%; entsprechend höher ist 
- wie Übersicht 4 zeigt - der österreichische Anteil an sehr ein-
fachen Waren (SITC 6). 

Es verwundert daher wenig, daß eine Untersuchung des 
österreichischen Amerikaexportes feststellte, daß er sich größ-
tenteils auf solche Halb- und Fertigwaren beschränkt, deren Ver-
arbeitungsgrad im internationalen Vergleich eher mäßig wäre, 
und daß Waren mit hohem Verarbeitungsgrad und großer For-
schungsintensität geringe Bedeutung hätten; Österreich wäre 
Konkurrent nicht der Industriestaaten, sondern der Entwick-
lungsländer' 0). Dementsprechend zeigte auch die Befragung des 
Österreichischen Institutes für Wirtschaftsforschung, daß sich 
die Firmen unter erheblichem Konkurrenzdruck der Oststaaten 
und der Entwicklungsländer befinden, und zwar große Firmen 
stärker als kleine. Besonders stark ist der Druck in den Branchen 
Gießerei, Textil, Lederverarbeitung, Bergbau, Bekleidung, stark 
in den Bereichen Eisen und Stahl, Elektro, Maschinen, Steine-
Keramik und Metallwaren. Man sieht: Branchen reichen zur 
Analyse nicht mehr aus, auch bei einfacheren Maschinen und 
Elektrogeräten gibt es schon Konkurrenzprobleme. Für eine Un-
tersuchung nach Produkten sei auf die jüngste Analyse des öster-
reichischen Institutes für Wirtschaftsforschung") verwiesen. 

Gliedert man die Handelsbilanz nach Warengruppen zeigen 
sich Überschüsse allein bei bearbeiteten Waren (SITC 6), einer 
Gruppe mit sehr geringem Veredelungsgrad; die höchsten Defi-
zite - von Brennstoffen abgesehen - treten bei Maschinen und 

ID)  E. smeral, Absatzschwiedgkeiten in den USA, Österreichisches Institut für Wirt-
schaftsforschung, Monatsberichte, Heft 7/1 977. 

") W. Urban, Arbeits- und Qualifikationsintensität der österreichischen Industriespar-
ten, Österreichisches Institut für Wirtschaftsfnrschung, Mnnatsberichte, Heft 4/1980, 
S. 194ff. 
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Ubersicht 4 

Internationaler Vergleich der Warenstruktur der Ausfuhren 
Anteil am Gesamtexport in % 

Warengruppen (SITC) 

1978 1978 

BRD 

1978 

n 

1978 
tannien 

1978 

Italien 

1978 
lande 
1978 

Belgien 

1978 

sc:we  

1978 

ehwei: 

1978 

Westl. 

srn  
1977 

USA 

1977 

Japan 

1978 

865 802 900 780 832 857 562 831 827 949 780 709 974 
Nahrungsmittel 

134 198 100 220 168 143 438 169 173 51 220 291 26 

Maschinen, Verkehrsmittel (7) 290 353 468 359 370 321 188 242 425 323 381 433 597 
ChemischeErzeugriisse (5).. 79 110 133 116 113 65 149 127 51 204 96 92 52 

355 224 202 209 227 241 159 353 278 206 201 96 238 

Industriewaren (5-9) ........

Rohstoffe 	(0-4) ........... 

137 102 94 92 96 209 63 72 67 209 88 63 80 

Nahrüngsmittel (0,1,4) 40 105 48 155 80 68 222 95 24 37 107 147 12 

BearbeiteteWaren (6) ........ 
KonsumnaheWaren (8) ...... 

Roh- und Brennstoffe (2,3) . 94 93 52 66 88 73 21'6 73 149 14 113 144 14 
79 40 20 39 24 15 53 30 129 13 63 109 11 Rohstoffe 	(2) 	............. 

Brennstoffe (3) ............ 16 53 32 27 64 58 162 44 20 01 50 35 03 



Verkehrsmitteln auf (Übersicht 5). Nach Branchen aufgegliedert, 
gibt es Aktiva (in abnehmender Größenordnung, bezogen auf die 
Produktion) bei den Eisenhütten, Papiererzeugung und -verar-
beitung, Glas, Leder und Gießereien, durchwegs also sehr einfa-
chen Produkten. Alle komplizierteren Produkte werden mehr 
importiert als exportiert (Übersicht 6). 

Übersicht 5 

Handelsbilanzsalden im Verhältnis zur Inlandsproduktion 

Importe minus Exporte (Passinim) 
in % der Inlandsproduktion 

Durchschnitt 1975-1977 

73 
82 

- 42 (Aktivum) 
23 

7 
Glas 	.............. 	................ 	....... - 	6 (Aktivum) 

16 
- 22 (Aktivum) 

Papierverarbeitung 	... .... .... ..... ......... - 21 (Aktivum) 
Holzverarbeitung 	........................... 0 

Bergbau und Magesit 	........................ 

13 

Erdöl 	..................................... 

45 

Eisenhütten 	................................ 
Metalihütten 	............................... 

- 	4. (Aktivum) 

Steine-Keramik ............................. 

9 

. 
Chemie .................................... 

Papiererzeugung 	............................ 

10 

Nahrungs- und Genußmittel 	.................. 

- 	3 (Aktivum) 

. 

Ledererzeugung 	............................ 

4 

Lederverarbeitung 	.. ...................... .. 

Textilien 	................................... 

100 

Bekleidung 	................................. 
Gießereien 	................................. 

9 

Maschinen 	................................. 
Fahrzeuge 	................................. 
Eisen- und Metaliwaren 	...................... 

7 Elektro 	.................................... 

Industrie insgesamt .......................... 14 

Quelle: WIFO-Datenbank; W. Schenk, Technologiebedingte Strukturschwächen in der 
österreichischen Wirtschaft. In: Zentralsparkasse der Gemeinde Wien (Hrsg.), Neue Techno-
Ingien und Produkte für Österreichs Wirtschaft, Wien 1979. 

Der zu geringe Verarbeitungsgrad der österreichischen Ex-
portprodukte, ihre zu geringe Technologie- und Facharbeitsin-
tensität ist vor allem deswegen unangenehm, weil einfache Pro- 
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Ubersicht 6 

Handelsbilanzsalden nach Warengruppen 1955 bis 1979 
in Mrd S 

Warengruppen (SITC) 1955 1960 1970 1973 1977 1978 1979 

10 —11 - 60 —189 —386 —224 —218 
Rohstoffe,Nahrungsmittel(O-4) —59 —66 —120 —170 —344 —334 —419 
Industriewaren (5-9) ......... 

Maschinen, Verkehrsmittel (7) . —27 —58 —109 —199 —343 —200 —220 
ChemischeErzeugnisse (5) . .. —07 —18 - 49 - 57 - 80 - 76 - 91 

45 63 85 75 11'7 158 227 
00 01 12 - 08 - 88 —105 —134 

-48 —45 - 52 - 85 —123 —10'G —10'3 

BearbeiteteWaren (6) ......... 

Roh-undBrennstoffe (2,3) 	. . —11 —21 - 68 - 85 —221 —227 —316 

Konsumwaren (8) 	............ 

15 06 - 10 - 03 - 10 - 07 - 13 

Nahrungsmittel (0,1,4) 	....... 

Rohstoffe 	(2) 	.............. 
-26 —28 - 58 - 81 —210 —221 —303 

.-49 —77 —180 —359 —730 —558 —637 

Brennstoffe (3) ......... ....

AlleWaren 	(0-9) 	. .......... 

dukte in einem Industrieland mit dem ihm entsprechenden Lohn-
niveau nicht gewinnbringend erzeugt werden können. Das stei-
gende Handelsbilanzdefizit resultiert daraus, daß Österreich 
trotz relativ günstiger Kostenentwicklung bei diesen Exportpro-
dukten nicht mehr konkurrenzfähig ist. Es bleibt nur die Wahl 
zwischen Verzicht auf Exporte - also einem Handelsbilanzdefi-
zit -‚ Verlustexporten oder Strukturwandel. Mangels entspre-
chender Daten über Exportgewinne wurden die gesamten Indu-
striegewinne' 2) verglichen: Sie zeigen das ganze vergangene 
Vierteljahrhundert hindurch einen sinkenden Trend, von der 
kurzen Periode 1968/70 abgesehen. Der sinkende Trend stammt 
jedoch allein aus dem Basissektor und in den letzten Jahren aus 
der Bauwirtschaft. In den technischen Verarbeitungsindustrien 
und sogar bei traditionellen Konsumgütern steigt der Gewinn so- 

12) K. Aiginger/K. Bayer, Die selbstfinanzierungskraft der Industrie: Cash-Flow-Ent-
wicklung 1956 bis 1979, Osterreichisches Institut für Wirtschaftsforschung, Monatsberichte, 
Heft 1/1980, S. 10ff. 
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gar recht ordentlich. Wäre der Strukturwandel entsprechend 
rasch gewesen, wäre der Trend auch für die gesamten Industrie-
gewinne inzwischen anders. 

Abschließend noch eine Bemerkung zu den Strukturproble-
men im Osthandet. Wir sind sehr stolz auf unser Verhandlungsge-
schick im Osten, darauf, daß wir die Genossen zu behandeln wis-
sen. Leider schlagen sich die guten Kontakte nicht im Außenhan-
del nieder: Der Marktanteil Österreichs ist in den Oststaaten seit 
1965 von 7 auf 5°k zurückgegangen, unsere Handelsbilanz ist mit 
Rußland und der Tschechoslowakei negativ, nur mit den kleinen 
Oststaaten positiv, und die Struktur der österreichischen Ost-
exporte ist so schlecht wie anderswohin: Während die übrigen 
Weststaaten einen Investitionsgüteranteil von 42% haben, bringt 
es Österreich auf 33%; dafür exportieren wir mehr Eisen und 
Stahl und mehr einfach bearbeitete Produkte'3). Kein Wunder, 
daß die österreichischen Firmen den steigenden Zwang zu Kom-
pensationsgeschäften beklagen; es scheint für sie die einzige 
Möglichkeit zu sein, im Geschäft zu bleiben. Etwas überspitzt 
formuliert: Kompensationsgeschäfte als Tauschhandel nicht 
weltmarktfähiger Produkte auf beiden Seiten. 

Ursachen der Strukturprobleme 

Die Ursachen der österreichischen Strukturproblemeliegen 
nicht in überdurchschnittlich hohen Arbeitskosten: didse sind 
noch immer um 1 /4 niedriger als in der Bundesrepublik Deutsch-
land und um '/s niedriger als im Durchschnitt der Handelspart-
ner, wenn auch etwas höher als in Frankreich, Italien oder Groß-
britannien 14). Die Ursachen ‚sind eher im raschen Aufholen der 
österreichischen Löhne und in der Industrialisierung der Ent- 

13)  J. 5tankovsky, Österreichischer Osthandel: Bestandsaufnahme und Aussichten, 
Osterreichisches Institut für Wirtschaftsforschung, Monatsberichte, Heft 271980, S. 69ff. 

") E. Walterskirchen, Arbeitsisosten im internationalen Vergleich, Osterreichisches In-
stitut für Wirtschaftsforschung, Monatsberichte, Heft 10/1977, S. 484ff., insbesondere 5.486. 
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wicklungsländer zu suchen. 1960 lagen die österreichischen 
Löhne noch unter denen der wichtigsten Handelspartner, und die 
Industrien, die heute als strukturschwach gelten, siedelten sich 
zum Teil gerade erst an, das Lohnniveau war ihnen in Deutsch-
land oder in den USA zu hoch geworden. Die weltweite Grund-
stoffkonjunktur der siebziger Jahre führte dann zu einem 
strukturwidrigen Ausbau dieser mit Standardprodukten in 
Österreich langfristig nicht konkurrenzfähigen Bereiche. Mit 
dem Übergang zu niedrigeren Wachstumsraten der Nachfrage, 
der Energieverteuerung und den ersten Erfolgen der Industriali-
sierung der Schwellenländer sind diese latenten Strukturpro-
bleme in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre wieder virulent 
geworden, nachdem sie es schon einmal Mitte der sechziger 
Jahre waren 15). 

Daß andere Industriestaaten vor denselben Problemen der 
Umstrukturierung stehen, weil die Industrialisierung der Ent-
wicklungsländer zum Abwandern einfacher Produktionen ge-
führt hat, verschärft die österreichischen Probleme noch; es in-
tensiviert den Konkurrenzdruck auf den Märkten für intelligente 
Produkte enorm. Noch nie war es so schwer wie heute, eine der 
sagenhaften Marktlücken zu finden. Dazu kommt, daß der Schil-
ling (ebenso wie die DM und der Schweizer Franken) heute nicht 
mehr unterbewertet ist, wie das noch zu Anfang der siebziger 
Jahre der Fall war, ganz im Gegenteil ist der Schilling eher über-
bewertet. 

Die Wirtschaftspolitik hemmte den Strukturwandel in den 
siebziger Jahren durch die Forcierung der Beschäftigung von 
Gastarbeitern, die das Lohnniveau für ungelernte Arbeit drück-
ten' 6) und den Niedriglohnbranchen die Möglichkeit gaben, die 
Anpassung hinauszuschieben. Strukturkonservierend wirkte 
weiters die massive Förderung der Investitionen bei gleichzeitig 
hoher Steuerbelastung, die weit unterdurchschnittliche Förde- 

") siehe den „Koren-Plan und ähnliche Versuche zur Beseitigung der damaligen 
Strukturprobleme. 

16)  W. Pollan, Der Einfluß des Konjunkturverlaufes und der Fremdarbeiterbeschäfti-
girng auf die ligerindustrielle Lohnstruktur, Osterreichisches Institut für Wirtschaftsior-
schung, Monatsberichte, Heft 2/1977. 

wl 



rung von Forschung und Entwicklung sowie die Versuche, Ar-
beitsplätze auch in strukturschwachen Betrieben zu erhalten. 

Zwiespältig ist der Beitrag der Hartwährungspolitik zum 
Strukturwandel. Er wurde noch nie genauer untersucht. Be-
kanntlich muß beim gegenwärtigen Wechselkurssystem unter-
schieden werden zwischen dem 

- faktischen Wechselkurs des Schillings gegenüber einzelnen 
Währungen, 

- dem effektiven Wechselkurs, dem gewichteten Wechselkurs 
gegenüber den Handelspartnern, 

- dem effektiven realen Wechselkurs, dem effektiven Wechsel-
kurs abzüglich der gewichteten Preise oder Kosten gegen-
über den Handelspartnern, der die Konkurrenzfähigkeit wie-
dergibt. 

Übersicht 7 

Entwicklung des effektiven Wechselkurses des Schillings 
1970 = 100 

135 
133 

- nominell 
130 	

real 

125 

120 

115 
114 

110 

105 

100 

95 
70 	71 	72 	73 	74 	75 	76 	77 	78 	79 	80 

Quelle: H. Handler, Internationale und nationale Rahmenbedingungen für die mone-
täre Entwicklung der achtziger Jahre. In: Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung 
1980. 
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Diese Unterscheidungen sind wichtig, weil Aufwertungen 
die Inflationsrate drücken, der reale effektive Wechselkurs also 
stets weniger steigt als der nominelle. Übersicht 7 zeigt, daß der 
Schilling im Zeitraum 1970 bis Ende 1979 gegenüber den Han-
delspartnern, also effektiv, um 33% aufgewertet wurde, real da-
gegen nur um l4%. Die Preise bzw. Kosten blieben also um etwa 
19 Prozentpunkte zurück. Wie stark die Steigerung des realen 
hinter dem nominellen Wechselkurs zurückbleibt, hängt von der 
Wirtschaftspolitik ab. Je restriktiver diese ist, desto Meiner wird 
der Abstand. 

Welche Folgen hatte nun die reale Aufwertung um insgesamt 
14% in den siebziger Jahren? Daß die Effekte auf die Leistungs-
bilanz gering waren, wurde schon vorne erwähnt; ebenso auch, 
daß die Eiporte mengenmäßig etwas sanken und die Importe 
mengenmäßig stark stiegen. Niehans' 7) berichtet, daß nach noch 
nicht abgeschlossenen Untersuchungen in der Schweiz eine reale 
Aufwertung um 10%  die Auslandsaufträge um 7 1 /2%, die Exporte 
sofort (unbeschadet späterer Effekte) um 3% und die Industrie-
produktion um 3 1 /2% sinken läßt. Ähnliche Resultate ergeben 
sich für Österreich: fPa = 297 + 0 - 66 I[Poecd - 043 RWKak r2 . 

(468) 	(287) 
Eine 10%ige Erhöhung des realen, arbeitskostenbereinigten 

Wechselkurses läßt - bei konstanter OECD-Industrieproduktion 
- die österreichische Industrieproduktion um 4 1 /2% sinken. Geht 
man davon aus, daß eine 10%ige Aufwertung des Wechselkurses 
zu einer 7%igen realen Aufwertung führt, bringt sie somit eine 
3%ige Verringerung der Industrieproduktion mit sich. Sie 
dämpft daher den Preisauftrieb nicht nur von der Kostenseite, 
sondern wirkt auch deutlich restriktiv; der Strukturwandel aber 
ist in Perioden langsamen Wachstums in Österreich deutlich 
langsamer. Strukturhemmend wirkt eine Aufwertung weiters da-
durch, daß sie die Gewinne der Exportindustrie senkt - die Kon-
kurrenzversch.lechterung durch die Aufwertung wird teilweise 

17)  J. Niehans, Geldpolitik bei überschießenden Wechselkursen, Außenwirtschaft 34 (3), 
S. 199ff., 1979. 
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aufgefangen - und dadurch die Investitionen (gewinnabhängige 
vorzeitige Abschreibung!) und damit die Möglichkeit zum Struk-
turwandel beeinträchtigt wird. Weiters begünstigt eine Aufwer-
tung den geschützten Sektor relativ zum meist produktiveren ex-
ponierten und verstärkt die Konzentration der Exporte auf die 
Länder, mit denen de facto feste Wechselkurse bestehen. Ande-
rerseits könnte eine Hartwährungspolitik den Strukturwandel 
auch beschleunigen, da sie die Exportgewinne der struktur-
schwachen Bereiche besonders stark drückt und ihnen die Not-
wendigkeit der Änderung der Produktionsprogramme besonders 
drastisch vor Augen führt. Wahrscheinlich wird es jedoch an 
Finanzierungsmitteln für die Umstrukturierung fehlen; solche 
Fälle der passiven Sanierung durch Ausscheiden waren in letzter 
Zeit nicht selten. Insgesamt zeigt sich, daß die Hartwährungs-
politik den Strukturwandel eher bremsen dürfte, flankierende 
Maßnahmen für die Exportindustrien, die schon oft gefordert 
wurden' 8) sind bis jetzt ausgeblieben. 

Der Beitrag der Industriepolitik zur Leistungsbilanz-
sanierung 

Der Autor hat bereits vor eineinhalb Jahren in einem Gut-
achten für das Finanzministerium sechs Pakete zur Strukturver-
besserung vorgeschlagen, und zwar ein Forschungsförderungs-, 
ein Innovationshilfe-, ein Mobilitätshilfe-, ein Finanzierungs-
hilfe-, ein Exporthilfe- und ein Starthilfepaket. Bei der For-
schungsförderung geht es vor allem um die Verschiebung von der 
Investitionsförderung zur indirekten Forschungsförderung sowie 
direkte Maßnahmen der Projektförderung. In der Innovationsför-
derung geht es um die teilweise Übernahme der Kosten für die 
Fertigungsüberleitung, nötige, Testgeräte, die Markteinführung 

) G. Tichy, Zahlungsbilanz- und beschäftigungsrelevante Strukturprobleme von In-
dustrie und Gewerbe sowie Ansatzpunkte zu ihrer Lösung. Gutachten im Auftrag des Bun-
desministeriums für Finanzen. in: Quartalshefte der Girozentrale, Sonderheft 1/1979, 



sowie Hilfe bei der Produkthaftung in der Einführungsphase. Die 
Mobilitätshitfe sollte helfen, Arbeitskräfte und Kapital rasch und 
mit möglichst geringen Kosten von strukturschwachen in aus-
sichtsreiche Bereiche hinüberzuführen, die Finanzierungshilfe 
die Gleichstellung von Eigen- und Fremdkapitalzinsen sicherzu-
stellen und für die Risikokapitalbildung außerhalb der Betriebe 
zu sorgen. Die Exporthilfe sollte noch stärker den Problemen der 
Exporteure in Weichwährungsländer und den Problemen der 
Mittelbetriebe zugewendet werden, die große Schwierigkeiten 
bei der Erschließung ausländischer Märkte haben, vom Know-
how wie von den Kosten her. Das Starthilfepaket schließlich 
sollte Hilfe bei der Neugründung technologie- und facharbeits-
intensiver Firmen geben. 

Gelingt es uns, die Produktionsstruktur eines modernen In-
dustriestaates zu erreichen, werden unsere Leistungsbilanzpro-
bleme von selbst verschwinden; ohne Lösung der Strukturpro-
bleme hingegen müßten wir zum Ausgleich der Leistungsbilanz 
um 5% geringere Kapazitätsauslastung und dementsprechend 
höhere Arbeitslosigkeit erzwingen als unsere Handelspartner, ein 
Weg, der zu ernsten sozialen Spannungen führen müßte. Die Um-
strukturierung unserer Wirtschaft wird aber nur gelingen kön-
nen, wenn wir uns bemühen, ein weniger verkrampftes Verhält-
nis zur Wirtschaft, zur Wissenschaft und vor allem zur Technik 
zu finden. Wir dürfen den Techniker nicht mehr als den Mann 
verteufeln, der Arbeitsplätze gefährdet, die Umwelt zerstört und 
die Energieverschwendung fördert; wir müssen akzeptieren, daß 
es Wissenschaft und Technik waren, die Hunger, Armut, körper-
liche Not und Krankheit doch ganz erheblich verringert haben, 
und daß Wissenschaft und Technik die Instrumente schafftn, auf 
diesem Weg fortzuschreiten. 

Die Sammlung der Strukturprobleme in dieser Arbeit soll 
und darf nicht als Krankjammern der österreichischen Wirt-
schaft verstanden werden; die Erfolge der österreichischen Wirt-
schaftspolitik sollen nicht geleugnet werden. Es muß aber betont 
werden, daß die österreichischen wirtschaftspolitischen Erfolge 
der Vergangenheit Resultat ilusionsloser Erkenntnis der Proble- 
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me und vielleicht überdurchschnittlicher Problemlösungskapazi-
tät gewesen sind. Diese beiden Elemente zusammen führten zu 
einer im internationalen Durchschnitt überdurchschnittlich kon-
sequenten antizyklischen Budgetpolitik (von einigen Fehlern ab-
gesehen), zu der berühmten Einkommenspolitik, zur Hartwäh-
rungspolitik, zu der - verglichen zum internationalen Standard 
- stärker mittelfristigen Konzeption der Wirtschaftspolitik und 
zur frühzeitigen Akzeptierung der Strukturpolitik (die heute in 
Amerika als Angebotspolitik neu entdeckt wird). Unsere Erfolge 
sind uns also nicht in den Schoß gefallen, wir haben sie erkämpft. 
Unsere gegenwärtigen Probleme zu erkennen md damit die Vor-
aussetzungen für ihre Lösung zu schaffen, dazu sollten diese 
Überlegungen beitragen. 
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Beitrag der Einkommenspolitik 
zur Verbesserung der Leistungsbilanz 

Abgeordneter Sepp Wille 
Vorsitzender-Stellvertreter 
der Gewerkschaft Metall— Bergbau —Energie 

Die österreichische Wirtschaft hat in den letzten Jahren 
einen großen Sprung vorwärts gemacht und die „Europareife" 
erlangt. 

Das Brutto-Jnlandsprodukt betrug 1979 in Österreich 
9.200 $‚ in den Ländern der OECD 8.800 $ und in den Ländern 
der OECD-Europa 7.800 $ pro Kopf und Jahr. Der Österreicher 
hat damit die europäische Leistungsfähigkeit und den „Europa-
lohn4 ' im Durchschnitt überschritten, also ein langfristiges Ziel 
erreicht. 

Dennoch: Die österreichische Wirtschaftsstruktur bedarf 
einer tiefgreifenden Veränderung, deren Notwendigkeit mit eini-
gen Fakten aufgezeigt werden soll. 
1. Die Zahl der Industrie-Beschäftigten nahm seit 1974 von 

rund 670.000 auf rund 620.000 ab. Obwohl die Zahl der Indu-
striebeschäftigten im letzten Jahr vielleicht wieder um 
10.000 angestiegen ist, ist eine kräftige Verjüngung der Indu-
strie durch mehr Innovation und weniger Investition notwen-
dig. 
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Einen Schwerpunkt in der Verbesserung der Leistungsstruk-
tur der österreichischen Wirtschaft bildet daher die Förde-
rung von Industrieansiedlungen. Die Bundesregierung hat 
dazu Vorhaben unterstützt, die diese Entwicklung beschleu-
nigen. (Beispiele: Produktion des Geländewagens Steyr-Mer-
cedes; Produktion von Steyr-BMW-Motoren; Produktion von 
GM-Motoren; Produktion von Philips-Videocassettenrecor-
dem; Produktion von Siemens-Mikroelektroitik-Baustei-
nen.) 
Einen weiteren Schwerpunkt der Strukturpolitik bildet die 
Energiepolitik. 

Für Energieimporte mußte Österreich 1973 10 Mrd 5 
aufwenden. 1974 waren es bereits 20 Mrd 5, 1980 werden es 
45 Mrd 5 sein. Nachdem das Leistungsbilanzdefizit 1980 
„nur" 37 Mrd 5 betragen wird, kann die Schwere des Pro-
blems an den Energieimporten gemessen werden. 

Daher auch dazu ein Regierungsprogramm. Es sieht vor: 
Ausbau der österreichischen Energiequellen; Entwicklung 
alternativer Energiequellen; sparsame Energieverwertung. 
Nicht nur die Bundesregierung, auch die Wirtschaft erwartet 

zudem in einer „offensiven Industriepolitik" eine „wettbewerbs-
orientierte Arbeitskostenorientierung", ohne den Gewerkschaf-
ten diese „Erwartung" näher zu definieren. Die Gewerkschaften 
warten auch nicht darauf. Sie haben längst erfahren, daß afle Ob-
jektivität in der Lohnpolitik im „Fingerspitzengefühl" und im 
„Augenmaß" zu suchen ist. 

Zum Problem „Lohnhöhe und Beschäftigung" ist vor allem 
in der BRD eine Serie von Untersuchungen erschienen. Das Er-
gebnis in einem Satz: „Gerade die Vielseitigkeit der vorgetrage-
nen Argumentationskette zeigt, wie wenig sicher unsere Kennt-
nisse auf diesem Gebiet sind." 

Natürlich wird wiederholt die Frage gestellt, ob nicht abso-
lute oder relative Lohnsenkungen die gegenwärtige Arbeitslosig-
keit beseitigen und auch die Exportchancen erhöhen könnten, 
doch wird - z. B. von Herbert Giersch - eine Politik, „die sich 
nur auf die Dämpfung von Reallöhnen bezieht, für wenig aus- 
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sichtsreich gehalten". Schließlich kommt man zum Schluß, daß 
die Lohnpolitik „eben doch nur eine der Determinanten von Sta-
bilisierungs- und Strukturpolitik ist". 

Der Beitrag der Gewerkschaften zur Wirtschaftspolitik ist 
daher sicher recht allgemein. Da wird Vollbeschäftigung und 
Stabilität direkt angesteuert und indirekt natürlich damit Struk-
turpolitik betrieben. Jeder Gewerkschafter anerkennt, daß ein 
Leistungsbilanzdefizit nur vorübergehend zu verkraften ist. 
Auch die Absicherung der außenhandelspolitischen Flanke muß 
daher ein zentrales Anliegen sein und bleiben. 

Der größte Erfolg der österreichischen Gewerkschaften ist 
daher vermutlich der gesicherte soziale Friede. Er ist von der 
Stärke der Gewerkschaften und dem daraus gewonnenen Ver-
trauen in die Gewerkschaften und in die Wirtschaft abgeleitet 
und substantieller als die Lohnpolitik selbst. 

Dazu: Auch Experten - falls es dazu Experten gibt - über-
schätzen immer wieder die direkten Auswirkungen der gewerk-
schaftlichen Lohnpolitik. Meiner langjährigen Erfahrung zufolge 1  
wird mit der Erhöhung der Istlöhne durch die Gewerkschaften im 
größten Wirtschaftsbereich aber nur die Inflation „abgegolten", 
die jährliche kollektivvertragliche Istlohnerhöhung entspricht 
also etwa nur der Steigerung der Verbraucherpreise. Darauf auf-
bauend erhöhen allerdings die Betriebe und Betriebsräte die 
„Löhne" entsprechend den sehr unterschiedlichen Wünschen und 
Möglichkeiten; dabei setzt erst die entscheidende „Feinsteue-
rung" ein, wobei die höchste „wage-drift" im geschützten Be-
reich zu verzeichnen ist. Da stehen dann Aktiengesellschaften 
mit Personalkosten pro Kopf und Jahr von 150.000 5 anderen 
Aktiengesellschaften gegenüber, deren Personalkosten über 
350.000 5 hinausgehen. 

Die Gewerkschaften gehen somit in hohem Maße auf ökono-
mische Notwendigkeiten der Unternehmungen ein und leisten 
damit umfassend ihren Beitrag. Die offenen Fragen der Struktur-
politik sind also vor allem von den Unternehmungen durch eine 
„offensive Industriepolitik" zu beantworten, die von den Ge-
werkschaften erwartet, aber auch getragen werden wird. 
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Diese Auffassung wird vermutlich Allgemeingut sein. Weder 
Regierung noch Wirtschaft erwarten von den Gewerkschaften 
eine Neuorientierung ihrer Lohnpolitik. Daß die allgemein 
schwierige Wirtschaftsentwicklung, die sich vor allem in einem 
stark reduzierten Wachstum ausdrückt, auch von den Gewerk-
schaften verstanden wird, ist offenkundig. Die Gewerkschaften 
werden solange auf die Notwendigkeit der Wirtschaft einzugehen 
bereit sein, solange sie als gleichberechtigte Partner in der Wirt-
schaft behandelt werden. 

Soweit zu den unmittelbar zu bewältigenden Aufgaben. 
Langfristig braucht unsere Gesellschaft sicher mehr als eine 
Struktur, die aus dem „Wachstum" kommt. Immer werden wir 
unseren Problemen nicht „davonwachsen" können. 
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Schlußbemerkungen 

Dkfm. Dr. Heinz Kienzl 
Generaldirektor der Qesterreichischen Nationalbank 

Die Volkswirtschaftliche Tagung 1980 hat uns vor Augen ge-
führt, daß wir Österreicher, immer wenn es darauf ankommt, in 
der Lage waren, größte Anstrengungen zu setzen, um mit exi-
stenzbedrohenden Schwierigkeiten fertig zu werden. Dies hat 
Professor Tichy an einigen Beispielen aufgezeigt. Und die Erfol-
ge, die uns Hofrat Kausel vor Augen gestellt hat, sind Ausdruck 
dafür, daß wir uns in den siebziger Jahren tapfer gehalten haben. 
Man kann daher hoffen, daß eine solche Haltung vom größten 
Teil der Österreicher auch bei der Bewältigung der künftigen 
schwierigen Probleme eingenommen wird. Fest steht leider, daß 
uns der Wind jetzt sehr stark ins Gesicht bläst, und wenn wir 
unsere internationale Position halten, Lebensstandard und Voll-
beschäftigung sichern wollen, müssen wir uns kräftig in die Rie-
men legen. 

Professor Koren hat sicher recht, wenn er vor der Gefahr 
warnt, die Dinge zu verniedlichen und die Probleme zu kaschie-
ren. Denn die Neigung, sich in Sorglosigkeit zu wiegen und An-
strengungen aus dem Wege zu gehen, ist eine altösterreichische 
Nationaleigenschaft. Dazu kommt, daß jetzt die Tendenz um sich 
greift, die „Leistungsgesellschaft" abzulehnen. 
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Die Notenbank hat, wie es ihre Pflicht ist, immer wieder alle 
ihre Hebel in Bewegung gesetzt, um eine Verbesserung unserer 
Leistungsbilanz zu erreichen, und mancher ihrer Funktionäre 
hat, weil er harte Maßnahmen vorgeschlagen hat, allerlei Kritik 
in Kauf nehmen müssen. Daß aber dann Erfolge nicht ausgeblie-
ben sind, hat wieder alles gutgemacht. Daß gerade bei der Volks-
wirtschaftlichen Tagung der Notenbank solche Maßnahmen be-
raten wurden, hat die Bedeutung dieser Einrichtung als Forum 
für eine echte volkswirtschaftliche Meinungsbildung erhöht. 

Das 1977 konzipierte Maßnahmenpaket hat eine vorüberge-
hende Entlastung unserer Leistungsbilanz herbeigeführt und war 
erfolgreich, wenngleich der Erfolg angesichts neuer weltwirt-
schaftilcher Erschütterungen nicht von Dauer sein konnte. Die 
Referate des ersten Vormittags unserer Tagung haben uns ge-
zeigt, wie sehr die Energie- und Rohstoffverteuerung und -ver-
knappung neuerlich zur Verschlechterung der Leistungsbilanz 
beigetragen haben. Nun sind aber Verteuerung und Verknappung 
der Primärenergieträger einmal ein weltwirtschaftliches Faktum, 
und unser fundamentales Problem ist jedenfalls die Verbesserung 
der Struktur und damit der Konkurrenzfähigkeit der österreichi-
schen Wirtschaft. 

Daß wir verstärkte Anstrengungen zur Verbesserung der Lei-
stungsbilanz unternehmen müssen, ist unbestritten. Ich glaube 
aber nicht, daß dies mit einer einzigen Maßnahme geschehen 
kann, sondern daß ein umfangreiches Maßnahmenpaket entwik-
kelt werden muß. Die Alternative wäre eine Wirtschaftspolitik, 
die die österreichische Wirtschaft in ein extrem enges monetäres 
Korsett zwängt. Sie würde die bekannten, sozial höchst uner-
wünschten Effekte in Österreich genau so zeitigen wie in anderen 
Ländern. So wenig wünschenswert eine solche Politik wäre: 
Wenn nicht rechtzeitig und wirksam gehandelt wird, werden wir 
in diese Richtung getrieben werden. Der Aktionsparameter unse-
rer Politik wird in einschneidendem Maße durch unsere Devisen-
reserven bestimmt. Und die sind bekanntlich seit 1972, dem Jahr 
vor dem ersten Olschock, auf weit weniger als die Hälfte ihres 
Gewichtes gesunken. Denn seinerzeit deckten sie das Import- 

158 



erfordernis für 37 Monate. Gegenwärtig beträgt diese Quote nur 
mehr 16 Monate. 

Das zu ergreifende Maßnahmenpaket wird, wie ich glaube, 
ein breites Spektrum umfassen müssen - von der Inbetrieb-
nahme des fertigen Kernkraftwerks bis zu dem von Dkfm. Mayr 
vorgestellten „Nockahndorf". Dabei ist natürlich mit den ver-
schiedensten Widerständen politischer, gesellschaftlicher, ideo-
logischer und sonstiger Natur zu rechnen. Aber solche Wider-
stände müssen überwunden werden: denn wenn man in diesen 
Dingen nachgibt - kapituliert -‚ öffnet man das Tor für alle 
möglichen Narreteien, welche einige Länder, die Österreich gar 
nicht so unähnlich sind, auf eine sehr schief e Bahn gebracht ha-
ben. 

Ich hatte bei der BIZ in Basel kürzlich Gelegenheit, mit 
Notenbankkollegen aus Schweden und Dänemark zu sprechen: 
ihre Länder sind durch solche Zeiterscheinungen in eine viel 
schlechtere Situation gekommen, als wir sie gegenwärtig haben, 
obwohl sie jahrzehntelang für uns Vorbild und Muster waren. 

Ich bin, wie Professor Tichy, am meisten von dem soziologi-
schen Teil der INTERFUTURES-Studie der OECD beeindruckt, 
wo dargestellt wird, daß jede Generation - oder jeder Mensch - 
sich im Laufe seiner Entwicklung eine eigene Weltanschauung 
bildet. Daß man natürlich eine andere Weltanschauung gewinnt, 
wenn man hungert oder die Auswirkungen von Kriegen und Ka-
tastrophen zu spüren bekommt, als wenn man wohlbehütet unter 
konsolidierten Verhältnissen heranwächst, liegt auf der Hand. 

Das große gesellschaftspolitische Problem, mit dem wir es zu 
tun haben, ist aber, ob eine solche aus dem Wohlstand erwach-
sene Weltanschauung tauglich ist, um mit den wirtschaftlichen 
Gegebenheiten fertig zu werden. Denkt man daran, welchen ver-
heerenden Beitrag die Ideologie der Lebensunfähigkeit Öster-
reichs zur Entwicklung in der Ersten Republik geleistet hat, kann 
einem angst und bange werden, wenn man zusehen muß, wie 
Politiker, die es eigentlich besser wissen müßten, sich plötzlich 
einen Bart wachsen lassen oder sich der Öffentlichkeit auf einem 
Fahrrad präsentieren, nur um zu zeigen, daß sie „in" sind. Natür- 
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lich setzen sie sich eine Narrenkappe nur auf, weil sie glauben, 
dadurch Wählerstimmen zu gewinnen, verstärken aber dadurch, 
wie ich annehme ungewollt, den verantwortungs- und leistungs-
feindlichen Zug, den unsere Gesellschaft anzunehmen droht. 

In der INTERFUTURES-Studie ist davon die Rede, daß die 
Haltung der iungen Generation von dem Wunsch bestimmt wird, 
sich zu befreien und sich zu verwurzeln. Sich vom Leistungs-
druck zu befreien ist bequem, muß aber dazu führen, daß wir aus 
angestammten Märkten verdrängt werden und neue nicht er-
obern können. Und daß in Drop-outs-Gruppen verwurzelt zu 
sein, auf die Dauer auch nicht befriedigt, erkennen manche erst, 
wenn es für sie und die Gesellschaft zu spät ist. 

Wenn aber - wie auch INTERFUTURES herausstellt - die 
geistigen Grundlagen für eine Vorwärtsentwicklung nicht vor-
handen sind, und eine Generation heranwächst, die keinen Wil-
len hat, sich über Wasser zu halten, und glaubt, der liebe Gott 
oder der Papa oder ein österreichisches Wirtschaftswunder wer-
den schon weiterhelfen, dann, meine ich, fehlen ganz wichtige 
Voraussetzungen für einen erfolgreichen Kampf. 

Aber leider kann man Erfahrung nicht lernen, man muß sie 
machen! 
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